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Resümee 

Hans-Joachim Otto

Parlamentarischer Staatssekretär beim  
Bundesminister für Wirtschaft und Technologie
und Koordinator der Bundesregierung 
für die maritime Wirtschaft

Sehr geehrte Konferenzteilnehmer,

Deutschland braucht eine starke, zukunftsfähige mari-
time Wirtschaft!
Die Achte Nationale Maritime Konferenz in Kiel hat  
erneut gezeigt, dass eine leistungsstarke, international 
wettbewerbsfähige maritime Wirtschaft für unser au-
ßenhandelsorientiertes Land von hoher gesamtwirt-
schaftlicher Bedeutung ist. 
Die maritime Wirtschaft ist nicht nur unter regionalen 
Aspekten wichtig, sondern ist ein immer enger mit der 
Gesamtwirtschaft verflochtener, zentraler Industrie-
zweig für ganz Deutschland. 
Die Konferenz hat deutlich gemacht, dass die maritime 
Wirtschaft eine Zukunftsbranche mit erheblichem 
Wachstums- und Beschäftigungspotenzial ist, auch 
wenn das Wachstum gegenwärtig durch eine gedämpfte 
globale Wirtschaftsentwicklung und den Auswirkungen 
der Finanz- und Bankenkrise gebremst wird. 
Für Deutschland als Industrie- und Exportland ist die 
maritime Wirtschaft strukturpolitisch eminent wichtig. 
Wir brauchen sie aber auch zur Lösung zentraler  
Zukunftsfragen wie Energieversorgung, Rohstoffver-
sorgung, Klima- und Umweltschutz.

Auf der Achten Nationalen Maritimen Konferenz  
wurden wichtige Impulse gesetzt und die Weichen für 
eine weitere Stärkung der wirtschaftspolitischen  
Rahmenbedingungen gestellt.
Die Nationale Maritime Konferenz in Kiel erwies sich 
einmal mehr als hervorragende Plattform, um die  
Zusammenarbeit und Vernetzung aller maritimen  
Bereiche weiter voranzutreiben. Damit werden die  
Voraussetzungen dafür geschaffen, dass die maritime 
Wirtschaft ihr hohes Wertschöpfungspotenzial nutzen 
und sich im internationalen Wettbewerb behaupten 
kann. 

Etwa 850 Entscheidungsträger aus Wirtschaft und  
Politik, Wissenschaft und Forschung, Gewerkschaften 
und Interessenverbänden sowie Vertreter des Bundes 
und der Länder haben in sieben Workshops Heraus
forderungen und Wege zur Zukunftssicherung der  
maritimen Wirtschaft beraten. 
Im Fokus der Kieler Konferenz standen vor allem die 
Nutzung der Offshore-Windenergie als einem Grund-
pfeiler der Energiewende, der Ausbau der hafenrele-
vanten Verkehrsinfrastrukturen vor dem Hintergrund 
der aktuellen Lage beim Nord-Ostsee-Kanal (NOK) und 
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der Elbvertiefung sowie Maßnahmen zur Überwin-
dung der schwierigen Lage in der Seeschifffahrt. 

In den Arbeitsgruppen Schiffbau, Meerestechnik, See-
schifffahrt, Seehäfen, Offshore-Windenergie, Klima- 
und Umweltschutz im Seeverkehr sowie Maritime Si-
cherheit wurden konkrete Handelsempfehlungen an 
Politik und Wirtschaft für die weitere Entwicklung der 
maritimen Branche erarbeitet. Dabei standen die The-
men Innovation, Forschung und Entwicklung, Ausbil-
dung, Beschäftigungs- und Nachwuchssicherung, aber 
auch Finanzierungsfragen und Maßnahmen zur weite-
ren Strukturanpassung im Mittelpunkt.

Die Achte Nationale Maritime Konferenz in Kiel hat 
aus meiner Sicht deutlich gezeigt:  

→→ Die deutsche maritime Wirtschaft hat sich in den 
zurückliegenden Monaten den internationalen 
Marktentwicklungen und veränderten Rahmen
bedingungen strukturell angepasst. Sie hat damit 
auch künftig gute Voraussetzungen für das Beste-
hen im internationalen Wettbewerb. Die maritime 
Wirtschaft bleibt in ihrer Breite und Vielfalt eine 
Zukunftsbranche mit hohem Wachstumspotenzial.  

→→ Die Bundesregierung unterstützt diesen Prozess 
auch künftig. Dazu steht das bewährte Förder
instrumentarium weiterhin zur Verfügung. Die 
Mittel für schiffbauliche und maritime Forschungs- 
und Innovationsförderung sowie zur Beschäfti-
gungs- und Ausbildungssicherung in der Seeschiff-
fahrt werden zielorientiert ausgebaut bzw. auf  
hohem Niveau verstetigt.

Es gilt jetzt, aus den Ergebnissen und Handlungs
empfehlungen der Kieler Konferenz zügig ein konkretes 
Arbeitsprogramm abzuleiten und in den maritimen 
Bereichen möglichst umfassend bis zur nächsten  
Nationalen Maritimen Konferenz umzusetzen. Der 
„Maßnahmenkatalog“ zur Verbesserung der Zukunfts- 
und Wettbewerbsfäfigkeit der maritimen Branchen 
sieht u. a. Folgendes vor:

Die deutsche Schiffbauindustrie hat in der Umstel-
lung auf neue, zukunftsfähige Spezialschiffe und  
andere Produkte sowie der Steigerung der Produk
tionseffizienz große Fortschritte erzielt. Der deutsche 
Schiffbau richtet sich auf neue Märkte und die Ent-

wicklung innovativer, technologisch anspruchsvoller 
Hightech-Schiffe aus. Dass diese unternehmerische 
Strategie der richtige Weg ist, belegen die seit Ende 
2010 wieder steigenden Auftragseingänge und Abliefe-
rungszahlen. Dennoch existieren in dem gegenwär
tigen Marktumfeld enorme Herausforderungen.

Der internationale Schiffbaumarkt ist derzeit durch 
eine anhaltend schwache Nachfrage bei gleichzeitig 
hoher Produktion gekennzeichnet. Da in den kommen
den zwei Jahren mit keiner durchgreifenden Belebung 
der Bestelltätigkeit zu rechnen ist, zeichnet sich ein 
Überhang bei den weltweiten Schiffbaukapazitäten 
von rund 50Prozent ab.

Der Prozess der Ausrichtung auf Nischen- und Spezial-
märkte erfordert eine marktspezifische wirksame Ak-
quisition, gut ausgebildete Fachkräfte sowie intensive 
Forschungs- und Entwicklungsarbeit. Um die Ausrich-
tung auf den Spezialschiffbau und die Erschließung 
neuer Märkte erfolgreich weiterzuentwickeln, müssen 
die Schiffbauunternehmen in Forschung, Entwicklung 
und Innovation investieren sowie ihre Ausbildungsan-
strengungen erhöhen.

Handlungsschwerpunkte für das weitere koordinierte 
Vorgehen von Industrie, Sozialpartnern und Politik im 
Bereich des Schiffbaus sind: 

→→ die Sicherung der Finanzierung 
Die Verfügbarkeit von Fremd- und Eigenkapital  
für die werftbezogene Projektfinanzierung verbun-
den mit entsprechenden Garantien spielt bei der 
Akquisition von Aufträgen eine zentrale Rolle. 
Bund und Länder werden die bewährte Förderung 
durch Exportkreditgarantien, CiRR-Zinsausgleichs-
garantien oder Landesbürgschaften fortführen und 
im Einzelfall auch flexibel gestalten. Die Werften 
werden aufgefordert, neue Finanzierungsquellen zu 
erschließen und Finanzierungskonzepte zu ent
wickeln.  

→→ die Stärkung der Innovationskraft 
Mit der veränderten Produktpalette deutscher 
Werften erhöht sich der Innovationsgehalt des  
Auftragsbestandes. Die anwendungsbezogene und 
produktnahe Innovationsförderung unterstützt  
die Unternehmen bei der Intensivierung ihrer  
FuE-Aktivitäten.  
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Die Konferenzteilnehmer setzen sich für eine be-
darfsgerechte Fortführung des Programms „Inno-
vativer Schiffbau sichert wettbewerbsfähige Ar-
beitsplätze” und für den Erhalt einer praxisgerech-
ten EU-Rechtsgrundlage ein. Gleichzeitig wird die 
Bundesregierung aufgefordert, die maritime For-
schungsförderung zu stärken, um Potenziale und 
Ziele des Nationalen Masterplans Maritime Tech-
nologien in die Praxis umsetzen zu können. 

→→ die Gewinnung von Nachwuchs 
Die strukturelle Neuorientierung der Unternehmen 
auf den Bau und die Ausrüstung komplexer Spezial-
schiffe und Offshore-Strukturen induziert einen 
stark steigenden Ingenieurbedarf in allen relevanten 
Fachrichtungen. Der Ingenieuranteil im Schiffbau, 
der bereits 2012 bei über 20 Prozent lag, wird weiter 
signifikant steigen. Um den Zugang zu qualifizier-
tem Fachkräftenachwuchs zu sichern, wurde auf 
der Konferenz eine länderübergreifende Koordinie-
rung und breite Verfügbarkeit bedarfsgerechter 
schiffbau- und meerestechnischer Ausbildungskapa-
zitäten gefordert. Empfohlen wird ebenso, die 
Image- und Berufsorientierungskampagnen fortzu-
setzen und dabei verstärkt maritime Zukunftstech-
nologien vorzustellen. Bund und Länder wurden 
auch gebeten, die Förderung dualer Studienformen 
zu prüfen und zu unterstützen. 

→→ die Unterstützung der Wettbewerbsfähigkeit 
Die Konferenzteilnehmer sprachen sich dafür aus, 
dass die Bundesregierung die Exportunterstützung 
für die Unternehmen der Schiffbauindustrie und 
Meerestechnik weiter ausbaut. Dies sollte auch  
die politische Flankierung und „Government to 
Government”-Vereinbarungen auf schwierigen 
Auslandsmärkten mit einschließen. Auch in  
Verhandlungen über Freihandelsabkommen wie 
zwischen der EU und den USA oder mit anderen 
Ländern sollten branchenspezifische Interessen  
der Schiffbauindustrie angemessen berücksichtigt 
werden. Gefordert werden auch klare Regelungen 
zur Stärkung des Schutzes geistigen Eigentums  
und Vermeidung des Abflusses von Know-how  
an Dritte.  
�Die Bundesregierung wird europäische Initiativen, 
insbesondere LeaderSHIP 2020, aktiv begleiten.  
Der LeaderSHIP Deutschland-Dialog wird fort
gesetzt.

Im Hafenbereich hat die zügige Umsetzung der im  
Nationalen Hafenkonzept für die See- und Binnen
häfen formulierten Ziele und Maßnahmen sowie die 
von der Bundesregierung vorgeschlagene Fortschrei-
bung hohe Priorität. Mit Blick auf die mittel- und  
langfristig zu erwartenden dynamischen Umschlags
zuwächse in den Seehäfen ist das Nationale Hafen
konzept zielgerichtet umzusetzen, um die Wettbe
werbsfähigkeit der Häfen durch Beseitigung von 
Kapazitätsengpässen und den Ausbau der hafenrele-
vanten Verkehrsinfrastrukturen zu verbessern. 

Der Ausbau leistungsfähiger Hinterlandanbindungen 
deutscher Seehäfen sowie ihrer seewärtigen Zufahrten 
und der Erhalt der Leistungsfähigkeit des Nord-Ost-
see-Kanals (NOK) und dessen bedarfsgerechter Ausbau 
ist einer der investionspolitischen Schwerpunkte der 
Bundesregierung. 
Der Bundeshaushalt sieht 2013 Verkehrsinfrastruktur
investitionen von über 10,7 Mrd. Euro vor. Bis 2016 
werden die Investitionen in die Verkehrsträger und 
den Kombinierten Verkehr auf einem Niveau von über 
10 Mrd. Euro verstetigt.
Bei der Neuaufstellung des Bundesverkehrswegeplans 
2015 wird der Bund den bedarfsgerechten Ausbau  
der deutschen Seehafenhinterlandanbindungen weiter 
verfolgen. Im Rahmen der verfügbaren Investitions-
mittel ist eine Priorisierung von Maßnahmen und Kon-
zentration der Mittel auf dringende Ersatz- und Erhal-
tungsinvestitionen erforderlich. 

Der Ausbau der Zufahrten zu den großen deutschen 
Seehäfen hat Vorrang vor volkswirtschaftlich weniger 
bedeutsamen Projekten. Der Bund setzt sich gemein-
sam mit Hamburg, Bremen und Schleswig-Holstein 
mit Nachdruck für die Vertiefungen von Elbe, Weser 
und Ems sowie für den Erhalt der Leistungsfähigkeit 
und den bedarfsgerechten Ausbau des Nord-Ostsee-
Kanals (NOK) im Rahmen der verfügbaren Mittel ein. 
Das Bundesministerium für Verkehr, Bau und Stadt-
entwicklung wird zeitnah einen Zeit- und Maß
nahmenplan mit voraussichtlichem Investitionsmittel-
bedarf für den NOK vorlegen.
	
Die Seehafenhinterlandanbindungen werden gezielt 
ausgebaut. Verkehrliche Engpässe im Schienennetz  
sollen vorbehaltlich zur Verfügung stehender Haus-
haltsmittel vorrangig beseitigt werden.
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In diesem Zusammenhang ist die Umsetzung der durch 
die Küstenländer vorgelegten Liste mit dringend zu  
realisierenden norddeutschen Verkehrsinfrastruktur-
projekten (sog. Ahrensburger Liste), für die maritime 
Wirtschaft von besonders hoher Bedeutung.

Einen Schwerpunkt in der Verkehrspolitik des Bundes 
wird auch die Verbesserung der land- und wasserseiti-
gen Anbindungen der Binnenhäfen sowie eine Weiter-
entwicklung der Förderung des Kombinierten Verkehrs 
(KV) bilden.
Damit im Zuge des Ausbaus der Offshore-Windenergie 
der Bedarf an erforderlichen Hafenkapazitäten besser 
abgeschätzt werden kann, erstellen die zuständigen 
Bundesministerien zurzeit einen Fortschrittsbericht 
„Offshore-Windenergie – Bedarf, Chancen und Poten-
ziale für Häfen und Schiffbau“.
(Siehe hierzu auch Zusammenfasssung zum Workshop 
Offshore-Windenergie)

Die Fortführung und Weiterentwicklung des Bündnis-
ses für Ausbildung und Beschäftigung in der deutschen 
Seeschifffahrt („Maritimes Bündnis”) ist das wichtigste 
Konferenzergebnis im Bereich Seeschifffahrt.
Für die Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit des deut-
schen Schifffahrtsstandortes und die Sicherung von 
Ausbildung und Beschäftigung als Kernziele des „Mari-
timen Bündnisses“ ist die Zusage der Bundeskanzlerin 
und der Bundesregierung, an diesem Bündnis festzu-
halten und die Schifffahrtsförderung des Bundes mit 
knapp 60 Mio. Euro jährlich dauerhaft zu verstetigen, 
von substanzieller Bedeutung. 
Die Kontinuität bei den wirtschaftlichen Rahmenbe-
dingungen stärkt das Maritime Bündnis und den 
Schifffahrtsstandort Deutschland. Die deutschen 
Schifffahrtsunternehmen werden weiterhin durch  
fiskalische und steuerliche Instrumente wie die Ton
nagesteuer, den Lohnsteuereinbehalt, Zuschüsse  
zu den Lohnnebenkosten und die Ausbildungsplatz
förderung flankiert. 
Die Finanzbeiträge an die Seeschifffahrt (Lohnneben-
kostenzuschüsse sowie Ausbildungsplatzförderung) 
werden auf dem Niveau der Jahre 2012 und 2013 (je-
weils 57,8 Mio. Euro) verstetigt. Um die Fahrt unter 
deutscher Flagge wettbewerbsfähiger zu machen und 
die Ausbildung und Beschäftigung von nautischem 
und technischem Seepersonal zu unterstützen, werden 
auch die deutschen Reeder mit Hilfe der privaten Stif-
tung „Schifffahrtsstandort Deutschland“ künftig einen 

Eigenbeitrag in Höhe von mindestens 30 Mio. Euro 
jährlich erbringen.
Damit hat die Bundesregierung eine Möglichkeit eröff-
net, zusammen mit der Wirtschaft neue Perspektiven 
für den Erhalt und Ausbau des maritimen Fachwissens 
in Deutschland zu schaffen. Die Konferenzteilnehmer 
stimmten überein, dass dies mit einer möglichst hohen 
Zahl an Schiffen der deutschen Handelsflotte im inter-
nationalen Verkehr unter deutscher Flagge einherge-
hen sollte.

Die Bundesregierung hat auf der Kieler Konferenz 
auch ein klares Bekenntnis zur Tonnagesteuer abgege-
ben. Der maritime Standort Deutschland hat durch  
die Einführung einer international wettbewerbsfähi-
gen Besteuerung der Unternehmensgewinne (Tonnage-
steuer) sehr profitiert. Die Bündnispartner sind sich 
aber bewusst, dass das Verhältnis der Schiffe der deut-
schen Handelsflotte unter europäischen zu außereuro-
päischen Flaggen EU-beihilferechtlich für den Erhalt 
der deutschen Tonnagesteuerregelung von großer Be-
deutung ist.
Zu den positiven Konferenzergebnissen für die See-
schifffahrtsunternehmen zählt auch die Klarstellung, 
dass Erlöspools in der Schifffahrt zur Risikostreuung 
nicht der Versicherungssteuer unterliegen.

Der Bund und die Küstenländer werden darüber hin-
aus die administrativen Dienstleistungen für die See-
schifffahrt verbessern und die Flaggenstaatverwaltung 
modernisieren, um den Schifffahrtsstandort Deutsch-
land attraktiver zu gestalten. Die Zusammenführung 
der Überwachung arbeits- und sozialrechtlicher Vor-
schriften an Bord deutscher Schiffe bei der Berufsge-
nossenschaft Transport und Verkehrswirtschaft unter-
stützt die Modernisierung der Flaggenstaatverwaltung.
Mit dem zur Achten Nationalen Maritimen Konferenz 
gestarteten Internet-Portal www.deutsche-flagge.de 
wird ebenso eine Vielzahl von maritimen Informatio-
nen zur Flaggenstaatverwaltung zusammengeführt. 
Schifffahrtsunternehmen und Seeleute finden nun auf 
einen Blick alle notwendigen Informationen, wichtige 
Ansprechpartner, sämtliche Antragsformulare und  
einen interaktiven Zeugniswegweiser. 
Der Seeschifffahrts-Workshop machte deutlich, dass 
die norddeutschen Länder erhebliche Anstrengungen 
unternommen haben, um bedarfsgerechte Ausbil-
dungskapazitäten an den seefahrtsbezogenen Einrich-
tungen zur Verfügung zu stellen. Die Seeschifffahrts-

http://www.deutsche-flagge.de
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unternehmen sind aufgefordert, zur Zukunftssiche-
rung die Anstrengungen zur Nachwuchsgewinnung zu 
intensivieren, um die aufgebauten Ausbildungskapazi-
täten aufrechtzuerhalten und in der Seeschifffahrt 
dauerhaft bedarfsgerecht auszubilden. 

Die Meerestechnik ist ein dynamischer und innovativer 
Bereich mit großen Entwicklungschancen vor allem 
auf den Gebieten der Offshore-Technik zur Öl- und 
Gasgewinnung und der Offshore-Windenergie-Nut-
zung, aber auch der Unterwassertechnik, Umwelt- und 
Sicherheitstechnik, Aqua- und Marikultur oder dem 
Tiefseebergbau. Die Erhöhung der Versorgungssicher-
heit bei Energie, Rohstoffen und Nahrungsmitteln 
bleibt auch künftig der Technologie- und Wachstums
treiber im Bereich der Meerestechnik.

Im Mittelpunkt des Meerestechnik-Workshops stand 
die Umsetzung und Weiterentwicklung des Nationalen 
Masterplans Maritime Technologien (NMMT). Mit  
dem Masterplan soll ein Prozess zur Bündelung und 
Vernetzung der nationalen Kräfte und Kompetenzen 
befördert werden. Durch eine stärkere Vernetzung der 
meerestechnischen Unternehmen und Forschungs
einrichtungen wird eine Erhöhung der Innovations- 
und Systemfähigkeit sowie des technologischen Poten-
zials der deutschen meerestechnischen Wirtschaft  
angestrebt, um dadurch die Position der Unternehmen 
auf dem Weltmarkt zu verbessern. Die maritime Indus-
trie Deutschlands verfügt über die technologischen  
Voraussetzungen und das technische Know-how, um 
an dem Wachstumsmarkt Meerestechnik zu partizi
pieren. Gemessen am vorhandenen Potenzial ist der 
deutsche Weltmarktanteil aber noch zu gering.

Die Konferenz hat den bisherigen Umsetzungsprozess 
des NMMT begrüßt und der Bundesregierung empfoh-
len, über den Lenkungsausschuss eine Fortschreibung 
des Masterplans einzuleiten. Der NMMT soll für 
Deutschland weiterhin strategisch wichtige Hand-
lungsfelder identifizieren und die damit verbundenen 
umweltpolitischen und technologischen Herausforde-
rungen herausarbeiten.
Es wird eine gemeinsame Forschungsstrategie „Mee-
restechnologien“ der Bundesregierung sowie eine  
stärker ressortübergreifende Koordinierung der För-
derinstrumente beispielsweise in den Bereichen Marine 
Mineralische Rohstoffe, Maritime Sicherheit oder  
Offshore-Wind angeregt. 

Der NMMT legt das Hauptaugenmerk auf die Meeres-
technik, bindet aber gezielt auch andere maritime 
Technologien ein. Insbesondere der Bau von Offshore-
Spezialschiffen und Offshore-Strukturen nimmt eine 
wichtige Rolle im NMMT ein.

Es gilt im Nationalen Masterplan auch zukünftige  
FuE-Schwerpunkte zu definieren und entsprechend zu 
fördern, um die Herausforderungen in der Meeres
technik bewältigen und die Zukunftspotenziale nutzen 
zu können. 
Die Bundesregierung sollte durch geeignete rechtliche, 
politische und finanzielle Rahmenbedingungen die  
Erschließung solcher Zukunftsfelder wie z. B. die Ge-
winnung von marinen mineralischen Rohstoffen aus 
dem Meer, unterstützen. Für die Spitzenstellung in der 
maritimen Technologie ist nicht nur der Zugang zu 
qualifiziertem Fachkräftenachwuchs zu gewährleisten, 
sondern auch sicherzustellen, dass neben natur- und 
ingenieurwissenschaftlichen Ausbildungsgängen auch 
schiffbautechnische, meerestechnische und Offshore-
Spezialausbildungen angeboten werden.
 
Vom Ausbau der Offshore-Windenergie können vor  
allem der Schiffbau, die Schiffbau- und Offshore- 
Zulieferindustrie, die Hafenwirtschaft, die Küstenstand
orte und deutschlandweit der Maschinen- und Anla-
genbau profitieren.
Auf der Kieler Konferenz stand der Workshop „Off-
shore-Windenergie“ deshalb im Mittelpunkt des Inter-
esses. Rund die Hälfte aller Konferenzteilnehmer nah-
men an diesem Workshop teil.

Bis zum Jahr 2030 sollen geschätzte 100 Mrd. Euro in 
den Ausbau von Offshore-Windenergie investiert wer-
den und Windenergieanlagen mit einer Leistung von 
25.000 Megawatt in Nord- und Ostsee installiert wer-
den und ans Netz gehen. Mit der Umsetzung dieser 
Zielvorgaben sind für die Offshore-Windenergie
branche enorme Herausforderungen verbunden. Die 
Konferenzteilnehmer machten deutlich, dass es jetzt 
vor allem gilt, Hemmnisse beim weiteren Ausbau der  
Offshore-Windenergie wie eine etwaige, von manchen 
beklagte Verunsicherung von Investoren und Betrei-
bern durch Änderungen rechtlicher und wirtschaft
licher Rahmenbedingungen, fehlende Netzanbindun-
gen, Speicherkapazitäten und Hafeninfrastrukturen  
sowie fehlende internationale Normungen zügig  
abzubauen.
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Die Bundesregierung, Küstenländer und maritime 
Wirtschaft sind jetzt gefordert, die wesentlichen Vor-
aussetzungen für eine nachhaltige Entwicklung der 
Offshore-Windenergie mit verlässlichen Rahmenbe-
dingungen auf den Weg zu bringen. Das umfasst insbe-
sondere die Reform des Erneuerbare Energien Gesetzes 
(EEG) und die Strommarkt-Reform, aber auch die Be-
reiche Netzanbindung, Forschungsförderung und Um-
weltschutz.

Die Anbindung von Offshore-Windparks an das Strom
netz muss sichergestellt werden. Netzausbau und  
Ausbau der Windparks müssen aufeinander abge-
stimmt werden. Mit der Schaffung der Offshore-Haf-
tungsregelung und dem eingeleiteten Systemwechsel 
bei den Netzanbindungen (Offshore-Netzentwick-
lungsplan) sind geeignete Rahmenbedingungen für  
einen zügigen, planvollen Ausbau der Netzanbindun-
gen durch die zuständigen Übertragungsnetzbetreiber 
geschaffen.

Die Konferenzteilnehmer haben die Bundesregierung 
aufgefordert, den als NMMT-Maßnahme angekündig-
ten Fortschrittsbericht „Offshore-Windenergie – Be-
darf, Chancen und Potenziale für Häfen und Schiffbau“ 
zeitnah vorzulegen und die Ergebnisse des Vorhabens 
OffMaster, das die Stiftung Offshore-Windenergie  
Anfang 2013 präsentiert hat, zu berücksichtigen. In 
dem Fortschrittsbericht sollen Fragen zum Bedarf  
der Offshore-Windbranche an Hafen- und Schiffs
kapazitäten aufgegriffen werden. 

Weiter ausgebaut werden soll auch die Vernetzung der 
Offshore-Windenergie-Branche mit der maritimen 
Wirtschaft. Ziel ist eine verstärkte Zusammenarbeit, die 
Erhöhung der Arbeitsteilung und die Erschließung  
von Kostensenkungspotenzialen. Es ist davon auszu
gehen, dass erst mit der zweiten Ausbauwelle und der 
zweiten Anlagengeneration spürbare Kostensenkun-
gen realisiert werden können. Einsparpotenzial ergibt 
sich durch verstärkte Standardisierung und Industria
lisierung der Projektabläufe (Logistik, Fundamente)  
sowie den Abbau administrativer Hemmnisse und einer 
stärkeren Zusammenarbeit der Windparkbetreiber  
bei Wartung und Betrieb der Anlagen oder im Rahmen 
der Unfall- und Notfallversorgung.

Im Bereich der internationalen Vorschriften und Nor-
men sprachen sich die Konferenzteilnehmer einver-
nehmlich dafür aus, technische Sicherheitsstandards 
für Errichterschiffe und Servicefahrzeuge international 
verbindlich zu machen. Das Bundesverkehrsministe
rium hat zugesichert, das weitere Verfahren bei der  
Internationalen Seeschifffahrts-Organisation (IMO)  
aktiv zu unterstützen. 

Verstärkt werden muss die Forschung und Entwicklung 
im Offshore-Bereich. Eine Intensivierung einer ressort-
übergreifend engen Abstimmung zwischen den beiden 
FuE-Förderprogrammen „Erneuerbare Energien“ 
(BMU) und „Maritime Technologien der nächsten Ge-
neration“ (BMWi) soll angestrebt werden. 

Die Maritime Konferenz hat die Herausforderungen 
und Chancen, die mit der wachsenden Bedeutung  
des Klima- und Umweltschutzes im Seeverkehr ver-
bunden sind, herausgearbeitet. 
Im Workshop wurden Maßnahmen erörtert, die den 
Klima- und Umweltschutz im Seeverkehr durch die 
Reduzierung von Treibhausgasen und Luftschadstoffen 
fördern und zugleich den Wirtschafts- und Technolo-
giestandort Deutschland stärken. Da diese Themen 
ganz überwiegend international reguliert werden, ist 
ihre Umsetzung und Fortentwicklung eng mit den  
Verhandlungsfortschritten und Beschlüssen in der  
Internationalen Seeschifffahrts-Organisation (IMO) 
und EU verknüpft.. 

Im IMO-Rahmen wurden erste wichtige Erfolge zum 
Klimaschutz in der Seeschifffahrt erzielt. Der IMO-
Meeresumweltausschuss (MEPC) beschloss 2010 Vor-
schriften für die Verbesserung der Energieeffizienz von 
Schiffsneubauten (Energy Efficiency Design Index – 
EEDI) im Segment der Standard-Schiffstypen. Die Kon-
ferenzteilnehmer traten dafür ein, dass die weitere 
Ausgestaltung des EEDI-Regelwerks zur Verbesserung 
der Energieeffizienz neuer Schiffe mit Nachdruck  
vorangetrieben wird, insbesondere durch die Einbezie-
hung weiterer, auch für den deutschen Schiffbau rele-
vanter Schiffstypen (Ro/Ro-Schiffe, Passagierschiffe, 
kleinere Spezialschiffe). Im Rahmen weiterer Klima-
schutzmaßnahmen setzten sich die Workshop-Be
teiligten für die Aktualisierung der IMO-Treibhaus
gasstudie zur Verbesserung der Datenbasis und für  
ein weltweites Monitoringsystem zur Erfassung von  
CO2-Emissionen der Seeschifffahrt ein.
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Die Bundesregierung setzt sich in der IMO auch für  
einen verbindlichen Polar Code ein. Es gilt darauf hin-
zuwirken, dass nur für die besonderen Bedingungen 
der Arktis und Antarktis geeignete Schiffe Zugang zu 
diesen abgelegenen, klimatisch und ökologisch beson-
ders sensiblen Regionen erhalten.

Neben allen notwendigen Klimaschutzmaßnahmen 
muss auch entsprechend auf den bereits stattfin
denden Klimawandel reagiert werden. Für die Sicher-
heit des Schiffsverkehrs als auch der Küsten ist die  
zukünftige Entwicklung der Stürme maßgeblich. Um 
hierzu neue wissenschaftliche Erkenntnisse zu erhal-
ten und Anpassungsstrategien zu entwickeln, wird  
die Bundesregierung aufgefordert, das Forschungspro-
gramm KLIWAS fortzusetzen und weiterzuentwickeln.

Mit der Überarbeitung der MARPOL-Konvention hat 
die IMO Fortschritte hinsichtlich der Reduzierung von 
Stickoxid- und Schwefelemissionen in der Seeschiff-
fahrt auf den Weg gebracht. Die Workshop-Teilnehmer 
fordern für einen effektiven Umwelt- und Gesund-
heitsschutz sowie zur Vermeidung von signifikanten 
Verkehrsverlagerungen und Wettbewerbsverzerrungen 
weitere Maßnahmen zur Emissionsreduktion und ein-
heitliche Schadstoffgrenzwerte in allen europäischen 
Gewässern.
Im Rahmen der Diskussionen um die Auswirkungen 
der Verschärfung der Schwefelgrenzwerte für Schiffs-
treibstoffe in den Schwefelemissions-Überwachungs-
gebieten (SECA) soll der sog. Strukturierte Dialog  
zwischen Bundesregierung und maritimer Wirtschaft 
fortgesetzt werden. Ziel ist es, Pilotprojekte zur Nach-
rüstung bestehender Schiffe mit Abgasentschwefelungs-
anlagen und LNG-Antrieben auf den Weg zu bringen. 
Die Seeverkehrswirtschaft fordert eine flächendecken-
de Förderung solcher Nachrüstungen, wobei geprüft 
werden sollte, inwieweit bestehende Förderprogramme 
genutzt werden können.

Die Seeverkehrs- und Hafenwirtschaft sowie der 
Schiffbau und die Zulieferindustrie fordern die Bun-
desregierung auf, sich für die Schaffung verlässlicher 
Rahmenbedingungen und eine Harmonisierung  
der Vorschriften für die Verwendung von LNG und  
die Nutzung innovativer Technologien einzusetzen.

Maritime Sicherheit hat für die Industrienation 
Deutschland eine hohe strategische Bedeutung. Die 
Diskussionsbeiträge im Rahmen des Workshops mach-
ten deutlich, welch großen Stellenwert die Meere für 
globale Transporte und als Quelle von Rohstoffen  
haben. Störungen in den Transportabläufen oder in der 
Nutzung der Meere durch Piraterie und Terrorismus 
stellen eine erhebliche Gefahr dar. 
 
Die Vielzahl der in Deutschland vorhandenen mariti-
men Sicherheitsorgane führt zu komplexen Führungs- 
und Entscheidungsabläufen, die einen kooperativen 
Ansatz erschweren. Deshalb sollte die begonnene er-
folgreiche Zusammenarbeit (z. B. maritimes Lagebild-
zentrum) fortgesetzt und im Rahmen der rechtlichen 
Möglichkeiten ausgebaut werden. Ferner wurde durch 
die Konferenzteilnehmer die Bildung einer „Task Force 
Maritime Cooperation“ angeregt, in der alle beteiligten 
maritimen Akteure mitwirken sollten. Gefordert  
wurden auch klarere Regelungen der Zuständigkeiten 
der maritimen Sicherheitsorgane (polizeiliche versus 
militärische Aufgaben).

Dem Schutz für Handelsschiffe unter deutscher Flagge 
und den besonderen Erfordernissen der Seepiraterie 
trägt die Bundesregierung mit der Einführung eines 
speziellen Zulassungsverfahrens für Bewachungsun-
ternehmen, die auf Seeschiffen Bewachungsleistungen 
erbringen wollen, Rechnung.
Anfang März 2013 ist das Gesetz zur Einführung eines 
Zulassungsverfahrens für Bewachungsunternehmen 
auf Seeschiffen in Kraft getreten. Zulassungen werden 
vom Bundesamt für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle 
(BAFA) in Zusammenarbeit mit der Bundespolizei er-
teilt. Die gesetzliche Verpflichtung zur Zulassung wird 
am 1. Dezember 2013 wirksam. 
Das Zulassungsverfahren orientiert sich an den Inte-
rimsleitlinien der Internationalen Seeschifffahrts- 
Organisation (IMO) über den Einsatz von bewaffnetem 
privaten Sicherheitspersonal an Bord von Schiffen  
im Hochrisikogebiet. Mit diesem eigenen staatlichen 
Zulassungsverfahren nimmt die Bundesregierung  
international eine Vorreiterrolle ein.

Die Konferenzteilnehmer forderten die Bundesregie-
rung gleichzeitig auf, die Staaten in der Region um den 
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Golf von Guinea darin zu bestärken, Piraterie durch 
den verstärkten Einsatz hoheitlicher Kräfte zu bekämp
fen und die Sicherung von Schiffen in den Häfen und 
auf Reede zu verstärken.

Die Workshop-Teilnehmer stimmten darin überein, 
dass die Deutsche Marine und der Marineschiffbau  
einen wichtigen Beitrag für die maritime Sicherheit  
leisten. Damit der Marineschiffbau weiterhin verläss
licher Partner für die Entwicklung und Fertigung kom-
plexer maritimer Systeme und Dienstleistungen blei-
ben kann, sind verlässliche und innovationsfördernde 
nationale Bestellungen zur Sicherung der technolo
gischen und industriellen Basis sowie zur Referenz im 
Export („Parent Navy“) erforderlich.

Da die nationalen Aufträge für eine adäquate Auslas-
tung der Fertigungskapazitäten nicht ausreichen, ist 
eine politische Exportflankierung unverzichtbar, und 
zwar einschließlich vertragsunterstützender Regie-
rungsabkommen, die Gewährung von staatlichen  
Exportkreditgarantien sowie die Ausbildungsunter-
stützung ausländischer Marinen durch die Deutsche 
Marine.
Für die Mitgestaltung einer europaweiten Konsolidie-
rung und eines gemeinsamen Markts für Verteidi-
gungsgüter wird die Etablierung einer Plattform für  
einen industriepolitischen Dialog zwischen Industrie, 
Gewerkschaften, Marine und BMVg vorgeschlagen  
mit dem Ziel, einen strategischen Plan zur sicheren 
Verfügbarkeit von Marinetechnologien am Standort 
Deutschland zu entwickeln.

Mit diesem kursorischen Überblick über die aktuellen, 
von den Konferenzteilnehmern gesetzten Aufgaben-
schwerpunkte und Handlungsempfehlungen in den 
maritimen Bereichen wird ersichtlich, dass auch bis 
zur nächsten Maritimen Konferenz wieder viel Arbeit 
zu leisten ist.
Nutzen wir den „Kieler Schwung“, um gemeinsam die 
Wettbewerbs- und Zukunftsfähigkeit der deutschen 
maritimen Wirtschaft bis zur Neunten Nationalen  
Maritimen Konferenz zu stärken!

Hans-Joachim Otto
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Programm
Sparkassen-Arena-Kiel, Kiel

Montag, 8. April 2013

11:45–12:45 Pressekonferenz

13:00 Plenum

Eröffnung der 
Achten Nationalen Maritimen Konferenz 

Begrüßung und Moderation

Hans-Joachim Otto
Parlamentarischer Staatssekretär beim Bundesminister 
für Wirtschaft und Technologie und Koordinator der 
Bundesregierung für die maritime Wirtschaft

Grußworte

Dr. Susanne Gaschke
Oberbürgermeisterin der Landeshauptstadt Kiel 

Torsten Albig 
Ministerpräsident des Landes Schleswig-Holstein

Eröffnungsrede

Dr. Angela Merkel
Bundeskanzlerin der Bundesrepublik Deutschland 

14:15 Kaffeepause

15:00 Workshops I bis IV

Workshop I – Schiffbauindustrie
„Standort stärken – Wettbewerbsfähige Schiffe  
durch Kompetenz und Innovation“

Workshop II – Hafenwirtschaft & Logistik
„Deutsche Häfen – Zentrale Bausteine der  
Logistikketten in Europa“

Workshop III – Seeschifffahrt
„Zukunftsausrichtung des Schifffahrtsstandortes 
Deutschland“

Workshop IV – Meerestechnik
„Versorgungssicherheit durch maritime  
Technologien – Energie, Rohstoffe  
und Nahrungsmittel aus dem Meer“

17:00 Ende des ersten Konferenztages

19:00 Empfang 

des Landes Schleswig-Holstein und der Stadt Kiel
zur Achten Nationalen Maritimen Konferenz
Norwegen-Terminal / Norwegenkai 1, 24143 Kiel
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Dienstag, 9. April 2013

9:00 Plenum

Begrüßung und Moderation

Hans-Joachim Otto
Parlamentarischer Staatssekretär beim Bundesminister 
für Wirtschaft und Technologie und Koordinator der 
Bundesregierung für die maritime Wirtschaft

Rede

Reinhard Meyer
Minister für Wirtschaft, Arbeit, Verkehr und Technologie 
des Landes Schleswig-Holstein

9:25 Pause

9:45 Workshops V bis VII 

Workshop V – Offshore-Windenergie
„Offshore-Windenergie: was ist erreicht – was ist 
noch zu tun“

Workshop VI – Klima und Umweltschutz 
im Seeverkehr
„Beitrag der Seeschifffahrt zur Reduzierung von 
Treibhausgasen und Luftschadstoffen“

Workshop VII – Maritime Sicherheit
„Strategische Bedeutung maritimer Sicherheit für  
die Industrienation und den Wirtschaftsstandort 
Deutschland“

12:00–12:45 Mittagspause/-imbiss

13:00 Plenum

Berichte zu den Ergebnissen der  
Workshops I bis VII
 
 
Workshop I – Schiffbauindustrie

Bernard Meyer
Geschäftsführender Gesellschafter Meyer Werft GmbH;
Mitglied des Präsidiums des Verbands für Schiffbau 
und Meerestechnik e.V. (VSM);
Chairman of the Community of European Shipyards 
Associations (CESA)

Workshop II – Hafenwirtschaft & Logistik
 
Reinhard Meyer
Minister für Wirtschaft, Arbeit, Verkehr und 
Technologie des Landes Schleswig-Holstein

Workshop III – Seeschifffahrt

Enak Ferlemann 
Parlamentarischer Staatssekretär beim Bundesminister 
für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung

Workshop IV – Meerestechnik

Prof. Dr. Peter M. Herzig 
Direktor GEOMAR Helmholtz-Zentrum für Ozean
forschung Kiel und Maritimer Koordinator des Landes 
Schleswig-Holstein

Workshop V – Offshore-Windenergie

Thorsten Herdan
Vizepräsident der Stiftung Offshore-Windenergie;
Geschäftsführer im Verband Deutscher Maschinen- 
und Anlagenbau e.V. (VDMA)
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Plenum (Fortsetzung)

Workshop VI – Klima und Umweltschutz  
im Seeverkehr 

Prof. Dr. Dr. h.c. Peter Ehlers
Deutscher Nautischer Verein von 1868 e.V. (DNV)

 
Workshop VII – Maritime Sicherheit

Ingo Gädechens
Mitglied des Deutschen Bundestages und
Mitglied des Verteidigungsausschusses

Reden
 
Dr. Peter Ramsauer 
Bundesminister für Verkehr, Bau und  
Stadtentwicklung 

Ursula Heinen-Esser
Parlamentarische Staatssekretärin beim Bundesminis-
ter für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit
 
Thomas Kossendey
Parlamentarischer Staatssekretär beim Bundesminister 
der Verteidigung

Schlusswort

Hans-Joachim Otto
Parlamentarischer Staatssekretär beim Bundesminister 
für Wirtschaft und Technologie und Koordinator der 
Bundesregierung für die maritime Wirtschaft

15:15 Ende 
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Workshop – Übersicht
Workshop I – Schiffbauindustrie

>Standort stärken – Wettbewerbsfähige Schiffe 
durch Kompetenz und Innovation<

Moderation/Leitung 

Herbert Schalthoff
Politikchef und Moderator Hamburg 1 Fernsehen

Podium

Hans-Joachim Otto
Parlamentarischer Staatssekretär beim Bundesminister 
für Wirtschaft und Technologie und Koordinator der 
Bundesregierung für die maritime Wirtschaft

Harry Glawe
Minister für Wirtschaft, Bau und Tourismus des Landes 
Mecklenburg-Vorpommern

Olaf Lies
Niedersächsischer Minister für Wirtschaft, Arbeit und 
Verkehr

Dr.-Ing. Alexander Nürnberg
Geschäftsführender Gesellschafter HATLAPA Ueterse-
ner Maschinenfabrik GmbH & Co. KG;
Vorsitzender des Vorstands der Arbeitsgemeinschaft 
Schiffbau- und Offshore-Zulieferindustrie im Verband 
Deutscher Maschinen- und Anlagenbau e.V. (VDMA) 

Harald Fassmer
Geschäftsführer Fr. Fassmer GmbH & Co. KG;
Vorsitzer des Verbands für Schiffbau und Meerestech-
nik e.V. (VSM)

Heino Bade
Fachsekretär Schiffbau der IG Metall Bezirk Küste
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Berichterstatter Plenum

Bernard Meyer
Geschäftsführender Gesellschafter Meyer Werft GmbH;
Mitglied des Präsidiums des Verbands für Schiffbau 
und Meerestechnik e.V. (VSM);
Chairman of the Community of European Shipyards 
Associations (CESA)

Einführung

„Standort stärken – Wettbewerbsfähige 
Schiffe durch Kompetenz und Innovation“

Dr.-Ing. Alexander Nürnberg
Geschäftsführender Gesellschafter HATLAPA Ueterse-
ner Maschinenfabrik GmbH & Co. KG;
Vorsitzender des Vorstands der Arbeitsgemeinschaft 
Schiffbau- und Offshore-Zulieferindustrie im Verband 
Deutscher Maschinen- und Anlagenbau e.V. (VDMA)

Harald Fassmer
Geschäftsführer Fr. Fassmer GmbH & Co. KG;
Vorsitzer des Verbands für Schiffbau und Meerestech-
nik e.V. (VSM) 
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Workshop II – Hafenwirtschaft & Logistik

>Deutsche Häfen – Zentrale Bausteine  
der Logistikketten in Europa<

Moderation/Leitung 

Reinhard Meyer
Minister für Wirtschaft, Arbeit, Verkehr und Technologie 
des Landes Schleswig-Holstein 

Podium

Michael Odenwald
Staatssekretär beim Bundesminister für Verkehr,  
Bau und Stadtentwicklung

Ingbert Liebing
Mitglied des Deutschen Bundestages

Klaus-Dieter Peters
Vorsitzender des Vorstands Hamburger Hafen  
und Logistik AG (HHLA);
Präsident des Zentralverbands der deutschen  
Seehafenbetriebe e.V. (ZDS)

Matthias Ruete
Generaldirektor der Generaldirektion Energie  
und Verkehr der Europäischen Kommission

Rüdiger S. Grigoleit
Leiter Central Services Merck KGaA;
Vorsitzender des Deutschen Seeverladerkomitees  
im BDI (DSVK)

Christine Behle
Mitglied des ver.di-Bundesvorstands und Bundes
fachgruppenleiterin Verkehr

Berichterstatter Plenum

Reinhard Meyer
Minister für Wirtschaft, Arbeit, Verkehr und Technologie 
des Landes Schleswig-Holstein



19Workshop – Übersicht

Workshop III – Seeschifffahrt

>Zukunftsausrichtung des  
Schifffahrtsstandortes Deutschland<

Moderation / Leitung 

Enak Ferlemann 
Parlamentarischer Staatssekretär beim  
Bundesminister für Verkehr, Bau und  
Stadtentwicklung

Sebastian Reimann (Moderation)
Stellv. Chefredakteur der DVZ,  
DVV Media Group GmbH

Podium

Michael Behrendt
Vorsitzender des Vorstands Hapag-Lloyd AG;
Vorsitzender des Präsidiums des Verbands  
Deutscher Reeder e.V. (VDR)

Frank Horch
Senator für Wirtschaft, Verkehr und Innovation 
der Freien und Hansestadt Hamburg

Eckhardt Rehberg
Mitglied des Deutschen Bundestages;
Beauftragter der CDU/CSU-Bundestagsfraktion  
für die Maritime Wirtschaft

Karl-Heinz Biesold 
Leiter der Fachgruppe Schifffahrt ver.di

Berichterstatter Plenum

Enak Ferlemann 
Parlamentarischer Staatssekretär beim  
Bundesminister für Verkehr, Bau und  
Stadtentwicklung
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Workshop IV – Meerestechnik

>Versorgungssicherheit durch maritime  
Technologien – Energie, Rohstoffe und 
Nahrungsmittel aus dem Meer<

Moderation/Leitung 

Prof. Dr. Peter M. Herzig 
Direktor GEOMAR Helmholtz-Zentrum für  
Ozeanforschung Kiel und Maritimer Koordinator  
des Landes Schleswig-Holstein 

Podium

Hans-Joachim Otto
Parlamentarischer Staatssekretär beim Bundesminister 
für Wirtschaft und Technologie und Koordinator der 
Bundesregierung für die maritime Wirtschaft

Prof. Dr. Hans-Joachim Kümpel
Präsident der Bundesanstalt für Geowissenschaften 
und Rohstoffe (BGR)

Wilfried Kraus
Unterabteilungsleiter im Bundesministerium  
für Bildung und Forschung

Dr. Werner Ressing
Abteilungsleiter im Bundesministerium für Wirtschaft 
und Technologie

Dr. Martin Fleckenstein
Direktor New Exploration Opportunities Wintershall 
Holding GmbH

Jürgen Wollny
Senior Vice President Finance and Administration 
Nordic Yards Wismar GmbH

Prof. Dr. Bela H. Buck
Alfred-Wegener-Institut für Polar- und Meeres
forschung (AWI); 
Hochschullehrer Hochschule Bremerhaven;
Präsident des Bundesverbands Aquakultur e.V.;
Leiter des Zentrums für Aquakultur-Forschung (ZAF)

Prof. Dr.-Ing. Sebastian Bauer
Geschäftsführer BAUER Maschinen GmbH;
Stellv. Vorsitzender des Vorstands des Fachverbands 
Bau- und Baustoffmaschinen;
Mitglied des Hauptvorstands des Verbands Deutscher 
Maschinen- und Anlagenbau e.V. (VDMA) 

Petra Mahnke
Stellv. Vorsitzende des Vorstands und Geschäftsführe-
rin der Gesellschaft für Maritime Technik e.V. (GMT)
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Berichterstatter Plenum 

Prof. Dr. Peter M. Herzig 
Direktor GEOMAR Helmholtz-Zentrum für  
Ozeanforschung Kiel und Maritimer Koordinator  
des Landes Schleswig-Holstein 

Einführung

„NMMT stärkt maritime Technologien” 
Hans-Joachim Otto
Parlamentarischer Staatssekretär beim Bundesminister 
für Wirtschaft und Technologie und Koordinator der 
Bundesregierung für die maritime Wirtschaft

„Wachstumsmarkt Offshore“
Dr. Martin Fleckenstein
Direktor New Exploration Opportunities Wintershall 
Holding GmbH

„Tiefseebergbau – nächste Schritte  
in Richtung Realisierung“
Prof. Dr. Hans-Joachim Kümpel
Präsident der Bundesanstalt für Geowissenschaften 
und Rohstoffe (BGR)

„Marikultur in Deutschland: Status  
quo und Potenziale“ 
Prof. Dr. Bela H. Buck
Alfred-Wegener-Institut für Polar- und Meeres
forschung (AWI); 
Hochschullehrer Hochschule Bremerhaven;
Präsident des Bundesverbands Aquakultur e.V.;
Leiter des Zentrums für Aquakultur-Forschung (ZAF)
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Workshop V – Offshore-Windenergie

>Offshore-Windenergie:  
was ist erreicht – was ist noch zu tun?<

Moderation/Leitung 

Jörg Kuhbier
Vorsitzender des Vorstands Stiftung  
Offshore-Windenergie

Podium

Martin Günthner 
Senator für Wirtschaft, Arbeit und Häfen  
der Freien Hansestadt Bremen

Andreas Wellbrock
Mitglied des Präsidiums des Zentralverbands  
der deutschen Seehafenbetriebe e.V. (ZDS); 
Geschäftsführer BLG Logistics Group AG & Co. KG

Dr. Felix Ferlemann
CEO Wind Power Division Siemens AG Energy Sector

Martin Rahtge
Vorsitzender der Geschäftsleitung HOCHTIEF  
Solutions AG Civil, Engineering Marine and Offshore

Dr. Florian Bieberbach
Vorsitzender der Geschäftsführung Stadtwerke  
München GmbH

Meinhard Geiken
Bezirksleiter IG Metall Bezirk Küste

Berichterstatter Plenum 
Thorsten Herdan
Vizepräsident der Stiftung Offshore-Windenergie;
Geschäftsführer im Verband Deutscher Maschinen- 
und Anlagenbau e.V. (VDMA) 

Einführung

„Offshore-Windenergie:  
aktueller Stand der Entwicklung“ 

Christian Dahlke
Referatsleiter im Bundesamt für Seeschifffahrt  
und Hydrographie (BSH)

Dr. Florian Bieberbach
Vorsitzender der Geschäftsführung Stadtwerke  
München GmbH
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Workshop VI – Klima und Umweltschutz im Seeverkehr

>Beitrag der Seeschifffahrt zur Reduzierung  
von Treibhausgasen und Luftschadstoffen<

Moderation/Leitung 

Prof. Dr. Dr. h.c. Peter Ehlers
Deutscher Nautischer Verein von 1868 e.V.

Podium

Reinhard Klingen
Abteilungsleiter im Bundesministerium  
für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung

Hans-Werner Kammer
Mitglied des Deutschen Bundestages

Rörd Braren
Reederei Rörd Braren

Dr. Werner Reh
Leiter Verkehrspolitik im Bund für Umwelt  
und Naturschutz Deutschland (BUND)

Heiko Kunst
Generaldirektion Klima der Europäischen Kommission

Dr. Stephan Timmermann
Mitglied des Vorstands MAN Diesel & Turbo SE

Berichterstatter Plenum

Prof. Dr. Dr. h.c. Peter Ehlers
Deutscher Nautischer Verein von 1868 e.V.

Einführung

„Die Rolle der EU bei der Reduzierung  
von Treibhausgasen und Luftschadstoffen 
in der Seeschifffahrt“

Heiko Kunst
Generaldirektion Klima der Europäischen Kommission

„Deutschland, EU, IMO – unser Kurs für 
maritime Wirtschaft, Umwelt und Klima“

Reinhard Klingen
Abteilungsleiter im Bundesministerium  
für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung
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Workshop VII – Maritime Sicherheit

>Strategische Bedeutung maritimer 
Sicherheit für die Industrienation und den 
Wirtschaftsstandort Deutschland<

Moderation/Leitung 

Vizeadmiral Axel Schimpf
Inspekteur der Marine

Ingo Gädechens (Moderation)
Mitglied des Deutschen Bundestages 
und Mitglied im Verteidigungsausschuss

Podium

Friedrich Lürßen
Sprecher der Geschäftsführung Fr. Lürssen-Werft 
GmbH & Co. KG; Stellv. Vorsitzer des Verbands für 
Schiffbau und Meerestechnik e.V. (VSM)

Dr. Hans Christoph Atzpodien
Vorsitzender des Vorstands  
ThyssenKrupp Industrial Solutions AG

Dr. Lüder Hogrefe
Geschäftsführer Raytheon Anschütz GmbH; 
Mitglied des Vorstands der Arbeitsgemeinschaft  
Schiffbau- und Offshore-Zulieferindustrie im Verband 
Deutscher Maschinen- und Anlagenbau e.V. (VDMA)

Alfred Hartmann
Geschäftsführer Hartmann Schiffahrts GmbH & Co. KG

Jürgen Kerner
Geschäftsführendes Vorstandsmitglied der IG Metall
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Berichterstatter Plenum

Ingo Gädechens
Mitglied des Deutschen Bundestages und  
Mitglied im Verteidigungsausschuss

Einführung

„Aktuelle Sicherheitsrisiken auf See“

Prof. Dr. Uwe Jenisch
Honorarprofessor im Seerecht an der  
Christian-Albrechts-Universität zu Kiel

„Maritime Sicherheit aus Sicht des BMVg“

Thomas Kossendey
Abteilungsleiter im Bundesministerium  
für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung

„Die Deutsche Marine – Aufgabenwahr
nehmung im Feld Maritimer Sicherheit“

Vizeadmiral Axel Schimpf
Inspekteur der Marine
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Konferenz – Eröffnungsplenum
Begrüßung

Hans-Joachim Otto
Parlamentarischer Staatssekretär beim  
Bundesminister für Wirtschaft und Technologie 
und Koordinator der Bundesregierung  
für die maritime Wirtschaft

Sehr geehrte Frau Bundeskanzlerin,
sehr geehrter Herr Ministerpräsident,
sehr geehrte Frau Oberbürgermeisterin,
sehr geehrte Damen und Herren Abgeordnete des 
Bundes und der Länder,
meine sehr verehrten Damen und Herren,

Diese Halle hier kennt den Erfolg!
Hier feiert der THW Kiel Meisterschaften, wir haben 
das gerade auch in dem Einspielfilm gesehen!
Hier ist die Champions League zu Hause!
Und deshalb sind wir hier mit der Achten Nationalen 
Maritimen Konferenz genau richtig!
Herzlich willkommen in Kiel!

Diese Stadt ist durch ihre Lage an der Kieler Förde und 
ihre lange maritime Tradition wie geschaffen für die 
Ausrichtung dieser Konferenz. 
Die maritime Wirtschaft prägt nicht nur das Stadtbild, 
sondern auch das wirtschaftliche Leben. 
Kiel ist ein wichtiger Standort für den Schiffbau, die 
Schiffbauzulieferindustrie und die maritime Forschung.
Kiel verfügt über einen der bedeutendsten Passagier-
häfen Deutschlands.
Von hoher strategischer Bedeutung ist der Nord-Ost-
see-Kanal, über den wir auch bei dieser Konferenz  
sicher intensiv sprechen werden.
Kiel deckt damit das gesamte maritime Spektrum ab. 
Aber es geht heute und morgen nicht nur um Kiel  
und Schleswig-Holstein, sondern um die nationale  
Bedeutung der maritimen Wirtschaft.
Ich freue mich daher sehr, so viele hochrangige  
Vertreter aus Wirtschaft, Forschungslandschaft, Politik 
und Administration hier in Kiel begrüßen zu dürfen.
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Allen voran begrüße ich Frau Bundeskanzlerin  
Dr. Angela Merkel. Ihre Anwesenheit zeigt, welche Be-
deutung Sie persönlich, aber auch die Bundesregierung 
insgesamt der maritimen Wirtschaft zumessen.

Gemeinsam mit Ihnen allen wollen wir wieder  
Strategien entwickeln, um die maritime Wirtschaft in 
Deutschland gut aufzustellen für die Zukunft.

In diesem Sinne wünsche ich uns anregende Diskus
sionen und einen erfolgreichen Verlauf der Konferenz.

Ich übergebe jetzt das Wort an die Oberbürgermeiste-
rin der Landeshauptstadt Kiel, Frau Dr. Susanne  
Gaschke. 
Im Anschluss wird der Ministerpräsident des Landes 
Schleswig-Holstein, Herr Torsten Albig, sprechen.
Beschließen wird diesen Auftakt dann die Bundes-
kanzlerin mit der Eröffnungsrede.

Vielen Dank!

Hans-Joachim Otto
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Grußwort

Dr. Susanne Gaschke
Oberbürgermeisterin der Landeshauptstadt Kiel

Sehr geehrte Frau Bundeskanzlerin,
sehr geehrter Herr Bundesminister Dr. Ramsauer,
sehr geehrter Herr Ministerpräsident,
sehr geehrter Herr Staatssekretär Otto,
meine sehr verehrten Damen und Herren,

ich freue mich sehr, Sie in der Landeshauptstadt Kiel 
begrüßen zu dürfen.
Dass die Achte Nationale Maritime Konferenz hier bei 
uns stattfindet, ist eine Ehre.
Zugleich fühlen wir Kielerinnen und Kieler uns sozu-
sagen als natürliche Gastgeber für ein solches meeres-
orientiertes Großereignis. 

Denn Kiel ist Deutschlands nördlichste Großstadt.  
Kiel ist, mit dem Helmholtz-Institut für Meeresfor-
schung Geomar und dem Exzellenzcluster „Ozean der 
Zukunft“, Standort maritimer Spitzenforschung. 
Kiel ist Standort global vernetzter maritimer Wirt-
schaft von Weltrang – ich nenne hier nur einmal stell-
vertretend ThyssenKrupp Marine Systems, Raytheon 
Anschütz, ELAC Nautik oder Abu Dhabi Mar. 
Kiel ist wichtiger Stützpunkt der Deutschen Marine 
und die Heimat ihres weltbekannten Segelschulschiffs 
Gorch Fock. 
Kiel ist mit der Kieler Woche eine Welthauptstadt des 
Segelsports – und hat selbstverständlich Ambitionen, 
was die Olympischen Segelwettbewerbe in den 20er 
Jahren betrifft. 
Kiel ist schließlich Patronin für den international  
gebräuchlichen Namen des Nord-Ostsee-Kanals, der 
meistbefahrenen künstlichen Wasserstraße der Welt: 
In aller Herren Länder kennt man diesen Kanal als  
Kiel Canal.

In Kiel arbeiten die Vertreter maritimer Belange eng 
miteinander zusammen, denn wir sind alle überzeugt 
davon, dass ein wichtiger Teil unserer Zukunft auf – 
und in – den Weltmeeren liegt. 

Insofern kann von der „politischen Seeblindheit“, die 
Admiral Lutz Feldt, Admiral Hans-Joachim Stricker 
und andere Autoren vor kurzem in einem wegweisen-
den Beitrag für die Frankfurter Allgemeine Zeitung  
beklagten, in dieser Stadt keine Rede sein.

Wir machen uns aber, verehrte Frau Bundeskanzlerin, 
große Sorgen um die Zukunft des Kanals, der so heißt 
wie unsere Stadt, und wir fragen uns: Kann es bei der 
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Bundesregierung womöglich so etwas wie „politische 
Kanalblindheit“ geben? 

Der NOK ist von herausragender Bedeutung für den 
deutschen Außenhandel; er ist ein zentraler Wettbe-
werbsvorteil für die deutschen Seehäfen, vor allem für 
Hamburg; er ist, ich sagte es schon, die meistbefahrene 
künstliche Wasserstraße der Welt.
Und doch müssen wir mit ansehen, wie dieses großar-
tige Bauwerk aus dem Jahr 1895 verfällt; wir beobach-
ten mit Fassungslosigkeit, dass über 100 Jahre alte 
Schleusentore nicht ausgetauscht werden; wir erleben, 
dass die dringend nötige Vertiefung und Begradigung 
des Kanals zwar angekündigt, aber nicht realisiert wird. 

Wie es aussieht, wenn sich die Schiffe, deren Reeder 
dadurch hunderttausende von Frachtstunden verlieren, 
vor den Schleusentoren stauen, können wir hier auf 
der Förde oft genug beobachten.
Und deshalb brauchen wir nicht noch mehr Verspre-
chungen. Wir brauchen keine ministeriellen Spaten
stiche kurz vor der Landtagswahl – und ein Jahr später 
keine Ausschreibung für eine neue Schleusenkammer 
nur Stunden vor der Maritimen Konferenz. Wir brau-
chen konkrete und milliardenschwere Einstellungen in 
den Haushalt und den Finanzplan des Bundes!

Meine Damen und Herren, der frühere britische Pre-
mierminister Winston Churchill schildert in seinen 
Memoiren die Diskussionen über den Nord-Ostsee- 
Kanal auf der Teheraner Konferenz von 1943. Dort 
wurde erwogen, die deutsche Wasserstraße, deren  
Bedeutung auch Stalin und Roosevelt als gewaltig  
ansahen, unter ein Protektorat der Vereinten Nationen 
zu stellen. 
Ich sage Ihnen ganz offen: Sieht man sich an, wie der 
Nord-Ostsee-Kanal heute von der Bundesregierung 
vernachlässigt wird – man könnte fast wieder auf den 
Gedanken kommen, die UN um Hilfe zu bitten.

Erwogen wurde damals übrigens auch die Bombardie-
rung des Kanals, um seine Sperrung zu erreichen. 
Heute wäre eine Bombardierung kaum noch nötig, 
denn durch seinen schlechten Zustand sperrt sich der 
Kanal regelmäßig selbst. 
Die Alliierten sahen übrigens von einer Sprengung ab, 
obwohl sie ihnen taktische Vorteile verschafft hätte. 
Der Grund: Sie wollten die Deutschen nicht den Russen 
in die Arme treiben.

Meine Damen und Herren, in dieser Hinsicht besteht 
bei den maritimen Akteuren der Landeshauptstadt Kiel 
wenig Gefahr. 
Wir werden nur alle, jeder an seinem Platz, weiter für 
den Erhalt dieser Lebensader kämpfen, die Nord- und 
Ostsee verbindet. 

Denn wir Kieler sind nicht politisch seeblind, wir sind 
nicht kanalblind, sondern einfach kanalpolitisch hart-
näckig – mindestens so sehr wie Winston Churchill, 
der seine politischen Mitstreiter durch unausgesetztes 
Nachfragen und nicht enden wollende Vorschläge so 
lange zu zermürben pflegte, bis sie taten, was er wollte. 

Ich wünsche Ihnen einen schönen Aufenthalt in  
unserer Stadt, kluge Gespräche und wertvolle maritime 
Erkenntnisse!

Dr. Susanne Gaschke
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Grußwort

Torsten Albig
Ministerpräsident des Landes Schleswig-Holstein

Sehr geehrte Frau Bundeskanzlerin,
sehr geehrter Herr Staatssekretär Otto,
sehr geehrte Frau Oberbürgermeisterin,
meine sehr geehrten Damen und Herren,

ich begrüße Sie alle sehr herzlich hier bei uns in Kiel, 
im maritimen Herzen von Schleswig-Holstein. Dem 
maritimen Bundesland schlechthin. Der Einspieler 
vorhin hat uns bereits eintauchen lassen in die mariti-
me Vielfalt dieser Region. 
Und mit der Rede der Bundeskanzlerin sind wir nun 
auch angekommen in der maritimen Politik. 

Sehr geehrte Frau Bundeskanzlerin,
ich danke ganz besonders Ihnen für Ihren Besuch. 
Damit und mit Ihrer Rede machen Sie deutlich:  
Die Bundesregierung weiß um die volkswirtschaftliche 
Bedeutung der maritimen Wirtschaft. Sie weiß um  
die Chancen genauso wie um die offenen Fragen, um 
die Wünsche und Anliegen. 
Auch wir als maritimes Schlüsselland haben solche 
Wünsche und Anliegen. 

Ihr Besuch zeigt uns: Sie nehmen die maritimen Be-
lange ernst. Ich bedanke mich für diese Wertschätzung.

In den kommenden beiden Tagen werden wir mit der 
ganzen Breite der maritimen Branche diskutieren.  
Vertreter aus der maritimen Wirtschaft, aus Wissen-
schaft und Forschung, aus Gewerkschaften, aus Politik 
und Verwaltung – sie alle diskutieren in unseren  
sieben Workshops. 
Am Ende sollen konkrete Handlungsempfehlungen 
stehen. Das ist der Sinn unserer gemeinsamen Natio-
nalen Maritimen Konferenz. 

Ich halte die Maritime Konferenz deshalb auch nicht 
für eine Politik der verpassten Chancen. 

Wie soll Politik etwas bewegen, wenn sie nicht mit  
den Fachleuten zusammenkommt? Wir brauchen den 
Austausch, wir brauchen die Debatte, wir brauchen das 
Abwägen und natürlich brauchen wir auch Entschei-
dungen. In dieser Reihenfolge. So geht Demokratie. 
Darum ist die Maritime Konferenz wichtig und wert-
voll. 
Und das noch aus einem weiteren Grund: Sie lenkt den 
medialen Fokus auf die maritimen Themen. 
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Beinahe eintausend Interessierte sind auch bei der 
achten Auflage mit an Bord. Das ist eine großartige  
Resonanz. Ich freue mich sehr, dass Sie alle unsere  
Gäste sind. Und ich freue mich, dass Schleswig-Hol-
stein zum zweiten Mal Gastgeber sein darf. 
Diese Veranstaltung passt hervorragend in unser Land. 
Hier bei uns in Schleswig-Holstein können Sie auf  
kleinem Raum die ganze maritime Vielfalt erleben. 
Das Land zwischen den Meeren bildet zusammen mit 
Hamburg den maritimen Schmelztiegel Deutschlands. 
Exzellente Forschung, hochinnovative Zulieferer und 
Schiffsbauer, dazu noch das maritime Wirtschaftsleben 
rund um unsere Ostsee- und Nordseehäfen: Schleswig-
Holstein hat maritimes Format, Schleswig-Holstein 
ist stolz auf seine Gastgeberrolle. 

Meine Damen und Herren,
ich will diese Rolle nutzen, um für eine nachhaltigere 
maritime Politik zu werben. Ich möchte die Aufmerk-
samkeit des Bundes über diese Konferenz hinaus auf 
einen maritimen Brennpunkt lenken, über den in den 
vergangenen Wochen und Monaten schon viel gespro-
chen wurde: In Schleswig-Holstein liegt mit dem 
Nord-Ostsee-Kanal (NOK) das vielleicht wichtigste 
Stück unserer maritimen Infrastruktur. 

Deutschlands Schienen- und Straßennetz – all das  
ist wichtig für den Gütertransport. Doch für die  
Exportnation Deutschland sind die Seewege mindes-
tens ebenso bedeutend. 
Die Schienen, die Autobahnen – sie laufen auf die  
Häfen von Hamburg, Bremen, Wilhelmshaven, Lübeck 
und Rostock zu, weil die Häfen unsere Tore zur Welt 
sind. 

Doch was nutzen die offenen Tore, wenn andere Tore 
dahinter kommen, die geschlossen bleiben? So wie  
die Schleusentore an unserem Kanal. Weil sie marode 
sind. 

Damit verstopft eine pulsierende Verkehrsader. Und 
zwar nicht irgendeine: Der NOK ist die meistbefahrene 
Wasserstraße der Welt. Ihn passieren jährlich mehr 
Schiffe als den Panama- und Suezkanal zusammen. 
Wenn diese Ader verstopft, dann droht ein wirtschaft-
licher Infarkt. 

Wir haben kürzlich zu spüren bekommen, wie sich  
ein solcher Infarkt anfühlt. Wie es ist, wenn der Nord-
Ostsee-Kanal zu einem stillgelegten Industriemuseum 
wird. Die hundert Jahre alten Schleusen waren dicht. 
Nichts ging mehr für ein paar Tage. 
Es ist dem großartigen Job der Mitarbeiter im Wasser- 
und Schifffahrtsamt zu verdanken, dass es nicht noch 
schlimmer gekommen ist. Ihnen gebührt unser Dank!

Dennoch haben wir ein Gefühl dafür bekommen,  
wie es ist, wenn von einem Tag auf den anderen ganze 
maritime Bereiche einbrechen. Da bietet die maritime 
Wirtschaft plötzlich ein ungewohntes Bild: 

→→ An den Schleusen stehen die Lotsen mit den  
Händen in den Taschen. 

→→ Bei einem Schiffsmakler wie Sartori & Berger steht 
Mitarbeitern auf einmal die Angst vor Kurzarbeit  
in den Gesichtern.  

→→ Den Schiffsausrüster in Brunsbüttel erreicht eine 
Stornierung nach der anderen, bis er kein Schiff 
mehr zu bestücken hat.  

→→ Die Reeder werfen ihre Planungen über den Haufen, 
müssen Skagen in den Blick nehmen. Einen 800 Ki-
lometer langen Umweg, der Geld kostet, der die 
Umwelt stärker belastet – aber einen Umweg, der 
verlässlich ist. 

Und genau darin liegt die Gefahr: Wenn die Passage 
durch den Kanal zu einem unkalkulierbaren Risiko 
wird, dann verlieren alle, die ich eben aufgezählt habe, 
ihre Geschäftsgrundlage.

Sollten die Schleusen immer wieder im Schlick stecken 
bleiben, dann plant die Schifffahrt um. Dann geht es 
nicht mehr über Hamburg, Brunsbüttel, Lübeck. Dann 
geht es eben über Zeebrügge, Antwerpen und Rotter-
dam direkt in den Ostseeraum. Mit Großschiffen und 
nie dagewesenen Havarierisiken für die sensible Ostsee.

Ein maroder Kanal bringt den Hamburger Hafen in 
Gefahr. Und damit Zehntausende Arbeitsplätze. Der 
Hamburger Hafen ist der größte Arbeitgeber Schles-
wig-Holsteins. 



100 Millionen Container passieren pro Jahr den Kanal. 
Das ist mehr als der gesamte Containerumschlag im 
Hamburger Hafen.
Auch der Jade-Weser-Port wäre massiv betroffen.  
Dort werden ebenfalls Container auf Feeder verladen. 
Ohne den NOK ist auch hier Feierabend. 

Die Folgen wären darüber hinaus bundesweit spürbar. 
Für die gesamte maritime Infrastruktur gilt: Die Wert-
schöpfung im Hafen liegt beim Faktor eins, die Wert-
schöpfung im Hinterland liegt beim Faktor sechs. 
Eins zu sechs, das sind die Wertschöpfungsverhältnisse. 
Süddeutschland profitiert noch viel mehr von intakter 
Struktur als wir das hier oben tun. Es ist der Maschinen-
bauer in Baden-Württemberg, der den Kanal braucht 
für seinen Export. 

Deshalb sind es schlechte Nachrichten für den Stand-
ort Deutschland, wenn sich der Schleusenbau bis 2020 
hinziehen würde. Also schaut auf diese Wasserstraße! 
Ihr alle lebt davon!
Unser Wunsch an die Bundesregierung ist: Machen  
wir den Kanal zu unserem gemeinsamen, nationalen 
Anliegen. Geben Sie mit einem Masterplan Sicherheit. 
Planen Sie für die nächsten Jahre ein Prozent der  
Verkehrsinvestitionen für den Erhalt Ihrer Bundes
wasserstraße ein. Bundesverkehrsminister Ramsauer 
scheint mittlerweile ebenfalls in diese Richtung zu 
denken. Das wäre eine gute Wendung.

Wir werden dieses jährliche Prozent brauchen, denn 
mit dem Ausbau der Brunsbütteler Schleusen ist es 
nicht getan. Der Sanierungsstau von 20 Jahren ist lang. 
Es stehen aus: die Vertiefung des Kanals, der Ausbau 
der Oststrecke, der Ersatz für die Levensauer Hoch
brücke und die Sanierung der Holtenauer Schleusen. 
Dieser Stau darf nicht nacheinander abgearbeitet  
werden, das muss parallel zum Schleusenbau ange
gangen werden. 

Liebe Frau Bundeskanzlerin, 
ich weiß: Ihre Bundesregierung hat diese Situation 
nicht herbeigeführt. Die Verantwortung erstreckt sich 
auch über die Vorgängerregierungen. Sie müssen  
ausbaden, was über Jahrzehnte durch Zuwarten,  
Aufschieben und Nicht-Ernst-Nehmen zusammen
gekommen ist. 

Eine undankbare Aufgabe. Darum versichere ich Ihnen: 
Schleswig-Holstein haben Sie an Ihrer Seite, wenn  
Sie diese Aufgabe angehen.

Meine Damen und Herren,
wir brauchen einen verlässlichen Nord-Ostsee-Kanal, 
weil wir die maritime Wirtschaft in all ihren Facetten 
brauchen. Doch der maritime Sektor ist weit mehr  
als der Kanal. Da ist eine Industrie, die mit dem Ausbau 
der Offshore-Windkraft prosperiert. Da ist eine Meeres-
wissenschaft, in deren Umfeld Unternehmen mit 
Hightech-Produkten Maßstäbe setzen.

Die maritime Branche ist hochinnovativ. Wo das  
Maritime stark ist, dort ist auch der Standort besonders 
zukunftsfähig: Das gilt in Kiel, in Schleswig-Holstein 
und in ganz Deutschland. 

Die Maritime Konferenz vermittelt einen Eindruck  
dieser Stärken. Eine dynamische Branche kommt an 
einem Ort zusammen, der diese Dynamik lebt: Von 
Geomar bis Abu Dhabi Mar, von der Color-Line bis  
zur Marine.

Schleswig-Holstein freut sich auf diese beiden Tage!

Zwei Tage, an denen das maritime Herz dieses Landes 
lauter und schneller schlägt.

Torsten Albig
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Eröffnungsrede

Dr. Angela Merkel
Bundeskanzlerin der  
Bundesrepublik Deutschland

Sehr geehrter Herr Maritimer Koordinator – 
wenn ich so beginnen darf –, lieber Herr Otto, 
sehr geehrter Herr Ministerpräsident Albig, 
sehr geehrte Frau Oberbürgermeisterin,
sehr geehrter, lieber Kollege Peter Ramsauer,
sehr geehrte Parlamentarische Staatssekretäre, 
sehr geehrte Wirtschaftssenatoren und -minister,
sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen aus dem  
Bundestag und den Landtagen,
aber vor allem Sie, meine Damen und Herren,  
die Sie die maritime Wirtschaft Deutschlands  
repräsentieren,

es ist eine gute Tradition, diese Maritimen Konferenzen 
durchzuführen. Sie haben den Zweck und das Ziel – 
und deshalb finden die wichtigen Beratungen auch in 
Arbeitsgruppen statt; in Gruppen, die thematisch  
arbeiten –, dieses gute Stück Deutschland – wenn ich 
das einmal so sagen darf –, die maritime Wirtschaft, 
durch all die verschiedenen Zeiten, Gezeiten und  
Untiefen zu führen. 

Denn das ist ein Wirtschaftsbereich, der extrem kon-
junkturabhängig ist. Es ist ein Wirtschaftsbereich, der 
für eine Exportnation wie Deutschland von großer  
Bedeutung ist. Und es ist ein Wirtschaftszweig, der  
natürlich auch global sehr, sehr umkämpft ist. Deshalb 
ist auch diese Wellenbewegung, die hier vorn in der 
Bühnengestaltung angedeutet ist, ein richtiger Aus-
druck dessen, was zu leisten ist.

Es gibt Bereiche, in denen wir handeln müssen. Ich  
will deshalb auch gleich mit dem Thema anfangen,  
das hier von Frau Gaschke und auch von Herrn Albig 
richtigerweise angesprochen wurde. Kiel ist Gastgeber; 
und was wären Sie für Gastgeber, wenn Sie nicht  
vom Nord-Ostsee-Kanal sprächen.
 
Die gute Nachricht ist: Nicht nur in Kiel spricht man 
vom Nord-Ostsee-Kanal, sondern auch in Berlin; und 
das ganz im Sinne dessen, was Peter Ramsauer als  
Bundesverkehrsminister immer sagt – genauso wie Sie 
es, Herr Albig, gesagt haben –, nämlich dass die mariti-
me Wirtschaft nicht nur etwa für Norddeutschland 
wichtig ist, sondern ein zentraler Wirtschaftszweig für 
ganz Deutschland ist.
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Mit ihm stellt sich im Wirtschaftsministerium auch 
eine Koordinationsaufgabe, weil wir von der wirt-
schaftlichen Bedeutung für die ganze Bundesrepublik 
Deutschland überzeugt sind.

Nun ist beim Nord-Ostsee-Kanal inzwischen manches 
in Gang gekommen. Vieles hat sich über Jahrzehnte 
aufgestaut. Richtig ist aber auch – das kennen wir alle 
aus unserer täglichen politischen Arbeit: Wenn ein 
Problem auf dem Tisch liegt, ist es unsere Aufgabe, die-
ses Problem zu lösen, die Lösung voranzubringen. 
Manche Dinge kann man aber trotzdem, wenn schon 
Zeit vergangen ist, nicht sofort wieder aufholen. Ich 
möchte mich aber auch ausdrücklich dem Dank an die 
Taucher und das Wasser- und Schifffahrtsamt anschlie-
ßen.
 
Die gute Nachricht ist, dass im Augenblick die eine 
Schleusenkammer wieder befahrbar ist, die zweite re-
pariert wird und die Ausschreibung für den Ausbau der 
Schleuse Brunsbüttel auf den Weg gebracht worden ist. 
Damit liegt trotzdem noch ein Riesenstück Arbeit vor 
uns. 
Die strategische Bedeutung des Nord-Ostsee-Kanals in 
der Bundesrepublik wird von der Bundesregierung, der 
Landesregierung und auch vonseiten der Stadt Kiel so-
wie vor allem von Ihnen, die Sie von der maritimen 
Wirtschaft in Deutschland leben, gleich hoch bewertet.

Solche Infrastrukturausbauaufgaben, wie sie beim 
Nord-Ostsee-Kanal vor uns liegen, wie sie aber auch 
beispielsweise mit der Elbvertiefung für den Hambur-
ger Hafen vor uns liegen, sind von größter Bedeutung 
für die Zukunft Deutschlands. Deshalb ist so eine  
Maritime Konferenz sicherlich der richtige Ort, das 
noch einmal in den Mittelpunkt und ins Zentrum der 
Betrachtungen zu rücken. 
Als ich neulich beim EU-Lateinamerika-Gipfel war,  
relativ ruhig unter 42 Staats- und Regierungschefs saß 
und Deutschland sich gerade nicht im Zentrum der 
Betrachtungen befand, meldete sich aber der Präsident 
von Panama und sagte, dass er bei seinem letzten 
Deutschlandaufenthalt auch einen Abstecher nach 
Hamburg gemacht habe. 
Er sagte, er habe sich dort umfassend darüber infor-
miert, wie die Elbvertiefung vorankäme und wie der 
Prozess bei den einzelnen Gerichtsstationen abliefe, 
um dann mitzuteilen, dass der Panama-Kanal dem-
nächst verbreitert sei. Wenn dann die neuen Schiffs

typen den Kanal durchqueren könnten, aber in Ham-
burg die Elbvertiefung noch nicht fertiggestellt worden 
sei, sehe er schwarz für den Hamburger Hafen.

Das heißt also, neben dem Nord-Ostsee-Kanal haben 
wir noch eine zweite Aufgabe von größter Wichtigkeit. 
Selbstverständlich habe ich auch mit Olaf Scholz schon 
darüber gesprochen. Selbst in Chile wird das Vorhaben 
mit Argusaugen betrachtet. Von unseren chinesischen 
Wirtschaftspartnern will ich überhaupt nicht erst spre-
chen, die auch immer wieder nach Hamburg schauen, 
um dort sozusagen die Schnelligkeit deutscher Ent-
scheidungen festzumachen. Das heißt also, wir stehen 
unter Beobachtung. Das ist auch kein Wunder, denn 
wir bewegen uns im globalen Wettbewerb.
 
Deshalb findet diese Maritime Konferenz nicht nur 
passenderweise in Kiel statt, um die Belange des Nord-
Ostsee-Kanals zu diskutieren, sondern sie findet auch 
in einer Zeit statt, in der es um die Branche insgesamt 
nicht nur gut bestellt ist, sondern in der es eine Viel-
zahl von Problemen zu diskutieren gibt. 
Ich glaube, dass deshalb die Regelmäßigkeit, mit der 
alle zwei Jahre die Spitzen des Wirtschaftsbereichs  
zusammentreffen, aber auch die Regelmäßigkeit der 
Arbeit der Arbeitsgruppen ein Wert an sich sind.  
Es wurden durch sie immer wieder Probleme gelöst. 
Ich denke nur an die Frage der Sozialversicherung,  
die wir vor zwei Jahren in Wilhelmshaven diskutiert 
haben. Inzwischen haben wir dazu eine gute Lösung 
auf den Weg gebracht.

Die Werften haben weltweit nach wie vor mit den Fol-
gen der 2008 geplatzten Blase im Schiffbau zu kämp-
fen. Die Neubaupreise für Schiffe bewegen sich heute 
auf dem Preisniveau von 2003/2004. Das muss man 
sich einmal vorstellen, wenn man erfassen will, was 
man an Effizienzzuwachs schaffen muss oder was das 
an Druck auf die Löhne bedeutet. 

Die weltweiten Überkapazitäten werden auf bis zu 50 
Prozent geschätzt. Das bekommen wir natürlich auch 
beim Schiffbau in Deutschland zu spüren. Wir freuen 
uns trotzdem und besonders, dass 2012 die Zahl der 
Beschäftigten zum ersten Mal seit 2008 wieder gestie-
gen ist. Licht und Schatten liegen also eng beieinander.
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Eines ist klar, die Zukunft des deutschen Schiffbaus 
liegt in innovativen Lösungen, in technologisch an-
spruchsvollen Lösungen von Spezialschiffen. 
Hier gibt es auch eine Vielzahl von beeindruckenden 
Beispielen. Ob für den Offshore-Einsatz, Fährverkehr 
oder für Kreuzfahrten – gerade bei Spezialschiffen for-
dern die Auftraggeber maßgeschneiderte Lösungen auf 
hohem technologischen Niveau. Das gepaart mit Sys-
temkompetenz können die Werften und auch die Zu-
lieferer in Deutschland ihren Kunden im In- und Aus-
land bieten. Das macht die Stärke dieses Standorts aus. 
Deshalb brauchen wir gute Rahmenbedingungen für 
Innovation, für Forschung und Entwicklung. Deshalb 
setzt sich die Bundesregierung dafür ein, dass in Brüs-
sel, in der Europäischen Union, die Innovationsbeihil-
fen auch über 2013 hinaus erhalten werden. Deshalb 
wollen wir alles daransetzen, um die innovative Kom-
petenz der gesamten Branche zu erhalten. 

Die Meerestechnik ist einer der Innovationstreiber. 
Hier arbeiten in Deutschland rund 500 Unternehmen 
und 200 wissenschaftliche Einrichtungen an Lösungen, 
die jeweils höchsten Ansprüchen genügen. 
Auch wenn die Öl- und Gasförderung heute der um-
satzstärkste Bereich ist – Meerestechnik bedeutet noch 
sehr viel mehr als das. 

Die weltweiten Investitionen, so sagen uns die Progno-
sen, werden sich aller Voraussicht nach bis 2016 auf 
etwa 67 Milliarden US-Dollar verdoppeln. Das heißt, 
die Meerestechnik bietet ein erhebliches Entwick-
lungspotenzial. Und wir wollen natürlich in Deutsch-
land mit dabei sein. Deshalb hat die Bundesregierung 
im Sommer des Jahres 2011 den „Nationalen Master-
plan Maritime Technologien“ verabschiedet. Unser Ziel 
ist, die vorhandenen Kräfte zu bündeln. Ich kann auch 
Sie nur ermuntern, in Ihren Beratungen in den nächs-
ten Stunden Synergieeffekte zu nutzen.

Ein Bereich der Meerestechnik hat uns in letzter Zeit 
besonders beschäftigt: die Offshore-Windenergie. Wir 
haben das Thema auch in den Beratungen der Minis-
terpräsidenten mit der Bundesregierung immer wieder 
im Fokus gehabt. Wir alle kennen das geflügelte Wort: 
„Wenn der Wind der Veränderung weht, bauen man-
che Mauern und andere Windmühlen.“ 

Wir verfolgen die zweite Lösungsvariante. Wir wollen 
keine Mauern aufbauen und uns abschotten, sondern 
wir wollen an den Veränderungen teilhaben. Die be-
reits installierten 280 Megawatt sind ein erster Schritt. 
Wir können davon ausgehen, dass Ende 2015 etwa drei 
Gigawatt erreicht sein werden. Aber wir mussten hier-
für politisch sehr stark steuernd eingreifen. Wir haben 
das getan, um die Rahmenbedingungen verlässlicher 
zu gestalten, damit überhaupt investiert wurde. 

Die Übertragungsnetzbetreiber haben Anfang März ih-
ren Offshore-Netzentwicklungsplan vorgelegt. Dieser 
verzahnt den Ausbau von Windparks und Netzanbin-
dungen von Anfang an. 
Es ist, obwohl es sich logisch anhört, ein echter Para-
digmenwechsel, dass das jetzt gelungen ist. Wir haben 
einen Offshore-Netzplan, der die maritime Raumord-
nung um die Planung der Stromnetze ergänzt. Hierfür 
fasst er die geplanten und genehmigten Windparks zu 
insgesamt dreizehn Clustern zusammen. Das erlaubt 
uns eine prognostizierbare, verlässlichere und effizien-
tere Netzanbindung. Wichtig ist auch, dass wir nun 
Planungssicherheit für Windparks und Netzausbau ge-
wonnen haben. 

Außerdem haben wir die Haftungsregelungen für die 
Offshore-Windparks präzisiert. Bei Verspätung oder 
Störung des Netzanschlusses kann der Offshore-Wind-
parkbetreiber vom Übertragungsnetzbetreiber eine 
Entschädigung verlangen. 
Natürlich müssen wir da aber aufpassen. Denn wenn 
der eine von dem anderen eine Entschädigung be-
kommt, gibt es auch irgendeinen, der das bezahlen 
muss. Das ist dann beim Übertragungsnetzbetreiber 
zum Schluss wieder der Kunde, wenn es um das 
Netzentgelt geht. 
Deshalb war es auch richtig, dass die Verbraucher-
schutzministerin darauf hingewiesen hat, dass man 
immer auch die Gesamtkosten im Auge haben muss. 
Das heißt also, am besten wird möglichst wenig  
Gebrauch gemacht von diesen Haftungsregelungen. 
Aber für die Investoren war ihre Einführung absolut 
notwendig. Damit gehören die Rechtsunsicherheiten 
in diesem Bereich der Vergangenheit an. Die Investi
tionen im Offshore-Bereich können jetzt stattfinden. 
Es versteht sich von selbst, dass dabei die energie
wirtschaftlichen Erfordernisse, Umweltschutz und  
die Belange der Seeschifffahrt gleichermaßen zu  
berücksichtigen sind. 
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Sichere Seewege sind natürlich auch von allergrößter 
Bedeutung. Ich will noch einmal darauf hinweisen, 
dass rund 95 Prozent des Warenverkehrs zwischen den 
Kontinenten auf Seewegen abgewickelt werden. Über 
60 Prozent der deutschen Exporte und der Großteil 
deutscher Rohstoffimporte werden verschifft.

Das heißt, wir sind als Exportnation geradezu ganz we-
sentlich von sicheren Transportwegen abhängig. Wir 
wissen, dass wir für sichere Transportwege nicht nur 
zu Hause sorgen müssen, sondern auch weltweit. Hier 
leistet Deutschland seinen Beitrag. Ich nenne nur das 
Stichwort der Bekämpfung der Piraterie am Horn von 
Afrika und die ATALANTA-Mission, die seit 2008 mit 
europäischen Partnern durchgeführt wird. Ich möchte 
die Gelegenheit nutzen – Herr Vizeadmiral Schimpf, 
der Sie heute auch hier sind –, um allen Soldatinnen 
und Soldaten, die in der Region um Somalia ihren 
Dienst versehen, ein ganz herzliches Dankeschön zu 
sagen. Sie helfen uns bei der Sicherung der Transport-
wege. 
Die Sicherheit auf See hängt in der Regel sehr eng mit 
der Sicherheit an Land zusammen. Deshalb haben wir 
natürlich auch eine Vielzahl an begleitenden politi-
schen Prozessen in den Schlüsselregionen eingeleitet. 
Ein weiterer Lösungsansatz, den wir entwickelt haben, 
ist der Einsatz privater bewaffneter Sicherheitskräfte 
auf deutschen Handelsschiffen. Nach schwierigen De-
tailarbeiten werden wir noch in diesem Jahr entspre-
chende Regelungen in Kraft setzen. Mehr Sicherheit 
für die Seeleute und mehr Rechtssicherheit für die 
Reeder und die Kapitäne – das ist unser Ziel.

Natürlich ist auch der Schutz der Natur von großer  
Bedeutung. Beim Meeresumweltschutz haben wir 
schon einiges erreicht. Aber wenn wir ehrlich sind:  
Wir alle wissen, dass es unseren Meeren weltweit nicht 
gut geht. 
Die Ostsee ist ein Beispiel für Fortschritte, die wir im 
Umweltschutz erreicht haben – die Nordsee auch. Aber 
die großen Weltmeere werden zum Teil noch in nicht 
akzeptabler Weise belastet und sind damit nach wie 
vor gefährdete Zonen, auch wenn glücklicherweise die 
internationalen Abkommen zur Biodiversität erste  
einsichtige Schritte ermöglichen.

Wenn wir über Schifffahrt sprechen, geht es auch um 
die Behandlung von Ballastwasser in den Schiffen und 
die damit einhergehende Verschleppung von Organis-

men. Wir haben dazu ein internationales Übereinkom-
men. Die Ratifikation in Deutschland ist so gut wie  
abgeschlossen. 
Die Gefahren durch Emissionen von Schwefel und 
Stickoxiden aus Schiffsabgasen werden durch stren
gere Vorgaben im MARPOL-Übereinkommen deutlich 
reduziert, das wir jetzt EU-weit umsetzen. 

Und wir sind auch beim Klimaschutz vorangekommen. 
Die Internationale Seeschifffahrtsorganisation hat  
einen neuen Kennwert zur Energieeffizienz für den 
Neubau von Schiffen verabschiedet. Damit wird der 
CO2-Ausstoß von Schiffen um bis zu 30 Prozent  
gesenkt werden können. 
Problematisch bleibt nach wie vor die Bestandsflotte. 
Aber wir wissen, dass wir hier immer wieder auf inter-
nationale Abkommen angewiesen sind, um die Wett-
bewerbsfähigkeit Deutschlands zu erhalten. Es wird 
auch über die Einführung weltweiter marktbasierter 
Maßnahmen weiter verhandelt. Die Bundesregierung 
unterstützt dies. Und ich sage noch einmal: Das muss 
weltweit geschehen, um ein wirklich faires Wettbe-
werbsfeld zu erhalten.
Wir müssen auch gemeinsam die Arktis schützen. Das 
wirtschaftliche Interesse an der Nutzung der Nord-
west- und der Nordostpassage ist hoch. Aber diese öko-
logisch besonders sensible Region verlangt, dass sie nur 
von geeigneten Schiffen durchquert werden kann. 
Deshalb werden wir auch darauf ein besonders Augen-
merk legen.

Es gibt eine heikle weltwirtschaftliche Situation – das 
sagte ich bereits am Anfang –, die gerade auch unsere 
Reedereien betrifft. Überkapazitäten und geringe Char-
terraten machen ihnen das Leben schwer. Und die 
Schwierigkeiten bei der Schiffsfinanzierung verschär-
fen diese Situation. Deshalb darf ich Ihnen für die Bun-
desregierung versichern: Wir werden die bestehenden 
Instrumente beibehalten und flexibel nutzen. Aber wir 
sind dabei natürlich an das EU-Beihilferecht gebunden 
und müssen den OECD-Konsensus und die notwendi-
gen Fragen der haushalterischen Mittel im Auge behal-
ten. 

Wir wissen um die Potenziale im maritimen Bereich. 
Wir sehen allerdings mit Sorge – ich denke, das wird 
auf Ihrer Konferenz auch intensiv diskutiert werden –, 
dass die Finanzierung der gesamten Branche im Au-
genblick in einer extrem schwierigen Situation ist. 
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Es kann aber nicht angehen, dass sozusagen die privat-
wirtschaftliche Finanzierung überhaupt keine Rolle 
mehr spielt und alles verbürgt sein muss. Das wird auf 
Dauer die Lage der Branche nicht erleichtern. Deshalb 
werden wir auch immer wieder gemeinsam darüber 
diskutieren müssen, wie eine zukunftsfähige Branche 
auch in schwierigen Zeiten Finanzierungsmöglichkei-
ten finden kann.
 
Wir haben über Infrastrukturmaßnahmen gesprochen, 
die direkt die Küste tangieren. Es geht natürlich auch 
um Hinterlandanbindungen und vieles mehr, wenn es 
um die Infrastruktur geht. Deshalb sind die Regionen 
Deutschlands bei den knappen Infrastrukturgeldern, 
die wir haben, gleichermaßen daran interessiert, aber 
auch in der Pflicht. 
Wer den Verkehrsminister hört – Sie werden ihn hier ja 
noch ausführlicher hören –, der weiß, dass er auch an 
Restriktionen gebunden ist, und zwar an ziemlich gra-
vierende. Die Bedeutung der maritimen Wirtschaft 
müssen wir uns aber immer vergegenwärtigen. 

Meine Damen und Herren, 
die Sicherung des maritimen Standorts erfordert gut 
ausgebildete und qualifizierte Fachkräfte. Gerade ange-
sichts der Herausforderung des demografischen Wan-
dels ist dieses Thema von besonderer Bedeutung. 
Deshalb haben wir als Bundesregierung gemeinsam 
mit den Küstenländern, der Wirtschaft und den Ge-
werkschaften das Maritime Bündnis geschmiedet. Wir 
halten an diesem Bündnis fest. Wir wollen jedes Jahr 
rund 90 Millionen Euro aufbringen, um maritime Be-
schäftigung und Ausbildung zu unterstützten. 

Herr Staatssekretär Otto hatte das Thema, glaube ich, 
ebenso wie Herr Albig und Frau Gaschke, auch mit 
dem Hinweis auf die Demonstration, schon angespro-
chen. Ich habe mir die Forderungen durchgelesen. Das 
sind Forderungen, die ihre Legitimität haben, die auch 
nicht kurzfristig angelegt sind, sondern bei denen es 
wirklich um die Zukunft dieses Standbeins unserer 
Wirtschaft geht. Ich will deshalb noch einmal sagen, 
dass die Bundesregierung mit ihrem Anteil in Höhe 
von 60 Millionen Euro an den 90 Millionen Euro Kon-
tinuität in dieses Bündnis bringt. 

Es wurde zwar schon oft geäußert, aber trotzdem noch 
einmal für die Zukunft: Die Bundesregierung gibt auch 
ein klares Bekenntnis zur Tonnagesteuer ab. Ich glaube, 

auch die Frage der Versicherungssteuer ist inzwischen 
auf einem guten Lösungsweg, sodass wir in diesem Be-
reich keine neuen Irritationen haben werden. 
Zum Maritimen Bündnis gehört auch das Bekenntnis 
der Reeder zur deutschen Flagge. 
Die Kosten der deutschen Flagge sind relativ hoch, 
aber wir konnten in einigen Bereichen dennoch Fort-
schritte erzielen. Es gibt für die Reeder einen besseren 
Service in der Verwaltung der deutschen Flagge. Ich 
glaube, dazu wird das Verkehrsministerium heute noch 
eine neue Website vorstellen. 
Außerdem setzen wir mit dem Seearbeitsgesetz das 
ILO-Seearbeitsübereinkommen in nationales Recht 
um. Wir entlasten damit die Reeder von Bürokratie 
und sorgen dafür, dass der Wettbewerb nicht zulasten 
der Arbeits- und Lebensbedingungen der Seeleute aus-
getragen wird. Auch das ist wichtig. 

Ich sagte es schon, aber ich will es zum Abschluss noch 
einmal sagen: 
Ganz Deutschland profitiert von einer starken mariti-
men Wirtschaft. 

Schon die alten Wikinger wussten: „Über den Wind 
können wir nicht bestimmen, aber wir können die Se-
gel richten.“ Und bei dieser Maritimen Konferenz geht 
es darum, die Segel zu richten. Deshalb wünsche ich al-
len Teilnehmerinnen und Teilnehmern ein gutes Ge-
lingen dieser Konferenz. Ich weiß, sie ist keine Schön-
wetterveranstaltung. Das bietet allerdings auch die 
Küste in Deutschland im Jahr nicht allzu häufig. 

Die Konferenz ist ein Arbeitsbündnis, eine Arbeitsver-
anstaltung, auf der wir schauen müssen, wie wir in 
konstruktiver Weise die Probleme, die auf dem Tisch 
liegen, miteinander lösen können. 
Dies ist etwas, das wir vielleicht auch in noch mehr 
Branchen lernen müssen: Gemeinsames Handeln 
macht uns insgesamt stärker. 

Deshalb möchte ich allen danken, die seit Jahren, in 
guten und in schlechten Zeiten, an dieser Maritimen 
Konferenz mitarbeiten, die immer dabei sind und sich 
mit ihren Ideen einbringen. Ich würde sagen, diese  
Nationale Maritime Konferenz hat sich bewährt. 

Ich wünsche Ihnen viel Kraft für die nächsten Tage, 
gute Ideen und gute Lösungsansätze. Ich verspreche 
Ihnen – und danke bei dieser Gelegenheit dem  
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Maritimen Koordinator für seine Arbeit –, dass wir dies 
auch als Bundesregierung weiter begleiten werden. 
Die Tatsache, dass heute auch der Parlamentarische 
Staatssekretär aus dem Verteidigungsministerium da 
ist, die Tatsache, dass selbstverständlich der Verkehrs-
minister da ist, die Tatsache, dass der Parlamentarische 
Staatssekretär aus dem Verkehrsministerium da ist, 
und die Tatsache, dass darüber hinaus natürlich auch 
der Wirtschaftsminister sozusagen als koordinierende  
Institution da ist, zeigen ja, dass diese Konferenz in
der Bundesregierung einen sehr, sehr hohen Stellen-
wert hat. 
Meine Anwesenheit ist auch nicht nur der Tatsache  
geschuldet, dass mein Wahlkreis an der Ostsee liegt, 
weshalb ich auch schon als Bundestagsabgeordnete 
eine ganze Menge von der maritimen Wirtschaft  
verstehe, sondern auch der festen Überzeugung, dass 
diese ein gutes Stück Bundesrepublik Deutschland ist. 

Herzlichen Dank.

Dr. Angela Merkel
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Konferenz – Abschlussplenum
Rede

Hans-Joachim Otto
Parlamentarischer Staatssekretär beim  
Bundesminister für Wirtschaft und Technologie 
und Koordinator der Bundesregierung für die 
maritime Wirtschaft

Sehr geehrte Minister, Senatoren, Staatssekretäre  
und Staatsräte aus Bund und Ländern,
sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen Abgeordnete 
aus dem Deutschen Bundestag und den Landtagen 
und dem Europäischen Parlament,
meine sehr geehrten Damen und Herren, 
sehr verehrte Gäste,

ich begrüße Sie recht herzlich zum Anpfiff der „zwei-
ten Halbzeit“ der Nationalen Maritimen Konferenz.
Gestern hatten wir die Gelegenheit, in vier Workshops 
über die aktuelle Situation in der maritimen Wirt-
schaft zu debattieren.
Gleichzeitig haben wir mit der Erarbeitung von Hand-
lungsempfehlungen die Zukunft ins Visier genommen.
Wir werden das heute für die anderen Arbeitsfelder 
fortführen.

Der gestrige Abend bot abseits des arbeitsorientierten 
Konferenzablaufs eine Möglichkeit zu weiterführenden 
Gesprächen. 
Mein herzlicher Dank für die Ausrichtung dieser Abend
veranstaltung gilt dem Land Schleswig-Holstein,  
stellvertreten durch die Oberbürgermeisterin der Lan-
deshauptstadt Kiel, Frau Dr. Gaschke, und den Minis-
terpräsidenten des Landes Schleswig-Holstein, Herrn 
Albig. 
Das war – wie ich fand – ein besonders gelungener 
Abend, der sicherlich das maritime Netzwerk weiter 
gestärkt hat!

Gleich im Anschluss wird Herr Minister Reinhard  
Meyer zu uns sprechen. 
Danach gibt es eine kurze Pause und daran schließt 
sich die Arbeit in den Workshops Offshore-Windener-
gie, Klima und Umweltschutz im Seeverkehr und  
Maritime Sicherheit an.
Um 13.00 Uhr sehen wir uns dann hier im Plenum 
wieder, um die Berichte aus den einzelnen Workshops 
zu hören.
Das ist ein sehr wichtiger Teil der Konferenz, denn  
es geht um Ergebnissicherung.
Wir haben wieder ein prall gefülltes Programm, lassen 
Sie uns beginnen.
Ich übergebe jetzt das Wort an Herrn Minister Reinhard 
Meyer.
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Rede 

Reinhard Meyer
Minister für Wirtschaft, Arbeit, Verkehr und Tech-
nologie des Landes Schleswig-Holstein

Sehr geehrte Herr Minister,
sehr geehrte Herren Staatssekretäre, 
sehr geehrte Kollegen Landesminister, 
sehr geehrte Damen und Herren Abgeordnete, 
sehr geehrte Damen und Herren, 

zum zweiten Tag der Achten Nationalen Maritimen 
Konferenz in Kiel begrüße ich Sie im Namen der Lan-
desregierung Schleswig-Holstein sehr herzlich. 

Der gestrige Tag hat gezeigt, dass die maritime Wirt-
schaft sehr viele Menschen bewegt, die Konferenzteil-
nehmerinnen und Konferenzteilnehmer allemal. 
Die Gespräche und Diskussionen im Hafenworkshop, 
den ich geleitet habe, aber auch die Gespräche mit den 
Gästen des Empfangs ließen bisweilen Bilder entste-
hen, die durchaus von unruhiger See und wankenden 
Schiffen zeugten.

Natürlich gibt es sie, die Probleme: Auftragseinbrüche, 
Überkapazitäten, Finanzierungsprobleme, hohe Mo-
dernisierungsbedarfe in der Infrastruktur, Unterneh-
mensschließungen, ein Rückgang der Ausbildungsquo-
te – das alles gibt es in der maritimen Wirtschaft.
Auf der anderen Seite aber gibt es auch den festen 
Glauben an die Stärken der maritimen Wirtschaft: 
Hoffen auf Anziehen der Frachtraten, dass es letztlich 
nur eine Frage der Zeit ist, wann Offshore richtig 
durchstartet. 
Das zeigt: Wir brauchen aber auch Geduld und einen 
langen Atem.
Klare Ziele und Rahmenbedingungen.
Das ist wichtig, denn die maritime Wirtschaft ist für 
Deutschland von großer Bedeutung. Eine Konjunktur-
welle wirft uns nicht so einfach um. 
Sehr geehrte Damen und Herren,
ich möchte auf vier Bereiche der Maritimen Wirtschaft 
besonders eingehen (aus der Perspektive Schleswig-
Holsteins): Infrastruktur, Schiffbau, Seeschifffahrt und 
Energiewende (Offshore).

 
1. Infrastruktur

Leistungsfähige Verkehrsverbindungen und moderne 
logistische Schnittstellen in Norddeutschland sind für 
unsere gesamte Wirtschaft unabdingbar. Der Ausbau 
der Infrastruktur wird langfristig über die Wettbe-
werbsfähigkeit Norddeutschlands als Logistikstandort 
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entscheiden. Schaffen wir es, zusammen mit dem  
NOK auch die norddeutschen Nordsee-Häfen inklusive 
Hamburg zu sichern, oder werden sich die Verkehre 
über Skagen nach Amsterdam, Rotterdam und Ant
werpen orientieren? 
Es ist einer entwickelten Industrienation unwürdig, 
wie bei der Unterhaltung des NOK in den letzten  
Jahren auf Verschleiß gefahren worden ist. 
Die durch die Sperrung der Schleusen verursachten  
betriebs- und volkswirtschaftlichen Schäden sind  
immens. Lassen Sie sie uns nicht noch größer und vor 
allem nicht dauerhafter werden.
In dem gestrigen Hafenworkshop haben wir für den 
NOK festgestellt, dass die Umsetzung des Neubaus  
der 5. Schleuse wie auch die weiteren geplanten Aus-
baumaßnahmen vordringlich und so schnell wie  
möglich in Angriff genommen werden müssen. Der 
Bund ist gefordert, weiteren Schaden von der maritimen 
wie auch der gesamten Volkswirtschaft abzuwenden.

In Bezug auf Hafenhinterlandanbindungen und see-
wärtige Zufahrten zu den Häfen wurde gegenüber den 
Verkehrsprojekten im Westen und Süden der Republik 
hier in den letzten Jahren zu wenig getan. 
Dies ist umso weniger verständlich, als die norddeut-
schen Häfen der gesamten deutschen Volkswirtschaft 
zugutekommen.
Die deutschen Häfen sind wie die gesamte maritime 
Wirtschaft auf leistungsfähige seewärtige Zufahrten 
(NOK, Elbe, Weser) und Hafenhinterlandanbindungen 
angewiesen, um auch weiterhin ihre starke Wettbe-
werbsposition im Vergleich zu anderen europäischen 
Seehäfen behaupten und ausbauen zu können. 

Meine Damen und Herren, 
ohne einen bedarfsgerechten Ausbau der Verkehrs
infrastruktur werden selbst die innovativsten Logistik-
konzepte auf dem Papier bleiben. 
Insofern ist die Ertüchtigung der Seehäfen und ihrer 
Hinterlandanbindungen ein ganz wesentliches Ele
ment einer tragfähigen Infrastrukturpolitik. 

2. Schiffbau

Die Tradition des modernen Schiffbaus in Schleswig-
Holstein ist etwa so alt wie der Nord-Ostsee-Kanal.  
Das erste U-Boot ist auf einer Kieler Werft gebaut  
worden, die Kruppsche Germania-Werft baute ab 1896 
große Marine- und Handelsschiffe. Fischfabrikschiffe, 
Großtanker für griechische Reeder, das Atomschiff 
„Otto Hahn“, die Superfast-Fähren, Doppelhüllentanker 
und konventionelle U-Boote mit Brennstoffzellen- 
Antrieb sind Zeugen eines innovativen Hightech-
Schiffbaus, der sich in Kiel über ein Jahrhundert ent
wickelt und gehalten hat. 

Die Schiffbauindustrie stellt auch heute noch einen 
wesentlichen Baustein der maritimen Wirtschaft in 
unserem Land dar. Schiffbau aus Schleswig-Holstein 
bedeutet schon lange nicht mehr, bewährte Tanker- 
und Containerschiffe nachzubauen. Die Werften in 
Schleswig-Holstein haben frühzeitig die Zeichen der 
Zeit erkannt und sich unter großen Anstrengungen 
dem Spezialschiffbau zugewandt. Die FSG aus Flens-
burg hat sich auf den Bau von RoRo- und RoPax-Schif-
fen spezialisiert. Und die Nobiskrug-Werft hat auf  
den Wachstumsmarkt des Yachtbaus und ganz aktuell 
auf den Bau von Plattformen für den Offshore-Wind-
Sektor gesetzt. 
Dieser Prozess wird von der Landes- und Bundesregie-
rung mit dem Förderprogramm „Innovativer Schiffbau 
sichert wettbewerbsfähige Arbeitsplätze“ aktiv unter-
stützt. 
Die Innovationshilfe ist ein wesentlicher Beitrag zur 
Strukturanpassung und Sicherung von Arbeitsplätzen 
auf den Werften in unserem Land. Es ist unerlässlich, 
dass diese Möglichkeit der Unterstützung auch über 
das Ende dieses Jahres weiter besteht. 
Wir wissen alle, dass die Lage des Schiffbaus schwieriger 
geworden ist. Die Banken ziehen sich aus der (deut-
schen) Schiffs- und insbesondere aus der Werftfinan-
zierung zurück. Die Ausrichtung der heimischen  
Werften auf kapitalintensive, hochtechnologische  
Einzel- und Kleinstserienfertigung im Spezialschiffbau 
verstärkt den Bedarf an Fremdkapital und entspre-
chenden Absicherungen weiter. 
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Die Offshore-Windenergie ist struktur- und regional-
politisch eine große Chance für Norddeutschland, 
wegzukommen als Standort für atomare und fossile 
Großkraftwerke hin zur sauberen erneuerbaren Ener-
gie Windenergie. 
Der Offshore-Markt ist ein Sektor, der zukunftswei-
send für unsere Werften sein kann. Viele stehen in den 
Startlöchern, haben Vorleistungen gebracht und ihre 
Planung darauf ausgerichtet. doch die Umsetzung  
verzögert sich – mit verheerenden Folgen für einige 
Unternehmen 
Wenn die Energiewende aber eine nationale Aufgabe 
ist, muss der Bund verstärkt in die Finanzierung von 
Offshore-Spezialschiffen und Offshore-Strukturen  
(z. B. Plattformen) eingebunden werden. Die für das  
Gelingen der Energiewende dringend gebotene Unter-
stützung des Spezialschiffbaus kann nicht von Küsten-
ländern allein getragen werden. 

Wir brauchen zudem eine kontinuierlich abgestimmte 
Nutzung der Offshore-Windenergie im Rahmen eines 
Masterplans für die Offshore-Windenergie, um den  
Investoren in die Windparks, aber auch in die Infra-
struktur an den norddeutschen Nordsee- und Ostsee-
küsten Sicherheit zu geben. 
Diese Sicherheit benötigen auch die norddeutschen 
Landesregierungen, die zahlreiche interessante Projek-
te unterstützen. Schleswig-Holstein wird sich hierfür 
zusammen mit den anderen norddeutschen Ländern 
verwenden.

Ein weiterer stabilisierender Sektor bleibt der Marine-
schiffbau. Hier können wir – Sie können fast rüber
spucken – eine leistungsfähige nationale Marineschiff-
bauindustrie bieten und damit attraktive Arbeitsplätze 
sichern. 

Meine Damen und Herren, 
für Werften nicht nur in Schleswig-Holstein, sondern 
überall in Deutschland muss auch in Zukunft eine  
Finanzierung möglich sein. Es kann nicht sein, dass auf 
deutschen Werften gebaute Schiffe nur noch von  
Sparkassen, Genossenschaftsbanken und der KfW-
IPEX-Bank finanziert werden Hier sind alle Beteiligten 
gefordert, einen Beitrag zum Erhalt der Werften wie 
auch des Zulieferbereiches zu leisten. 
Wir brauchen Finanzierungsmodelle, die mittelstän-
disch geprägten Werften Finanzierungsmittel zu  
konkurrenzfähigen Konditionen zur Verfügung stellen. 

In Teilen geht es nur um die Überbrückung einer 
schwierigen Zeit und darum, dass hier nicht etwas  
abgebaut wird, was wir nachher nicht wieder ausbauen 
können: Know-how, Fachkräfte, Stellenwert, Markt
position. 

Neben der Finanzierung bildet die Deckung des  
Fachkräftebedarfs für die Branche eine entscheidende 
Zukunftsaufgabe. 
Die Fachhochschule Kiel hat z. B. 2012 den Studien-
gang „Offshore-Anlagentechnik“ mit dem „Bachelor  
of Engineering“ ins Leben gerufen, welcher sich ganz 
speziell an den Bedürfnissen der maritimen Industrie 
orientiert. 
Die Absolventen sind nicht nur qualifiziert für die 
Konstruktion und Entwicklung von Offshore-Anlagen, 
sondern ebenso für verwandte Gebiete wie maritime 
Energiegewinnung, Windenergietechnik, Förderung 
von Bodenschätzen und Anlagenbau in anspruchsvol-
len Regionen. 
Meine Damen und Herren, ich begrüße ausdrücklich 
solche Ausbildungsmöglichkeiten in unserem Land. 
Wir brauchen sie, wenn wir unsere Zukunft gestalten 
wollen.

Gleichzeitig sind aber auch die Werften und die Zulie-
ferer gefragt. Eine rückläufige Ausbildungsquote zeugt 
nicht von einer zukunftsfesten Personalplanung. At-
traktivere Arbeitsbedingungen, eine bessere Vereinbar-
keit von Familie und Beruf sind weitere Rädchen, für 
die Unternehmen die Verantwortung tragen.

 
3. Seeschifffahrt

Meine Damen und Herren, 
eine Wirtschaft mit hoher internationaler Verflechtung 
ist ohne Seeschifffahrt nicht denkbar. Dies gilt insbe-
sondere für unseren exportorientierten Wirtschafts-
standort Deutschland. Die Leistungsfähigkeit des See-
verkehrs ist eine entscheidende Voraussetzung für den 
Transport von Gütern und Rohstoffen. 
Stellen Sie sich allein die ökologischen Folgen vor, die 
eine Verlagerung hin zu Luftfracht oder LKWs hätte, 
und den absehbaren Verkehrsinfrastruktur-Kollaps auf 
den Straßen oder im Luftraum.
Noch haben wir Platz auf See, auch wenn es enger 
wird, und noch haben wir vor allem noch große Poten-
ziale an Effektivitätssteigerungen im Schiffsverkehr.
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Wichtig ist dabei aber zu sehen, dass wir eben nicht der 
Verlagerung von Transporten auf unökologischere und 
Engpass-geprägte Verkehrsträger Vorschub leisten, 
sondern im Gegenteil den Schiffsverkehr stützen.

Dafür scheint es mir unerlässlich, dass die Tonnage-
steuer erhalten bleibt. Der maritime Standort Deutsch-
land hat von der Einführung der Tonnagesteuer erheb-
lich profitiert. Dieser Vorteil muss langfristig erhalten 
bleiben. 
Erfreulich ist in diesem Kontext, dass der Haushalts-
ausschuss des Deutschen Bundestages die Finanzbei-
träge für die Seeschifffahrt wieder auf das Niveau der 
Vorjahre angehoben hat und eine mittelfristige Verste-
tigung vorgesehen ist. 

Ferner begrüße ich das neue Konzept für die Förde-
rung der seemännischen Ausbildung und Beschäfti-
gung von Nachwuchskräften, das die Bundesregierung, 
der Verband Deutscher Reeder und die Gewerkschaft 
ver.di entwickelt haben. 
Die Reeder unterstützen die Förderung der nautischen 
und technischen Ausbildung, Qualifizierung und Fort-
bildung von Besatzungsmitgliedern mit Mitteln einer 
privaten Stiftung. 
Die Küstenländer – und ich spreche hier für meine Kol-
legen aus Bremen, Niedersachsen, Hamburg und Meck-
lenburg-Vorpommern – begrüßen die erzielte Fortent-
wicklung des Maritimen Bündnisses und sehen hierin 
einen wesentlichen Schritt zur Sicherung der Zu-
kunftsfähigkeit des maritimen Standorts Deutschland. 

Deutschland zählt zu den großen und erfolgreichen 
Schifffahrtsstandorten. Mit über 3.800 Schiffen ist die 
deutsche Handelsflotte die drittgrößte Handelsflotte 
der Welt. Mehr als 30.000 Beschäftigte finden in der 
Seeschifffahrt einen Arbeitsplatz auf See oder an Land. 
Und damit das so bleibt, hat Deutschland, haben die 
Küstenländer ein erhebliches Interesse am Fortbestand 
und an der Fortentwicklung des Maritimen Bündnisses. 

Meine Damen und Herren, 
obwohl die Schifffahrt an sich schon umweltfreund-
lich ist, sind auch hier Verbesserungen unabdingbar, 
wegen des Wachstums, wegen des Klimawandels,  
wegen der absehbaren Knappheit von Öl.

Aktuell stehen Bemühungen des Klimaschutzes zur 
Reduktion von CO2-Emissionen im Vordergrund der 
Diskussion. Mit dem Kennwert für Energieeffizienz 
(EEDI) für Schiffsneubauten hat die IMO im vergan
genen Jahr bereits ein wichtiges Instrument entwickelt. 
Jetzt geht es um die Einbeziehung der Bestandsflotte 
und um die Einführung marktbasierter Instrumente. 
Es werden verschiedene Vorschläge erörtert, wobei die 
Bundesregierung bislang ein Emissionshandelssystem 
bevorzugt. Auch hier gilt, dass weltweit gültige Maß-
nahmen Vorzug haben sollten vor regionalen Ansätzen. 
Wünschenswert wäre die Einführung möglichst ein-
heitlicher Vorschriften für alle Seegebiete, um Wett
bewerbsverzerrungen zu vermeiden. 

Negative Effekte auf die Schifffahrt (Gefahr der Ver-
kehrsverlagerung „from sea to road“) müssen gemin-
dert werden. Die Umrüstung von Schiffen muss tech-
nisch in vertretbarem Rahmen möglich sein. Der Bund 
ist in der Pflicht, entsprechende Fördermöglichkeiten 
zu schaffen. Dies gilt insbesondere für die Ostsee
Ein wichtiger Beitrag zur Erreichung strengerer Vor-
schriften ist der Einsatz innovativer Technologien und 
Brennstoffe. Dafür müssen möglichst schnell gesetzli-
che Rahmenbedingungen geschaffen werden. Nur 
dann werden sich auch die damit verbundenen Chan-
cen für die innovative maritime Wirtschaft in Deutsch-
land nutzen lassen.

Sie können hier in Schleswig-Holstein einige Innovati-
onen sehen: 

→→ Stenalines setzt auf: Methanol,  

→→ Scandlines: „zero emission“,  

→→ Schramm: LNG,  

→→ Kiel positioniert sich als umweltfreundlicher  
Hafen, wo Investitionen in Landstrom geplant sind 
und der Schienenanteil im Modal-Split der Hinter-
landverkehre verdoppelt werden soll.

Die maritime Wirtschaft ist eine wichtige Lebensader 
in unserem Land. Schleswig-Holstein als Land zwischen 
den Meeren hat ein besonders großes Interesse an einer 
prosperierenden maritimen Wirtschaft. 
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In unserem „Maritimen Aktionsplan Schleswig-Holstein 
2013“ wollen wir u. a. das Verständnis für die Meere 
und ihren Schutz, aber auch ihre verantwortungsvolle 
Nutzung fördern, Meerespolitik ressortübergreifend im 
Sinne eines integrierten Vorgehens zusammenführen, 
die Bildung von Kooperationsnetzwerken und Clustern 
zwischen Wirtschaft, Wissenschaft, Verwaltung und 
Politik unterstützen, Ideen und Innovationen fördern, 
die Meeresforschung vorantreiben, die maritime Wirt-
schaft einschließlich des Tourismus stärken, mehr 
Wertschöpfung und neue Arbeitsplätze schaffen und 
insgesamt Schleswig-Holstein noch stärker zu einer 
maritimen Modellregion in Europa weiterentwickeln. 
Das klingt jetzt ein wenig nach der berühmten eier
legenden Wollmilchsau. Doch ich halte die Potenziale 
tatsächlich für immens, insbesondere in der Forschung 

→→ im Bereich der Ernährung 

→→ im Hinblick auf den prosperierenden skandina
vischen und baltischen Raum 

→→ im Hinblick auf steigende Energiekosten 

→→ im Hinblick auf die Energiewende.  

→→ Und ich habe noch nicht einmal alle Aspekte  
angesprochen.

Als Bundespräsident Joachim Gauck im März Schles-
wig-Holstein besuchte, sagte er, dass man ja das Land 
normalerweise eher mit Tourismus und Landwirt-
schaft verbinde als mit Spitzenforschung. Er konnte 
sich aber im Geomar-Helmholtz-Zentrum für Meeres-
forschung vom Gegenteil überzeugen. 
Wir können beides (sind eigentlich drei Dinge)! Gerade 
die Maritime Wirtschaft verbindet Tradition und Mo-
derne, solides Handwerk und Spitzentechnologie, Ser-
vice und Produktion.

Ich hoffe, dass wir nach dieser Konferenz diesen Akti-
onsplan nicht nur für Schleswig-Holstein, sondern für 
ganz Deutschland ein Stück weit konkretisiert haben 
und mit der Sehnsucht nach dem Meer im Herzen,  
wie sie Saint-Exupéry eingefordert hat, nach Hause  
gehen, bevor wir dann morgen an der Umsetzung  
arbeiten und die maritime Wirtschaft in ihrer ganzen 
Vielfalt stärken. Ich bin davon überzeugt, dass es sich 
lohnt!
Zusammenarbeit im Norden!
Alle sind Botschafter der maritimen Wirtschaft!
Maritime Wirtschaft hat Zukunft!

Reinhard Meyer
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Bericht aus Workshop I – Schiffbauindustrie 

Bernard Meyer
Geschäftsführender Gesellschafter der  
Meyer Werft GmbH;
Mitglied des Präsidiums des Verbands für  
Schiffbau und Meerestechnik e.V. (VSM);
Chairman of the Community of European  
Shipyards Associations (CESA)

Der nachfolgende Workshop-Bericht entspricht  
inhaltlich, aber nicht vollständig wortgleich  
der Rede des Berichterstatters

Standort stärken – Wettbewerbsfähige 
Schiffe durch Kompetenz und Innovation

Mit Schifffahrt, Schiffbau und Schiffsfinanzierung ha-
ben wesentliche Bereiche der maritimen Wirtschaft 
weltweit mit der schwersten Krise der Nachkriegszeit 
zu kämpfen. Ihnen steht auch in Deutschland zweifels-
ohne ein weiteres kritisches Jahr bevor. Allerdings hat 
die deutsche Schiffbauindustrie z. B. in der Umstellung 
auf neue, zukunftsträchtige Produkte oder der weite-
ren Steigerung der Produktionseffizienz große Fort-
schritte erzielt. Zudem dürfen weder konjunkturelle 
Schwächeperioden oder noch verbliebene strukturelle 
Schwachstellen den Blick auf das enorme Wachstum-
spotenzial der maritimen Wirtschaft verstellen. Die 
globale maritime Wirtschaft zählt zu den wichtigsten 
Wachstumsmärkten des 21. Jahrhunderts. Die globale 
Arbeitsteilung wird weiterhin für Wachstum im mari-
timen Gütertransport sorgen, wobei die Schonung von 
Ressourcen und Nachhaltigkeit der Schifffahrt erheb-
lich an Bedeutung gewonnen haben. Ebenfalls beste-
hen Chancen in zahlreichen weiteren Bereichen der 
Nutzung der Meere wie der Energie-, Nahrungsmittel- 
und Rohstoffgewinnung oder dem Tourismus. Die mit-
telständisch geprägte deutsche Schiffbauindustrie ver-
fügt über entscheidende Kompetenzen, um bei diesen 
Wachstumsszenarien eine erhebliche Rolle spielen zu 
können. Hervorragend ausgebildetes Fachpersonal in 
breit diversifizierten und hoch spezialisierten Betrie-
ben bildet die Grundlage für Markterfolge maritimer 
Innovationen Made in Germany. 

Gleichzeit dürfen die gewaltigen Herausforderungen in 
dem gegenwärtigen Marktumfeld nicht unterschätzt 
werden, deren Bewältigung für die Zukunft des mariti-
men Sektors in Deutschland unerlässlich sind. 
Der Weltschiffbaumarkt ist zurzeit geprägt von einer 
anhaltend schwachen Nachfrage bei gleichzeitig hoher 
Produktion. Es ist davon auszugehen, dass sich in den 
kommenden zwei Jahren keine wesentliche Verbesse-
rung der Bestelltätigkeit einstellen wird und es in der 
Folge zu einer Unterauslastung von rund 50Prozent 
der globalen Produktionskapazität kommt. Hiervon ist 
zunächst in erster Linie der Standardschiffbau betrof-
fen, welcher zu rund 90Prozent in den Ländern China, 
Korea und Japan stattfindet. Standardschiffe werden in 
Deutschland inzwischen nicht mehr produziert. Der 
Rückgang der globalen Nachfrage wirkt sich auch auf 
deutsche Zulieferunternehmen aus.
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Deutsche Werften haben sich vollständig auf den so 
genannten Spezialschiffbau, d. h. die Produktion von 
Fahrzeugen für eine Vielzahl von Nischenmärkten,  
sowie den maritimen Anlagenbau fokussiert. Dieses 
Marktsegment hat nur kurzfristig deutliche Nachfrage-
schwächen verzeichnet. Dennoch nimmt aufgrund der 
vorhandenen starken Überkapazitäten auch hier der 
Wettbewerbsdruck in der gesamten Wertschöpfungs-
kette deutlich zu. 

Der zunehmende Wettbewerbsdruck wird durch staat-
liche Marktinterventionen, die in der Schiffbauin
dustrie traditionell besonders intensiv sind, noch ver-
schärft. In vielen Schiffbaunationen einschließlich  
der drei dominanten Länder China, Korea und Japan 
sind umfängliche Unterstützungsmaßnahmen auf den 
Weg gebracht worden, von denen ein Teil über die  
nationale Schifffahrt gewährt wird. Local Content- 
Bestimmungen und andere Marktzugangshemmnisse 
haben ebenfalls spürbar zugenommen. Darüber hinaus 
ist es immer wieder ein Problem, dass konzerngebun-
dene große Werften in Asien mit nicht kostendecken-
den Preisen gezielt in neue Märkte eindringen. 

Der deutsche Schiffbau reagiert auf diesen Verdrän-
gungswettbewerb mit besseren Produkten, innovativen 
und auf spezifische Kundenwünsche ausgerichteten 
Lösungen oder weiter optimierten Produktionsabläufen. 
Allerdings sind den unternehmerischen Möglichkeiten 
hier Grenzen gesetzt. Umso wichtiger ist es, dass der 
Staat hierfür wettbewerbsfähige Rahmenbedingungen 
setzt und starke Finanzierungsinstrumente anbietet. 

Um zur Gestaltung wettbewerbsfähiger Standortfakto-
ren beizutragen, wurden folgende Handlungsempfeh-
lungen herausgearbeitet:

I. Maritime Koordinierung intensivieren

Die Wachstumsperspektiven, die sich aus der immer 
intensiveren, aber auch immer nachhaltigeren Nut-
zung der Weltmeere auch für deutsche Unternehmen 
ergeben, sind enorm – aber sie sind keine Selbstgänger.  
Ein klarer politischer Konsens, der geeignete politische 
Rahmenbedingungen erzeugt, ist eine zentrale Bedin-
gung für eine erfolgreiche maritime Wirtschaftsent-
wicklung. Dies ist die Kernaufgabe der maritimen  
Koordinierung.

Eine intensive Kooperation zwischen Bundes- und 
Landesregierungen, Industrie und Gewerkschaften 
muss hier zur notwendigen Stärkung der Standortbe-
dingungen beitragen.

1: Die steigenden Anforderungen an die Funktion des 
Maritimen Koordinators der Bundesregierung für 
die maritime Wirtschaft machen eine Fortsetzung 
der Position mit umfangreichen Handlungskompe-
tenzen auch in der folgenden Legislaturperiode 
dringend erforderlich. 

2: Es wird empfohlen, die Nationalen Maritimen Kon-
ferenzen in zweijährigem Rhythmus fortzusetzen 
und deren Handlungsempfehlungen durch ein 
konsequentes Monitoring zu begleiten.

3:  Der LeaderShip Deutschland-Dialog sollte gestärkt 
und von den Teilnehmern aktiv genutzt werden, 
um zwischen den Nationalen Maritimen Konferen-
zen die wichtigen strategischen Problemstellungen 
und deren Lösungen voranzubringen.

4: Die Schiffbauindustrie wird gebeten, eine gemein-
same Szenariobetrachtung der Branche zu entwi-
ckeln. Diese kann wichtige Informationen zur Fort-
entwicklung von Strategien für den maritimen 
Sektor geben. 

5: Die Bundesregierung wird aufgefordert, relevante 
europäische Initiativen, insbesondere LeaderSHIP 
2020, aktiv zu begleiten und die Umsetzung darin 
enthaltener Maßnahmen konsequent voranzutrei-
ben bzw. die Europäische Kommission hierbei zu 
unterstützen. Die Thematik sollte auch im Rat für 
Wettbewerbsfähigkeit aktiv aufgegriffen werden.
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II. Finanzierung sichern

Im globalen Schiffbaumarkt, insbesondere bei der der-
zeitigen Nachfrageschwäche, ist es charakteristisch, 
dass neben einem intensiven Preiswettbewerb auch ein 
starker Wettbewerb im Bereich der Finanzierungs
konditionen für den Besteller herrscht. Die konkreten 
Finanzierungskonditionen, die eine Werft einem  
Besteller in Aussicht stellen kann, geben hierbei oft-
mals den Ausschlag über einen Akquisitionserfolg.  
Zudem spielt es eine existentielle Rolle, zu welchen 
Konditionen eine Werft eine Bauzeitfinanzierung dar-
stellen kann. Auf Anregung der Siebten Nationalen 
Maritimen Konferenz wurde daher eine Expertengrup-
pe „Bauzeit- und Endfinanzierung von Schiffsneu
bauten deutscher Werften“ einberufen, deren Bericht 
eine ausführliche Analyse der Situation und vorhan
denen Förderinstrumente sowie Empfehlungen ent-
hält. Kernfaktoren der aktuellen Finanzierungspro
blematik sind – dies bestätigt der Bericht – die anhal-
tende Zurückhaltung der Banken im Bereich der 
Schiffsfinanzierung insgesamt sowie der gerade durch 
die Umstellung auf den Spezialschiffbau gestiegene 
Finanzierungsbedarf der Werften.

Der Bericht kommt u. a. zu dem Ergebnis, dass mit den 
vorliegenden staatlichen Finanzierungsinstrumenten 
grundsätzlich ein guter und wirkungsvoller Rahmen 
zur Verfügung steht. Die wichtigste Forderung ist da-
her, dass Bund und Länder die Flexibilität dieser Inst-
rumente vollständig unter Einhaltung der rechtlichen 
Rahmenbedingungen ausnutzen. Nur so werden dem 
deutschen Schiffbau in einem durch unterschiedliche 
Rahmenbedingungen und Fördermaßnahmen beein-
flussten EU- und weltweiten Wettbewerb international 
möglichst vergleichbare Wettbewerbsbedingungen  
bereitgestellt. 

Die Experten haben jedoch auch eine Reihe von Vor-
schlägen unterbreitet, mit denen das vorhandene Inst-
rumentarium verbessert bzw. ergänzt werden könnte. 
Einige dieser Maßnahmenvorschläge finden bereits 
ganz oder teilweise Anwendung. Hierzu gehören im 
Bereich der Exportkreditgarantien die Übernahme von 
Avalgarantien im Einzelfall über das bestehende 80- 
Mio.-Euro-Limit je Werft hinaus und eine grundsätz
lich mögliche Gewährung von Vertragserfüllungs- und 
Gewährleistungsgarantien im Rahmen von Landes-
bürgschaften. 
 

Die Verfügbarkeit von Fremd- und Eigenkapital für  
die werftbezogene Projektfinanzierung verbunden mit 
den entsprechenden Garantien spielt bei der Akquisi
tion von Aufträgen eine zentrale Rolle. Es müssen  
daher von allen Beteiligten Anstrengungen unternom-
men werden, die Finanzierung zukünftiger Aufträge  
zu ermöglichen. Wirtschaftlich tragfähige Aufträge für 
die deutsche Schiffbauindustrie dürfen nicht an man-
gelnder Bauzeitfinanzierung scheitern.

6:  Die Werften werden dazu aufgefordert, ihre  
Bemühungen um die Erschließung neuer Finan
zierungsquellen und neuer Finanzierungskonzepte 
weiterzuführen. Hierbei sollen Bund und Länder 
sie flexibel und dem Einzelfall angepasst mit  
ihrem Förderinstrumentarium begleiten.

7:  Bund und Länder werden gebeten, die noch nicht 
aufgegriffenen Empfehlungen der Experten  
auf ihre Umsetzbarkeit zu prüfen. Dies gilt auch  
für den Vorschlag, die KfW in die Bauzeit- und 
Endfinanzierung von Spezialschiffen und Offshore-
Strukturen für den Ausbau der Offshore-Wind-
energie einzubeziehen. 

8:  Der Bedarf an staatlichen Garantien zur Absiche-
rung der Bauzeitfinanzierungen hat stark zuge-
nommen und kann einzelne Küstenländer über
fordern. Zudem ist zu berücksichtigen, dass im  
Spezialschiffbau und dem Bau von Offshore-Struk-
turen umfänglich auch deutsche Zulieferer aus 
Nichtküstenländern profitieren. Die bestehende 
Lastenverteilung sollte daher überprüft werden. 

9:  Die CIRR-Zinsausgleichsgarantien sind ein zentra-
les Förderinstrument. Die Bundesregierung wird 
daher dazu aufgefordert, die Höhe des auf den von 
der OECD für staatlich unterstützte Finanzierun-
gen festgelegten Mindest-Referenzzinssatz derzeit 
erhobenen Aufschlags zu überprüfen, um die Wett-
bewerbsfähigkeit des Instrumentariums im Ver-
gleich mit den Konditionen anderer Länder herzu-
stellen.

10: Die deutsche Schiffbauzulieferindustrie ist –  
genauso wie die Werften – zu einem großen Teil 
vom Export in andere Schiffbauländer abhängig. 
Der Umfang deutscher Zulieferungen an einem  
auf einer ausländischen Werft gebauten Schiff  
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wird hierbei auch durch Bestellervorgaben beein-
flusst. Alle Beteiligten sollten daher die begonnene 
Entwicklung eines für Besteller attraktiven Finan-
zierungskonzepts für maritime Zulieferungen  
aus Deutschland fortführen. 

III. Innovationskraft stärken

Derzeit steht die maritime Wirtschaft, insbesondere 
beim Umwelt- und Klimaschutz, vor grundlegenden 
Umwälzungen. Alternative saubere Schiffstreibstoffe, 
Abgasnachbehandlungstechnologien und die weitere 
(völkerrechtlich verbindliche) Steigerung der Energie-
effizienz von Schiffen stellen einen Paradigmen
wechsel im Seeverkehr dar, der erhebliche technolo
gische und wirtschaftliche Herausforderungen mit  
sich bringt. Darüber hinaus werden in vielen Bereichen 
der Nutzung der Meere, insbesondere bei Offshore Öl, 
Gas und Wind, zahlreiche innovative Spezialschiffe  
benötigt. Die Bedeutung des Schiffbaus für diese  
Bereiche der Meerestechnik wird auch im Nationalen 
Masterplan Maritime Technologien verdeutlicht.

Diese Zukunftstechnologien haben das Potenzial, das 
Schiff hinsichtlich aller Emissionsarten zum umwelt-
freundlichsten Verkehrsträger zu machen, und bieten 
neue Marktchancen für innovative Lösungen der 
Schiffbauindustrie. Deutsche Unternehmen nehmen 
Führungspositionen bei der Marinisierung von Gas
antrieben, Abgasentschwefelung und Wasserstoff- und 
Brennstoffzellentechnologie ein, die konsequent in 
Marktanteile umgesetzt werden müssen. Neben Rechts- 
und Investitionssicherheit durch eine inhaltlich und 
terminlich verlässliche Umweltgesetzgebung können 
auch Anreizsysteme zur wirtschaftlichen Umsetzung 
entscheidende Impulse geben.

Mit der veränderten Produktpalette deutscher Werften 
erhöht sich der Innovationsgehalt des Auftragsbestandes. 
Technologische Fortschritte werden im Schiffbau  
kontinuierlich, in kleinen Schritten mit jedem Typ-
schiff und regelmäßig verbesserten Ausrüstungskom-
ponenten, erzielt. Die anwendungsbezogene und  
produktnahe Innovationsförderung unterstützt die 
Unternehmen effektiv bei der Intensivierung ihrer 
FuE-Aktivitäten und gewährleistet eine schnelle Umset-
zung von technischem Fortschritt in Marktanteile  
und Beschäftigung.

Forschungsergebnisse müssen im Rahmen einer 
durchgängigen Innovationstrategie in kommerziell 
verwertbare Hightech-Produkte und innovative Pro-
duktionsverfahren umgesetzt werden. Mit Hilfe der  
Innovationsförderung, die in der Regel Investitionen in 
Innovationen mit 20 Prozent unterstützt, wurden  
bisher 70 Vorhaben realisiert, die mit einem Investi
tionsvolumen von insgesamt deutlich über 600 Mio. 
Euro einen wahren Innovationsschub ausgelöst haben. 
Bei weiteren rund 30 beantragten Projekten mit einem 
Investitionsvolumen von ca. 300 Mio. Euro steht die 
Bewilligung noch aus. Die Innovationsförderung ist 
damit das entscheidende Förderinstrument zur Bewäl-
tigung der technologischen Diversifizierung des deut-
schen Schiffbaus auf wettbewerbsfähige, neue Produkte 
und Verfahren.

Die Innovationsförderung ist insbesondere ein geeig-
netes Instrument, um Umweltinnovationen zur Markt-
reife zu führen, seit der europäische Rechtsrahmen 
hierfür höhere Förderquoten zulässt. Hierdurch ergibt 
sich ein alternativer Förderweg für Pilotprojekte, z. B. 
im Bereich der Reduzierung von Schwefelemissionen, 
sofern die Neu- oder Umbauten auf deutschen Werften 
platziert werden. 

Angesichts des von der EU-Kommission angekündigten 
Regimewechsels muss die schiffbauliche Innovations-
förderung bei der EU auf eine dauerhafte, horizontale 
Beihilferechtsgrundlage gestellt werden. Dabei dürfen 
jedoch keine neuen bürokratischen Hemmnisse ent-
stehen. Die bestehenden, bewährten Verwaltungsab-
läufe und Fördervoraussetzungen sollten auch in dem 
horizontalen Rechtsrahmen unverändert Fortbestand 
haben. Deutschland kommt als europäische Schiff
baunation Nr. 1 hierbei eine aktive Führungsrolle zu.
Die maritime Forschungstätigkeit ist seit einigen  
Jahren durch eine thematische Ausweitung gekenn-
zeichnet, die sich aus der zunehmenden Bandbreite 
der in Deutschland entwickelten und produzierten 
maritimen Technologien ergibt. Obwohl das FuE-Pro-
gramm „Maritime Technologien der nächsten Genera-
tion“ seit 2010 inhaltlich überarbeitet und finanziell 
besser ausgestattet worden ist, können hierdurch allein 
nicht alle maritimen Zukunftstechnologien angemessen 
abgedeckt werden. Hierbei ist auch zu berücksichtigen, 
dass dieses Programm seine anwendungsorientierte 
und industrienahe Ausrichtung nicht verlieren darf 
und daher für langfristig angelegte, eher grundlagen



orientierte Forschung ergänzende Fördermöglichkeiten 
erschlossen werden müssen.
 
Bei der schiffs- und meerestechnischen Forschung und 
Entwicklung sollte mehr als bisher darauf hingewirkt 
werden, eine bessere ressort- und branchenübergrei-
fende Koordinierung und Verzahnung von Forschungs-
initiativen, Förderinstrumenten und Förderprogram-
men zu ermöglichen. Die ist nur zu erreichen, wenn 
die maritimen Technologien auch in den einschlägigen 
übergeordneten Innovationsstrategien, wie der „High-
tech-Strategie für Deutschland“, sowie in ressortüber-
greifenden Förderprogrammen, wie dem „Nationalen 
Innovationsprogramm Wasserstoff- und Brennstoff-
zellentechnologie“, explizit verankert werden.

11: Die Bundesregierung und kofinanzierende Länder 
werden aufgefordert, das Förderprogramm „Inno-
vativer Schiffbau sichert wettbewerbsfähige Arbeits
kräfte“ auf hohem Niveau fortzuführen und die 
Umsetzung aller bereits beantragter und zu erwar-
tender neuer Vorhaben zu ermöglichen. 

12: Die Bundesregierung, Verbände und Gewerkschaf-
ten werden aufgefordert, sich bei der Europäischen 
Kommission für den Erhalt einer praxisgerechten 
Rechtsgrundlage für die schiffbauliche Innovati-
onsförderung einzusetzen. 

13: Die Bundesregierung wird aufgefordert, die mari
time Forschungsförderung im Rahmen ihrer  
Forschungspolitik zu stärken. Um die durch den 
NMMT motivierte inhaltliche Ausweitung des  
Programms „Maritime Technologien der nächsten  
Generation“ gerecht zu werden, muss der Haus-
haltsansatz dieses Programms erhöht und mit  
anderen Programmen verzahnt werden. 

14: Die Bundesregierung wird aufgefordert, die Bran-
chen Schiffbau und Meerestechnik als maritime 
Zukunftstechnologien wieder in die „Hightech-
Strategie für Deutschland“ aufzunehmen.

15: Die mittelständischen Unternehmen der Schiffbau-
industrie empfehlen, dass von der Bundesregierung 
geprüft wird, ob eine verstärkte und unbürokrati-
sche FuE-Förderung eingeführt werden kann.

16: Es wird empfohlen, dass die Unternehmen der 
Schiffbau-Zulieferindustrie ihr Projekt „Schiffbau- 
und Offshore-Zulieferindustrie 2021“ fortführen 
und weiterentwickeln. Eine gemeinsame Betrach-
tung mit der Werftindustrie ist anzustreben.

17: Die Bundesregierung wird aufgefordert, die Einfüh-
rung von Umwelt- und Klimaschutztechnik zu un-
terstützen und hierfür geeignete Förderprogramme 
aufzulegen, die die Möglichkeiten der EU-Umwelt-
beihilfen-Leitlinien bzw. des FEI-Rahmens aus-
schöpfen.

IV. Nachwuchs gewinnen

Die Umstrukturierung und Diversifizierung der Unter-
nehmen auf den Bau und die Ausrüstung komplexer 
Spezialschiffe und Offshore-Strukturen sowie energie-
effizienter Systeme im maritimen Maschinenbau  
bewirkt einen stark steigenden Ingenieurbedarf in  
allen relevanten Fachrichtungen. Die Hochschulen 
müssen in der Lage sein, diesen Bedarf zu decken. Die 
Schiffbauindustrie strebt nach Erhebungen des VSM 
eine weitere signifikante Erhöhung des Ingenieur
anteils an, die bereits 2012 über 20 Prozent lag. Das  
bedeutet die Schaffung zahlreicher neuer Ingenieur
arbeitsplätze in Werften, Zulieferbetrieben und Inge
nieurbüros sowie vielfältige Qualifizierungsmöglich-
keiten für Facharbeiter. Die Schiffbauindustrie strebt 
zudem eine wie in den vergangenen Jahren weiterhin 
überdurchschnittlich hohe Ausbildungsquote zur  
Sicherung der notwendigen Fachkräftebasis an.

In enger Zusammenarbeit zwischen Schiffbauindust-
rie, Hochschulen und Sozialpartnern wurden die 
Image- und Nachwuchskampagnen fortgesetzt. Inzwi-
schen wird die gesamte Bandbreite maritimer Karrie-
remöglichkeiten in Schiffbau, Schiffmaschinenbau, 
Meerestechnik und Seeschifffahrt seitens der Verbände 
GMT, VDR, VDMA, VSM und ihrer Mitgliedsunterneh-
men gemeinsam beworben. Diese Maßnahmen sind 
erfolgreich und bewirken eine weiterhin erfreulich 
hohe Nachfrage nach maritimen Ausbildungsmöglich-
keiten. Nach wie vor verzeichnen die relevanten Stu
diengänge hohe Bewerberzahlen und die Ausbildungs-
plätze der Unternehmen werden stark nachgefragt, 
insbesondere für die Ausbildung im Dualen Studium 
übersteigt die Anzahl der Bewerber das Angebot deutlich.

50 Konferenz – Abschlussplenum 



Um die Technologieführerschaft der deutschen Schiff-
bauindustrie erhalten zu können, ist nicht nur der  
Zugang zu qualifiziertem Fachkräftenachwuchs zu  
gewährleisten, sondern auch sicherzustellen, dass  
maritime Spezialausbildungen an Universitäten, Fach-
hochschulen und Berufsschulen angeboten werden.  
In den bestehenden Studiengängen, wie Schiffbau und 
Meerestechnik, Schiffstechnik, und neuen Angeboten, 
wie Offshore-Anlagentechnik und Mechatronik, werden 
die zukünftigen „Systemtechniker“ ausgebildet, die für 
die Integration eines breiten Spektrums von beteiligten 
Firmen, Fachrichtungen und Gewerken unverzichtbar 
sind.

Entsprechende Studiengänge werden derzeit in allen 
Küstenländern sowie in Berlin und Nordrhein-West
falen angeboten, wobei eine breite Verfügbarkeit  
maritimer Ausbildungsangebote in der Fläche positiv 
für die Branchenwahrnehmung ist. Die ausbildenden 
Hochschulen haben vor dem Hintergrund knapper 
Haushaltsmittel und relativ geringer Studierenden
zahlen in diesen Feldern zunehmend Schwierigkeiten, 
das breit gefächerte Studienangebot aufrechtzuerhalten. 

Ein Ansatzpunkt ist die Ausweitung des „Dualen Stu
diums“, bei dem die Praxis im Unternehmen mit einem 
Hochschulstudium verknüpft wird. Durch diese erfolg-
reiche (Abbrecherquote < 10 Prozent) Ausbildungsform 
kann die Ausbildungssituation nachhaltig verbessert 
werden. 

18: Es wird empfohlen, dass die Länder ihre schiffs- 
und meerestechnischen Ausbildungskapazitäten an 
Hochschulen und Berufsschulen länderübergrei-
fend überprüfen und durch koordiniertes Vorgehen 
sicherstellen, dass der Bedarf gedeckt werden kann. 

19: Es wird empfohlen, die Image- und Berufsorien
tierungskampagnen fortzusetzen und dabei ver-
stärkt die ganze Bandbreite maritimer Zukunfts-
technologien vorzustellen und auf die Attraktivität 
aller Ausbildungsmöglichkeiten und Karrierewege 
zu setzen. Dabei sind alle technisch naturwissen-
schaftlichen Fakultäten im Bundesgebiet anzu
sprechen und zu informieren.

20: Die Schiffbauindustrie ist grundsätzlich bereit,  
verstärkt in duale Studienformen zu investieren. 
Die betroffenen Bundesländer werden gebeten,  

zusätzliche Möglichkeiten der Förderung dieser 
Ausbildungsform zu prüfen. Der Bund wird gebe-
ten zu prüfen, wie er im Rahmen seiner Zuständig-
keiten Unterstützung gewähren kann.

V. Wettbewerbsfähigkeit unterstützen

Die strategische Bedeutung der maritimen Wirtschaft 
ist für viele Länder sehr groß und spiegelt sich in  
besonderen Unterstützungsinitiativen wider. Staatliche 
Interventionen zu Gunsten heimischer Produzenten  
in den verschiedensten Ausprägungen haben daher 
eine lange Tradition. Bemühungen, diese durch inter-
nationale Abkommen zu regulieren, sind für die Schiff-
bauindustrie überwiegend erfolglos geblieben. 

Im Rahmen der OECD ist es nicht gelungen, zu einem 
wirksamen Abkommen zur Schaffung fairer Markt
bedingungen im Schiffbausektor zu gelangen. Die 
OECD Schiffbauarbeitsgruppe muss daher nach neuen 
Wegen suchen, mit denen Marktverzerrungen abge-
baut werden können. Auch die Anti-Subventionsregeln 
der WTO sind im Schiffbaubereich nicht wirksam.  
Ein Abbau von Marktzugangshemmnissen könnte  
unter bestimmten Umständen im Rahmen von Frei-
handelsabkommen erreicht werden. Mit besonderer 
Aufmerksamkeit wird in diesem Zusammenhang die 
Diskussion um ein EU-US-Freihandelsabkommen  
verfolgt, denn der amerikanische Schiffbaumarkt ist 
noch stark protektionistisch (Jones Act). Für die deut-
sche Schiffbauindustrie könnten sich daher erhebliche 
Exportpotenziale eröffnen, denn in den USA besteht 
ein großer Flottenmodernisierungsbedarf.

21: Der Bundesregierung wird empfohlen, deutsche 
Unternehmen der Schiffbauindustrie bei ihren  
Exportanstrengungen weiter zu unterstützen: Ziele 
sind offene Märkte, flankierende politische Präsenz 
auf schwierigen Auslandsmärkten und „Govern-
ment to Government“-Vereinbarungen.

22: Der Bundesregierung wird empfohlen, weiterhin 
den Know-how-Schutz zu stärken, einschließlich 
Vorgehen gegen Produktpiraterie, Vermeidung 
nachteiliger Regelungen zum Abfluss von Know-
how an Dritte sowie klare Regelungen zum Schutz 
geistigen Eigentums.
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23: Die Bundesregierung wird aufgefordert, im Rah-
men eines EU-US-Freihandelsabkommens auf die 
besonderen gegenseitigen Vorteile im Bereich  
des Schiffbaus hinzuweisen und sicherzustellen, 
dass die amerikanischen Beschränkungen des Jones 
Act für europäische Anbieter entfallen. Auch in 
Verhandlungen über Freihandelsabkommen mit 
anderen Ländern sollten die Interessen der Schiff-
bauindustrie angemessen berücksichtigt werden.

Bernard Meyer
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1 Headlineg
Bericht aus Workshop II – Hafenwirtschaft & Logistik

Reinhard Meyer
Minister für Wirtschaft, Arbeit, Verkehr und  
Technologie des Landes Schleswig-Holstein

Der nachfolgende Workshop-Bericht entspricht  
inhaltlich, aber nicht vollständig wortgleich  
der Rede des Berichterstatters

Die deutschen Seehäfen sind für unsere Wirtschaft  
von großer gesamtwirtschaftlicher Bedeutung. Sie sind 
wichtige Drehscheiben internationaler Transport
ketten und sorgen für die erforderliche Anbindung der 
deutschen Wirtschaft an die Weltmärkte. Die deut-
schen Seehäfen sichern zudem den Produktionsstand-
ort Deutschland, weil ein Großteil des deutschen Ener-
gie- und Rohstoffbedarfs importiert werden muss.  
Außerdem sorgen die deutschen Seehäfen dank des 
umwelt- und klimafreundlichen Schiffstransports für 
nachhaltige Mobilität. 

Neben dem Export von Waren ist auch der Import von 
Gütern elementar für die deutsche Volkswirtschaft. 
Deutschland ist ein hoch industrialisiertes, aber  
rohstoffarmes Land. Die Importabhängigkeit Deutsch-
lands bei Metallen und Mineralien liegt bei fast  
100 Prozent. Ein großer Anteil dieser Importe wird 
über deutsche Seehäfen abgewickelt. Sie sichern der 
deutschen Industrie dadurch einen wichtigen Teil  
ihrer Grundversorgung.

Der Logistikstandort Deutschland profitiert besonders 
von der Globalisierung. Etwa 7 Prozent des Brutto
inlandproduktes werden in der Logistik erzeugt und 
rund 2,8 Mio. Menschen sind in der Branche beschäf-
tigt. Die norddeutschen Länder haben die Entwicklung 
der Hafen- und Logistikwirtschaft in den letzten Jah-
ren und Jahrzehnten durch außerordentliche Investi
tionen kontinuierlich gefördert. Die führende Position 
Deutschlands innerhalb Europas sowie im globalen 
Vergleich ist auch den umfangreichen Investitionen 
der norddeutschen Länder in ihre Hafeninfrastruktur 
geschuldet. Diese Investitionen rüsten die deutschen 
Seehäfen für zukünftige Anforderungen. 

Volatile Märkte, starker Wettbewerbsdruck und hohe 
Kundenansprüche an die Leistungsfähigkeit der  
maritimen Logistikketten stellen die Hafenentwick-
lung regelmäßig vor große Herausforderungen. Aller-
dings müssen auch in Krisenzeiten Investitionen in  
die Verkehrs- und Hafeninfrastrukturen vorangetrie-
ben werden, denn dauerhafte Engpässe in Zeiten  
wirtschaftlichen Aufschwungs wirken sich auf die  
gesamtwirtschaftliche Entwicklung negativer aus als 
temporäre Überkapazitäten.
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Die deutschen Seehäfen sind auf leistungsfähige  
seewärtige Zufahrten und Hinterlandanbindungen  
angewiesen, um auch weiterhin ihre starke Wettbe
werbsposition im Vergleich zu anderen europäischen 
Seehäfen behaupten und ausbauen zu können. 

I
Die Bundesregierung unterstützt die Bemühungen 
der Länder, die Wettbewerbsfähigkeit der deutschen 
Seehäfen zu steigern. Der Ausbau leistungsfähiger 
Hinterlandanbindungen deutscher Seehäfen sowie 
ihrer seewärtigen Zufahrten und der Erhalt der Leis-
tungsfähigkeit des NOK und dessen bedarfsgerechter 
Ausbau ist einer der investitionspolitischen Schwer-
punkte der Bundesregierung. Der IRP sieht vor, den 
Anteil der Investitionen im Norden deutlich anzu
heben.

Der Bundeshaushalt 2013 sieht unter Berücksichtigung 
der Mittel der beiden Investitionsbeschleunigungspro-
gramme (IBP) Verkehrsinfrastrukturinvestitionen von 
über 10,7 Mrd. Euro vor. In der geltenden – bis 2016 
reichenden – Finanzplanung werden die Investitionen 
in die „klassischen“ Verkehrsträger und den Kombi-
nierten Verkehr auf einem Niveau von über 10 Mrd. 
Euro verstetigt. Nach Auffassung des Zentralverbandes 
der Deutschen Seehafenbetriebe ist eine Erhöhung der  
Investitionslinie um durchschnittlich 4 Mrd. Euro p. a. 
auf insgesamt rund 14 Mrd. Euro p. a. erforderlich.  
Bei der Priorisierung der Maßnahmen im Rahmen der 
verfügbaren Mittel sind Infrastrukturmaßnahmen  
zur Verbesserung der Seehafenanbindung von großer 
Bedeutung

So ist in den Projektlisten des Investitionsrahmenplans 
2011–2015 (IRP) für den Ausbau der Bundesschienen-
wege und Bundesfernstraßen eine Reihe von Projekten 
zum Ausbau der Hinterlandanbindungen der deut-
schen Seehäfen enthalten.2

Der Zentralverband der Deutschen Seehafenbetriebe 
vertritt die Ansicht, dass eine Schwerpunktsetzung für 
die Anbindung der Seehäfen bislang nicht ausreichend 
erfolgt sei. Auch aus Sicht der Gewerkschaft ver.di ist 

diese Schwerpunktsetzung bislang nicht ausreichend 
erfolgt.

Bei der Neuaufstellung des Bundesverkehrswege-
plans wird der Bund den bedarfsgerechten Ausbau 
der deutschen Seehafenhinterlandanbindungen  
weiterverfolgen. 

Das BMVBS erarbeitet zurzeit einen neuen Bundes
verkehrswegeplan 2015 (BVWP 2015). Ziel ist es,  
ein realistisches und finanzierbares Gesamtkonzept 
aufzustellen. Beim Aus- und Neubau stehen Projekte 
zur Engpassbeseitigung – insbesondere auf Haupt
achsen und Güterverkehrskorridoren – im Vorder-
grund. Die Bewertung und daraus folgende konkrete 
Priorisierung von Einzelprojekten erfolgt auf Basis  
der neuen Verkehrsprognose 2030. 

Im Rahmen der verfügbaren Investitionsmittel ist eine 
Priorisierung von Maßnahmen und Konzentration  
der Mittel auf dringende Ersatz- und Erhaltungsinves-
titionen erforderlich. Mit der Kategorisierung der Was-
serstraßen wurde ein zusätzliches Priorisierungsinstru-
ment für Infrastrukturmaßnahmen geschaffen. Vor 
dem Hintergrund der prognostizierten Güterströme 
wird es künftig auch darum gehen, Güterverkehre auf 
die vorhandenen Binnenwasserstraßen zu verlagern. 
Das heißt, die Potenziale der vorhandenen Flotte und 
der bestehenden Infrastruktur müssen deutlich stärker 
als bisher genutzt werden. 

Die Politik der Bundesregierung zielt darauf ab, einen 
erheblichen Anteil des prognostizierten Verkehrs
aufkommens aus den Seehäfen auf die Schiene und 
Wasserstraße zu bringen. Dazu hat sie unter anderem 
das „Sofortprogramm Seehafenhinterlandverkehr“  
gestartet, das sich in der Umsetzung befindet. 

Der Bund fördert Investitionen in öffentliche nicht 
bundeseigene Eisenbahnen.

Bislang fördert der Bund die Schienenwege auf der 
Grundlage des Bundesschienenwegeausbaugesetzes,  
das die Förderung auf die Schienenwege der bundes-

1  Beispiele: zweigleisiger Ausbau Oldenburg–Wilhelmshaven, dreigleisiger Ausbau Stelle–Lüneburg oder Teilstrecken der A 1 und der A 281  
Eckverbindung Bremen als laufende Vorhaben; Teilstrecken der A 7 und der A 14 als Vorhaben mit fortgeschrittenem Planungsstand; Y-Trasse, 
Hamburger Hafenquerspange oder weitere Abschnitte der A 20, der A 26 und der A 39 Lüneburg–Wolfsburg als Vorhaben, für die die Planung  
in den nächsten Jahren weiter vorangetrieben bzw. abgeschlossen werden soll.
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eigenen Eisenbahnen begrenzt. Mit der künftigen  
Förderung von Ersatzinvestitionen in Schienenwege 
der öffentlichen nicht bundeseigenen Eisenbahnen, die 
dem Schienengüterfernverkehr dienen, sollen zusätzli-
che Kapazitäten für den Schienengüterfernverkehr ge-
sichert werden. Im Bundeshaushalt 2013 stehen hier-
für Barmittel in Höhe von 25 Mio. Euro zur Verfügung 
(zudem Verpflichtungsermächtigungen in Höhe von 
insgesamt 18 Mio. Euro für 2014 bis 2017). Der Bund 
wird die Forderung der Länder erfüllen, die Förder
fähigkeit auch für nicht bundeseigene Hafenbahn
infrastrukturen zu gewährleisten, vor dem Hinter-
grund, dass die nicht bundeseigenen Hafenbahnen 
ebenfalls einen herausragenden Beitrag für den Schie-
nengüterfernverkehr leisten. 

II
Der Bund setzt sich gemeinsam mit Hamburg, Bremen 
und Schleswig-Holstein für die Vertiefungen von 
Elbe und Weser sowie für den Erhalt der Leistungs
fähigkeit und den bedarfsgerechten Ausbau des 
Nord-Ostsee-Kanals im Rahmen der verfügbaren  
Mittel ein.

Für die Bundesregierung ist der Ausbau der seewärtigen 
Zufahrten eine Aufgabe von nationaler Bedeutung.  
Die Fahrrinnenanpassung von Unter- und Außenelbe 
sowie von Außen- und Unterweser sind von entschei-
dender Bedeutung für die Wettbewerbsfähigkeit  
Hamburgs und Bremens. Die bereits planfestgestellten 
Maßnahmen werden zurzeit beim Bundesverwaltungs-
gericht in Leipzig verhandelt.

Der NOK ist als Wasserweg von internationaler Bedeu-
tung und Bestandteil des transeuropäischen Netzes  
die meistbefahrene künstliche Seeschifffahrtsstraße 
der Welt. Er spielt auch für die Wettbewerbsfähigkeit 
der deutschen Seehäfen im Allgemeinen und für  
Hamburg im Besonderen eine wichtige Rolle. Im Rah-
men des Infrastrukturbeschleunigungsprogramms  
von 2011 ist es gelungen, zusätzliche Mittel in Höhe 
von insgesamt 300 Millionen Euro explizit für den Bau 
der 5. Schleusenkammer am NOK in Brunsbüttel im 
Haushalt bereitzustellen. Allerdings haben verschiede-
ne Verzögerungen bei der Ausschreibung sowie eine 
Verlängerung der Bauzeit unter Berücksichtigung  
zuletzt erkannter bautechnischer Detailprobleme dazu 
geführt, dass eine Verkehrsfreigabe der Schleuse mitt-
lerweile erst für 2021 in Aussicht gestellt werden kann. 

Die geplanten Ausgaben erhöhen sich voraussichtlich 
auf 375 Mio. Euro. Der Haushaltsausschuss des Deut-
schen Bundestages hat am 13.03.2013 grünes Licht  
für den Start der Ausschreibung für den Neubau der  
5. Schleusenkammer in Brunsbüttel gegeben. Diese 
wurde am 5. April 2013 gestartet.

Auch an der Schleusengruppe in Kiel-Holtenau ist  
mittelfristig eine größere Instandsetzung erforderlich. 
Hierzu erarbeitet die Wasser- und Schifffahrtsver
waltung des Bundes aktuell ein Instandsetzungskon-
zept. Insbesondere für die größeren Schiffe, deren 
Anteil am Gesamtverkehr des Kanals in den letzten 
Jahren kontinuierlich gestiegen ist, stellt die 20 km 
lange, nicht ausgebaute Oststrecke des NOK einen Eng-
pass dar. Angesichts der nationalen und internationa-
len Bedeutung des NOK ist deshalb auch der Ausbau 
dieses Teilstücks erforderlich. Das entsprechende 
Planfeststellungsverfahren wird voraussichtlich bis 
September 2013 abgeschlossen. 

Die WSD Nord hat 2008 den Planungsauftrag für die 
ergänzende Vertiefung des Kanals und zusätzliche 
Kurven- und Weichenoptimierungen erhalten. BMVBS 
wird zeitnah einen Zeit- und Maßnahmenplan mit 
voraussichtlichem Investitionsmittelbedarf für den 
Nord-Ostsee-Kanal vorlegen.

Nach der Nutzen-Kosten-Untersuchung ist eine Vertie-
fung der Außenems nach Emden um einen Meter 
mit Investitionskosten von aktuell ca. 30 Mio. Euro 
sowie zusätzlichen ständigen Unterhaltungsbaggerun-
gen in Höhe von ca. 3,5 Mio. Euro pro Jahr volkswirt-
schaftlich sinnvoll. Die Detailplanung konnte im 
Herbst 2012 abgeschlossen werden, so dass am 
20.12.2012 der Antrag auf Planfeststellung gestellt  
wurde.

Für die Ostseehäfen in Mecklenburg-Vorpommern 
und Schleswig-Holstein stehen deren intensivere 
Einbindung in Nord-Süd-Verkehre und auch in 
Verkehre mit Russland und dem Baltikum im Fokus. 
Zu der geplanten Anpassung der seewärtigen Zufahrt 
nach Wismar wird eine modifizierte Hafenvariante 
geprüft. Mit Blick auf eine positive Entwicklung des 
Hafens Rostock werden die vor Einleitung eines 
Planfeststellungsverfahrens erforderlichen Detail
planungen für die Vertiefung des Seekanals durch
geführt. Beide Vorhaben werden, wie alle noch nicht 
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begonnenen Maßnahmen, in die Bewertung des 
Bundesverkehrswegeplans 2015 einbezogen.
Mit der Ahrensburger Liste ist eine Aufstellung der 
aus Sicht der Verkehrsminister der norddeutschen 
Länder bedeutendsten Infrastrukturprojekte gegeben. 
Die Realisierung von Projekten der Ahrensburger 
Liste hilft den Seehafenstandort Deutschland zu si-
chern. Die krisenbedingten Rückgänge im Seehafen-
hinterlandverkehr sind deutlich schneller kompensiert 
worden als zunächst angenommen. So wurde das 
Vorkrisenniveau auf Teilstrecken wieder erreicht und 
an einigen Standorten, wie Bremerhaven, bereits 2011 
wieder überschritten. 

Verkehrliche Engpässe im Schienennetz sollen vor
behaltlich zur Verfügung stehender Haushaltsmittel 
vorrangig beseitigt werden, damit die Bahn auch  
in Zukunft steigende Umschlagsmengen bewältigen 
kann. 

Die Bahn wird bei der Bewältigung der zu erwartenden 
Umschlagsmengen aus den Seehäfen weiterhin eine 
Schlüsselrolle einnehmen. Bis auf die ABS Lübeck/ 
Hagenow Land – Rostock – Stralsund, die ABS Lang
wedel – Uelzen und die Y-Trasse befinden sich alle 
Schienenprojekte der Ahrensburger Liste im Bau. Für 
die Y-Trasse haben der Bund mit 19 Mio. Euro und 
die Länder Bremen, Hamburg und Niedersachsen mit 
10 Mio. Euro einen Teil der Planungskosten finanziert. 

Es ist davon auszugehen, dass die Straße einen großen 
Anteil des zukünftig zu erwartenden Umschlagwachs-
tums in den Seehäfen aufnehmen muss. Dabei sind 
insbesondere Bundesautobahnen schon heute an einigen 
Stellen an ihren Kapazitätsgrenzen angelangt. 
Die Bundesfernstraßen lassen sich nicht unbegrenzt 
ausbauen, so dass auch andere Wege, wie z. B. Effizi-
enzsteigerungen im Verkehrssystem durch bessere  
Vernetzung der Verkehrsträger und Verlagerung von 
Güterverkehren auf die Schiene und das Binnenschiff, 
verfolgt werden müssen. Der Bundeshaushalt 2013 
sieht für den Bundesfernstraßenbau rd. 5,35 Mrd. Euro 
einschließlich der kürzlich beschlossenen zusätzlichen 
Investitionsmittel vor. Von den zehn in der Ahrens
burger Liste aufgeführten Infrastrukturmaßnahmen 
für die Straße befinden sich sieben im Bau oder sind 
schon unter Verkehr. 

III
Die norddeutschen Länder treten gemeinsam dafür 
ein, dass sich der Bund und die anderen Länder  
vor dem Hintergrund der nationalen volkswirt-
schaftlichen Bedeutung der Seehäfen stärker an den 
Kosten für die Hafeninfrastruktur beteiligen, z. B.  
bei den Investitionen für die Offshore-Windenergie 
als Teil der Energiewende.

Die Weiterentwicklung von Finanzierungsmodellen, 
die eine geringere Kostenbelastung der Länder durch 
Hafeninvestitionen sicherstellen, ist eine konsensuale 
Bestrebung aller norddeutschen Länder. Es besteht Ei-
nigkeit darüber, gemeinsam neue Finanzierungsmo-
delle zu entwickeln, die einen höheren Kostende-
ckungsgrad der Hafeninvestitionen sicherstellen. Dabei 
wird auch in Zukunft die Beteiligung privater Investo-
ren Bestandteil der Planungen sein, um zusätzliche 
Mittel für die Finanzierung der notwendigen Hafeninf-
rastruktur zu gewinnen. 

IV
Die norddeutschen Länder beabsichtigen, beim Thema 
Logistik stärker zusammenzuarbeiten. Die Ertüchti-
gung der Seehäfen als Logistikdrehscheiben und ihrer 
Hinterlandanbindungen ist ein ganz wesentliches 
Element einer tragfähigen Infrastrukturpolitik. 

Von den Häfen profitiert eine Vielzahl von komple-
mentären Industrie- und Dienstleistungsbereichen, die 
in allen Regionen und Wirtschaftssektoren angesiedelt 
sind. Zwei von drei Containern, die durch Deutschland 
rollen, starten in Hamburg. Hamburg ist ein wichtiger 
Standort für nationale und internationale Logistikun-
ternehmen. Bremen ist einer der führenden Logistik
standorte im Container- und Automobilumschlag und 
hat eine Spitzenstellung unter Europas Projekt- und 
Break Bulk-Häfen erreicht. 60 Prozent der deutschen 
Papierimporte laufen über Lübeck. Alle Häfen an 
Nord- und Ostsee bieten heute eine Bandbreite von 
Logistik-Zusatzdienstleistungen an. Die Seehäfen sind 
die Schlüsselstellen in der Logistikkette. 

Damit die deutschen Seehäfen auch zukünftig ihre 
Funktion als Drehscheiben des nationalen und inter-
nationalen Güteraustauschs und Knotenpunkte in den 
Logistikketten erfüllen können, muss in den Ausbau 
der Häfen und die Hinterlandanbindungen investiert 
werden. 
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Die norddeutschen Länder haben ihre Politik daher auf 
eine enge Kooperation ausgerichtet, um sich gemein-
sam erfolgreich zu positionieren. 

Eine hochwertige Logistik erfordert die reibungslose 
Verknüpfung der Verkehrsträger Binnenschifffahrt, 
Schiene und Straße zu integrierten Transportketten, in 
die effiziente Lager- und Distributionszentren einge-
bunden sind. Damit die Straßen entlastet und Emissio-
nen verringert werden, ist eine optimale Vernetzung 
und die verstärkte Einbeziehung der umweltfreundli-
cheren Verkehrsträger Schiene und Wasserstraße in die 
Logistikketten erforderlich. Mit dem vom BMVBS im 
letzten Jahr erarbeiteten Entwicklungskonzept Kombi-
nierter Verkehr 2025 in Deutschland soll im Rahmen 
der verfügbaren Mittel die bisher standortbezogene fi-
nanzielle Förderung des Bundes für den Aus- und Neu-
bau privater Umschlaganlagen zu einer Förderung un-
ter Berücksichtigung der Netzbildungsfunktion der 
Umschlaganlagen weiterentwickelt werden.

Auch im Bereich der Hafenhinterlandverkehre kann 
eine intensivere Abstimmung dazu beitragen, die der-
zeit knappen Kapazitäten noch besser auszuschöpfen. 
Ziel sollte eine akteurs- und verkehrsträgerübergrei-
fende intelligente Transportkette sein, die eine zuver-
lässige und effiziente Güterbeförderung von, zu und in 
den Häfen und letztlich zwischen Herstellern und Ver-
brauchern ermöglicht. Eine verstärkte Koordinierung 
der Hinterlandverkehre, z. B. eine dynamische Infor-
mation zum Verkehrsaufkommen in und um die Hä-
fen, kann helfen, freie Kapazitäten der Infrastruktur 
besser zu nutzen und den intermodalen Transport von 
Gütern zu fördern. Koordination heißt dabei nicht zen-
trale Steuerung, sondern eine effiziente Organisation 
der Verkehre durch das Bereitstellen und Abstimmen 
der notwendigen Informationen sowie einen engen 
Austausch aller an der Lieferkette beteiligten Unter-
nehmen und Behörden. Gemeinsam identifizierte Op-
timierungsmöglichkeiten gilt es schnell und unbüro-
kratisch zu realisieren.

Gerade für die Bewältigung der mittelfristig erwarte-
ten Zuwächse im Containerverkehr, die verstärkt als 
kombinierte Verkehre organisiert werden, bieten sich 
Binnenhäfen als leistungsfähige Konsolidierungspunk-
te im Hinterland an. Sie verfügen über ein hohes Ent-
wicklungspotenzial, um in Verbindung mit den ökolo-
gischen Verkehrsträgern Binnenwasserstraße und 

Schiene eine wichtige Rolle in der nachhaltigen Gestal-
tung des Seehafenhinterlandverkehrs zu spielen. Die 
Seehäfen tragen mit einer stärkeren Vernetzung mit 
den Binnenhäfen nicht nur zukünftig drohenden  
Kapazitätsengpässen Rechnung, sondern sie sehen 
auch die Möglichkeit, durch die Kooperation mit Bin-
nenhäfen kostengünstigere Transporte zu ermöglichen 
und so ihr Einzugsgebiet im Hinterland zu erweitern. 
Ein vom BMVBS in Auftrag gegebenes Gutachten zur 
Erhöhung der Wettbewerbsfähigkeit der Binnenhäfen 
zeigt, dass die Entwicklung eines Netzes von Binnen-
hafenstandorten die Funktion der Seehäfen als zen
trale Glieder des deutschen Außenhandels wesentlich 
ergänzen und unterstützen kann. 

Der Bund unterstützt die Entwicklung von IT-  
und anderen Technologien in den Häfen durch  
Förderprogramme, z. B. ISETEC.

Um den Produktivitäts- und Sicherheitsanforderungen 
an maritime Transport- und Umschlagprozesse gerecht 
werden zu können, sind nahtlos ineinandergreifende 
Abläufe, vorauseilende Informationsflüsse und ein effi-
zienter Einsatz von Technologie und IT erforderlich. 
Gemeinsames Ziel sollten hierfür eine harmonisierte 
Datenbasis entlang der Lieferkette und somit einheit
liche Kommunikations- und Datenverwaltungssyste-
me in den verschiedenen Häfen und zwischen den  
verschiedenen Behörden sein. 

Dabei ist zu beachten, dass neue Projekte auf bewährte 
Systeme aufsetzen und unter Einbindung der Wirt-
schaftsbeteiligten (Umschlagbetriebe, Spediteure und 
Verlader) entwickelt werden. Verfahren müssen stan-
dardisiert werden, um „Unternehmensdialekte“ bei der 
Erstellung und Umsetzung von Software zu vermeiden. 
Diese Anforderung gilt auch für die öffentliche Verwal-
tung, die eine effiziente Einbindung aller beteiligten 
Behörden (u. a. Zoll, Polizei, Gesundheits- und Veteri-
näramt) unter Vermeidung von Doppelzuständigkeiten 
und mehrfachen Meldewegen erreichen muss. Zu-
gleich muss auf eine europaweit einheitliche Umset-
zung von rechtlichen Vorgaben der EU geachtet wer-
den, um Benachteiligungen für die Wettbewerbspositi-
on der deutschen Seehäfen, die sich z. B. aus der 
unterschiedlichen Interpretation von Zollvorschriften 
ergeben können, zu vermeiden.



58 Konferenz – Abschlussplenum 

Die Kostenstruktur ist für die Attraktivität eines Hafens 
mindestens ebenso entscheidend wie seine Zuverlässig-
keit und Hinterlandanbindung. Daher muss das Ziel 
der deutschen Seehäfen sein, im Verhältnis zu anderen 
europäischen Anbietern in den Bereichen Qualität, 
Umwelt und Effizienz die Marktführerschaft zu errei-
chen. 

Die Anforderungen an logistische Dienstleistungen 
wachsen weiter. Qualitativ hochwertige und zeitlich 
zuverlässige Transporte gewinnen an Bedeutung.  
Gemeinsam mit den Mobilitätsbedürfnissen der  
Gesellschaft im Personenverkehr führt dies zu hohen 
Erwartungen bei Qualität und Leistungsfähigkeit der 
Verkehrsinfrastruktur. Gleichzeitig muss sich der  
Verkehrssektor verstärkt weiteren Herausforderungen 
stellen: Umwelt- und Klimaschutz sowie die Sicherung 
der Energieversorgung sind zu den großen globalen 
Aufgaben unserer Generation geworden.

V
Die Sozialpartner setzen sich auf nationaler und  
europäischer Ebene für höchste Qualität bei der Aus-
bildung, der Arbeitssicherheit und des Gesundheits-
schutzes ein. 

Die Sozialpartner befinden sich im ständigen Dialog 
über die Weiterentwicklung der Qualität der Arbeit. 
Ausbildung und lebenslanges Lernen sind für die  
Beschäftigten und die Unternehmen Aufgaben, die  
bewältigt werden müssen, um die hohe Wettbewerbs-
fähigkeit der deutschen Seehäfen weiterhin zu garan-
tieren. Auch in diesem Zusammenhang stellen sie sich 
den Herausforderungen des demografischen Wandels.

Die hohe Qualität der Ausbildung gilt es zu erhalten. 
Im Rahmen des europäischen sozialen Dialogs werden 
sich die Sozialpartner dafür einsetzen, diese hohe  
Qualität in anderen europäischen Mitgliedsstaaten 
ebenfalls zu gewährleisten. Die nationalen Sozialpart-
ner sind dann gefordert, ihre Wege zum Ziel zu defi-
nieren. Gleiches gilt auch für Fragen der Arbeitssicher-
heit und des Gesundheitsschutzes. Auch hier ist jeweils 
das höchste Niveau anzustreben.

Entsprechend ihrer wirtschaftlichen Entwicklung wird 
die Hafenwirtschaft auch in der Zukunft Initiativen 
zur Schaffung von Arbeitsplätzen ergreifen, ggf. auch 
in Form von Qualifizierungsoffensiven.

Die Gesamthafenbetriebe haben auch 2012/13 durch 
ihre Struktur auf Personalanforderungen flexibel  
reagiert. Sie leisten damit weiterhin einen wichtigen 
Beitrag zur Beschäftigungssicherung. Hinzu kommt 
ihre Bedeutung für die Wirtschaftlichkeit der Hafen
betriebe, da bei anziehender Konjunktur qualifiziertes 
Personal weiterhin zur Verfügung steht. ver.di strebt 
die Bildung eines Gesamthafenbetriebes in Wilhelms-
haven auf der rechtlichen Grundlage des GHB-Gesetzes 
an.

Im Rahmen der Diskussionen zur Neuausrichtung der 
europäischen Hafenpolitik wird ver.di auch dort die 
wichtige Stellung und sozialpolitische Bedeutung der 
Gesamthafenbetriebe hervorheben, um europäische 
Hafenarbeiter vor ungeschützten Arbeitsverhältnissen 
zu schützen.

VI
Die Bundesregierung richtet mit den norddeutschen 
Ländern und der Hafenwirtschaft ein gemeinsames 
Gesprächsforum ein, in dem nach Möglichkeiten zur 
Unterstützung der Häfen zum Ausbau der Offshore-
Windenergie gesucht wird. 

Begünstigt durch die natürlichen Standortbedingun-
gen sind die deutschen Seehäfen für die Forschung so-
wie Bau, Umschlag und Lagerung von Offshore-Wind-
energieanlagen hervorragend geeignet. Die gesamte 
Logistikkette von Offshore-Windparks ist auf leis-
tungsfähige Häfen angewiesen, da die Häfen das Bin-
deglied zwischen Land (Produktion) und Meer (Betrieb) 
darstellen. Ohne Häfen und die Investitionen der nord-
deutschen Länder wird die bundesdeutsche Energie-
wende nicht erfolgreich umgesetzt werden können. 

Die Länder, bei denen nach der grundgesetzlichen  
Aufgabenverteilung die Zuständigkeit für Häfen liegt, 
stehen vor einer gewaltigen Herausforderung. Deshalb 
haben die norddeutschen Regierungschefs sowie die 
Wirtschafts- und Verkehrsminister angeregt, bei Bedarf 
zusätzliche Instrumente auch seitens des Bundes zu 
schaffen, damit in einer gemeinsamen Kraftanstren-
gung der erforderliche Ausbau der Hafeninfrastruktur 
für Offshore-Zwecke zeitgerecht erfolgen kann. 

Auf Bundesebene arbeiten BMWi, BMU und BMVBS 
gemeinsam an der Verwirklichung der Energiewende. 
Damit der Bedarf für die erforderlichen Hafenkapa
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zitäten besser abgeschätzt werden kann, erstellen die 
drei Häuser zurzeit einen Fortschrittsbericht „Offshore-
Windenergie Bedarf, Chancen und Potenziale für  
Häfen und Schiffbau“.

VII
Bund, Länder und Hafenwirtschaft unterstützen  
faire und transparente Wettbewerbsbedingungen in 
und zwischen den europäischen Häfen.

Die EU-Kommission hat angekündigt, kein Port Package 
vorlegen zu wollen. Im Mai 2013 will sie Vorschläge für 
eine Neuausrichtung der EU-Hafenpolitik vorlegen. Als 
Grundlage für ihren neuen Vorschlag hat die KOM drei 
Säulen vorgestellt:

→→ Einführung neuer TEN-Leitlinien 

→→ Administrative Erleichterungen (unter anderem 
Blue Belt) 

→→ Transparenz und Marktzugang

Bund, Länder und Hafenwirtschaft werden die ange-
kündigten Vorschläge der EU für eine europäische  
Hafenpolitik konstruktiv, aber auch kritisch prüfen.

Anfang Januar 2013 hat die EU-Kommission ein Dis-
kussionspapier vorgelegt und in einer öffentlichen  
Anhörung präsentiert, das die Grundzüge der Neuaus-
richtung der EU-Hafenpolitik skizziert. Die Vorschläge 
beziehen sich ausschließlich auf TEN-T-Häfen und 
richten sich auch nicht an die Binnenhäfen. Sie zielen 
auf

→→ offene, transparente und nicht diskriminierende 
Verfahren bei der Auswahl von Hafendienstleistern, 

→→ Regelungen hinsichtlich der Indienststellung von 
Hafendiensten durch die öffentliche Hand3,  

→→ Anwendung der Transparenzrichtlinie (RL 2006/11) 
auf alle TEN-T-Häfen und Trennung der Konten 

zwischen gesetzlichen Aufgaben und kommerziellen 
Aktivitäten, 

→→ Anforderungen an die Transparenz der Methode 
zur Erhebung der Hafenentgelte (Hafengebühren 
oder Hafengelder), 

→→ sozialen Dialog im Zusammenhang mit Hafenarbeit.  

→→ Die EU-Kommission hat ein behutsames Vorgehen 
angekündigt.

Bei allen Maßnahmen ist jedoch darauf zu achten,  
dass keine Wettbewerbsverzerrungen gegenüber nicht-
europäischen Häfen entstehen. Um Innovationen 
voranzubringen, müssen notwendige nationale Spiel-
räume erhalten werden, damit die Häfen nach stand-
ortspezifischen Strategien weiterentwickelt werden 
können. Prüfvorbehalte bestehen unter anderem in 
den Bereichen Hafendienstleistungen, Hafenentgelte 
und Einführung einer europäischen Koordinierung 
zwischen den Häfen. Ver.di spricht sich gegen eine  
europäische Marktkonformitätsprüfung von Tarif
verträgen aus. 

Die Europäische Kommission geht davon aus, dass  
sich das Europäische Parlament und der Rat darauf  
einigen werden, auch zukünftig die Vergabe von EFRE-
Mitteln für die Infrastruktur und Häfen zu ermöglichen. 

Bund, Länder und Hafenwirtschaft begrüßen die Her-
ausnahme der in Deutschland üblichen Miet- und 
Pachtverträge für Hafengrundstücke aus dem Entwurf 
der EU-Konzessionsrichtlinie.

Die Europäische Kommission hat Ende 2011 den  
Entwurf einer horizontalen – also nicht nur auf den 
Hafenbereich beschränkten, sondern branchenüber-
greifenden – Konzessionsvergabe-RL vorgelegt, die 
grundsätzlich auch den Hafenbereich mit umfasst. 
Miet- und Pachtverträge sind vom Anwendungsbe-
reich der endgültigen RL ausgenommen. Die General-
direktion Mobilität beabsichtigt nicht, eigenständige 

3 �„Die Behörden können entscheiden, dass sie ohne Rückgriff auf öffentliche Ausschreibungsverfahren bestimmte Hafen-Dienstleistungen,  
z. B. technisch-nautische Dienste, selbst betreiben oder öffentliche Unternehmungen damit beauftragen. Diese Möglichkeit ist auch in anderen 
Bereichen (z. B. Verordnung 1370/2007 für die Personenbeförderung im Landverkehr) anerkannt. In diesen Fällen werden die Aktivitäten der  
internen (öffentlichen) Betreiber so beschränkt, dass sie nicht auf ungleicher Basis mit anderen Anbietern konkurrieren.“
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hafenspezifische Regelungen für die Konzessionsvergabe 
vorzuschlagen.

Im Sinne des fairen Wettbewerbs zwischen den Häfen 
sollte auch im Zollrecht auf eine einheitliche Anwen-
dung der Vorgaben gedrängt werden.

Obwohl das Zollrecht zu einem der ersten Rechtsge-
biete gehörte, das europaweit harmonisiert wurde,  
zeigen sich in der Praxis erhebliche Unterschiede bei 
der Anwendung der Vorschriften durch die jeweiligen 
Behörden an den verschiedenen Standorten. So 
braucht z. B. nach der Zoll- und Einfuhranmeldung im 
Rotterdamer Hafen aufgrund von Art. 23 des nieder-
ländischen Umsatzsteuergesetzes keine Einfuhrum-
satzsteuer entrichtet zu werden. Im Unterschied dazu 
ist bei einer Anlieferung über den Hamburger Hafen 
eine 19 prozentige Einfuhrumsatzsteuer zu bezahlen. 
Zwar können diese Mittel beim Finanzamt zurück
gefordert werden, die Unternehmer erleiden aber im 
Ergebnis einen Liquiditätsnachteil, da dieser Vorgang 
in der Regel ein bis drei Monate in Anspruch nimmt. 

VIII
Die laufenden Aktivitäten im Bereich der Hafen
kooperation sollen fortgesetzt und, wo dies im  
Rahmen des wettbewerbsrechtlich Zulässigen  
möglich ist, ausgeweitet werden. 

Unter dem Oberbegriff der „Hafenkooperation“ erfolgt 
seit mehreren Jahren ein fachlicher Austausch der 
norddeutschen Länder. Der inhaltliche Schwerpunkt 
lag dabei bisher im Bereich der Häfen an der Deut-
schen Bucht. 

Das nach außen sichtbarste Zeichen der Zusammen
arbeit im Hafenbereich betrifft neben dem niedersäch-
sisch-bremischen Projekt JadeWeserPort das Hafen-
marketing. Unter der Dachmarke German Ports (vor-
her Seaports of Germany) werden gemeinsame 
Messeauftritte organisiert und durchgeführt. Die Mes-
seauftritte orientieren sich an den unternehmerischen 
Interessen der Hafenwirtschaft bzw. deren Kernmärk-
ten und Kundenorientierung. 

Weitere Felder der Zusammenarbeit bestehen z. B.  
zwischen den Hafeninfrastrukturgesellschaften,  
bei Umweltfragen oder im Kontext supranationaler  
Fragestellungen.

Ein besonderes Beispiel der Zusammenarbeit in Hafen-
fragen zeigt sich beim von den Ländern Hamburg,  
Niedersachsen und Schleswig-Holstein gemeinsam  
getragenen Hafenkonzept Unterelbe. 

Die engere Zusammenarbeit und Abstimmung der 
Länder hilft auch bei der im gemeinsamen Interesse 
liegenden Zukunftsfrage der Sicherung leistungs
fähiger Seehafenhinterlandanbindungen. 

IX
Der Bund wird das Nationale Hafenkonzept für  
die See- und Binnenhäfen in der bewährten engen 
Abstimmung mit den Ländern, den Wirtschafts-  
und Umweltverbänden und den Gewerkschaften 
fortschreiben. 

Seit der Erstellung des Nationalen Hafenkonzeptes und 
der Veröffentlichung im Jahr 2009 hat sich der Hafen-
sektor in vielen Bereichen weiterentwickelt, so dass 
nach Auffassung aller Beteiligten eine Fortschreibung 
des Hafenkonzeptes notwendig erscheint. 

Wesentliche Ziele des Hafenkonzeptes sind:

→→ hafenrelevante Verkehrsinfrastrukturen ausbauen 
und Kapazitätsengpässe in den Häfen beseitigen, 

→→ Wettbewerbsfähigkeit der Häfen verbessern, 

→→ Ausbildung und Beschäftigung sichern und stärken, 

→→ Umwelt- und Klimaschutz nachhaltig fördern, 

→→ die Sicherheit der Lieferketten optimieren.

Einerseits müssen die Maßnahmen neuen, sich z. B.  
aus der weltwirtschaftlichen Entwicklung ergebenden 
Situationen angepasst werden. Andererseits gibt es  
eine Reihe neuer Themen, die einer strategischen  
Positionierung aller Akteure bedürfen. Der Dialog zur  
Fortschreibung und weiteren Umsetzung des Natio
nalen Hafenkonzeptes wurde begonnen. 

Reinhard Meyer
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1 Headlineg
Bericht aus Workshop III – Seeschifffahrt 

Enak Ferlemann
Parlamentarischer Staatssekretär beim Bundes-
minister für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung

Der nachfolgende Workshop-Bericht entspricht  
inhaltlich, aber nicht vollständig wortgleich  
der Rede des Berichterstatters

Der maritime Cluster, der sich um die Seeschifffahrt in 
Deutschland gebildet hat, sichert rund 400.000 Arbeits-
plätze, die sich sowohl in den Küsten als auch in den 
Binnenländern befinden. Die maritime Wirtschaft ist 
mit einem jährlichen Umsatzvolumen von mindestens 
50 Mrd. Euro ein wichtiger Wirtschaftszweig in 
Deutschland. 

Die Teilnehmer des Arbeitskreises III waren sich einig, 
dass es in Zukunft im Maritimen Bündnis von beson-
derer Bedeutung sein wird, den Fokus auf die kontinu-
ierliche Weiterentwicklung verlässlicher Rahmenbe-
dingungen für

→→ die internationale Wettbewerbsfähigkeit einer leis-
tungsstarken und modernen deutschen Handels-
flotte, 

→→ die Attraktivität des Schifffahrts- und Reederei
standortes Deutschland und 

→→ die nachhaltige Sicherung seemännischer Ausbil-
dung und Beschäftigung im gesamten maritimen 
Cluster  

zu richten. Die deutsche Handelsflotte und der Schiff-
fahrts- und Reedereistandort Deutschland können ihre 
Potenziale nur voll ausschöpfen, wenn entsprechend 
hochqualifiziertes und motiviertes Personal zur Verfü-
gung steht. Daher ist die Ausbildung des seemänni-
schen Nachwuchses als Einstieg in die maritime Ar-
beitswelt von besonders hoher Bedeutung. Zur Siche-
rung von Ausbildung und Beschäftigung bedarf es des 
Engagements aller im maritimen Cluster maßgeblich 
Beteiligten. 

Seit Beginn der weltweiten Finanz- und Wirtschafts-
krise Ende 2008 steht die Seeschifffahrt vor großen  
Herausforderungen. Lang anhaltende Verwerfungen 
auf den Schifffahrtsmärkten infolge von Diskrepanzen 
zwischen Tonnageangebot und Nachfrage nach 
Schiffsraum treffen zusammen mit einer anhaltenden 
Finanz- und Bankenkrise speziell in Europa. Der Welt-
handel hat an Dynamik verloren. Die Charterreeder 
sind hiervon besonders betroffen. Die Charterraten 
sind in den meisten für deutsche Reeder relevanten 
Segmenten der Schifffahrtsmärkte seit geraumer Zeit 
nicht mehr kostendeckend. Gleichzeitig sind die  
Finanzierungsbedingungen hinsichtlich des Fremd



kapitals restriktiver geworden. Schiffsfinanzierungen 
werden nur noch sehr selektiv vergeben. Der teilweise, 
bisweilen sogar komplette (angekündigte) Rückzug  
einiger bedeutender Finanzinstitute aus der Schiffs
finanzierung hat den Druck auf die Reedereien ver-
stärkt und verschärft die Krise weiter. Eine nachhaltige 
Markterholung in der Containerschifffahrt und in  
anderen Marktsegmenten wird kurzfristig nicht er
wartet. Die Krise hat zu einer deutlich angestiegenen 
Zahl von Insolvenzen geführt. 

Vor diesem Hintergrund droht die Krise zu einer  
Gefahr für den gesamten Schifffahrtsstandort Deutsch-
land zu werden. Mittel- bis langfristig ist von einer  
Erholung der Schifffahrtsmärkte auszugehen, da die 
Transportmengen weiter wachsen. Das am Schifffahrts-
standort Deutschland vorhandene Know-how bedeutet 
ein enormes Potenzial, um an zukünftigen positiven 
wirtschaftlichen Entwicklungen in der Seeschifffahrt 
zum Wohle des Standortes zu partizipieren. 

Zur Bewältigung der Krise fordert die maritime Wirt-
schaft die weitere Unterstützung der Politik ein. In  
Expertenrunden unter der Leitung des Koordinators 
der Bundesregierung für die maritime Wirtschaft  
werden verschiedene Beiträge zur Überwindung der 
Krise in der Schiffsfinanzierung diskutiert. Zu nennen 
sind u. a. die Einführung des LTAV (Long Term Asset 
Value)-Verfahrens zur Schiffsbewertung sowie ein vom 
Verband Deutscher Reeder vorgeschlagenes Engage-
ment der Kreditanstalt für Wiederaufbau im Rahmen 
von begrenzten, befristeten und rückzahlbaren Über-
brückungskrediten für die Seeschifffahrt und für 
Green Shipping-Investitionen. Der Arbeitskreis stimmte 
nach eingehender Diskussion in der Einschätzung 
überein, dass beide Instrumente geeignet sind, zusam-
men mit Banken und Reedern zu Lösungsansätzen 
weiterentwickelt zu werden, die zur Überbrückung der 
schwierigen Situation beitragen können. Die Teilnehmer 
des Arbeitskreises III erkennen in diesem Zusammen-
hang das Bemühen und die erheblichen Anstrengungen 
der deutschen Seeschifffahrtswirtschaft an, die aktuelle 
Krise und die Herausforderungen für die Unternehmen 
durch verschiedene Maßnahmen zur Stärkung der 
Wettbewerbsfähigkeit zu bewältigen.

Ein großer Teil der deutschen Handelsflotte ist in  
sogenannten Erlöspools organisiert, die seit Jahrzehn-
ten in der Seeschifffahrt verbreitet sind. Dabei werden 

die Chartereinnahmen von Schiffen zusammengefasst, 
um den Poolmitgliedern eine wettbewerbsfähige  
Teilnahme am Markt zu ermöglichen. Angesichts der 
wirtschaftspolitischen Bedeutung, die die Teilnehmer 
des Arbeitskreises III diesem Instrument insbesondere 
in Krisenzeiten beimessen, und wegen eventueller  
finanzieller Auswirkungen wird ein Höchstmaß an 
Rechtssicherheit im Hinblick auf die steuerrechtliche 
Bewertung von Erlöspools für unverzichtbar gehalten. 
Es ist geplant, die versicherungssteuerrechtliche  
Problematik im Zusammenhang mit den Erlöspools  
in der Seeschifffahrt noch in dieser Legislaturperiode 
gesetzgeberisch zu lösen.

In der gegenwärtigen Lage ist es von besonderer Wich-
tigkeit, dass Eigenkapitalgeber, Reeder und Banken 
weiterhin gemeinsam und konstruktiv Lösungen und 
tragfähige Konzepte zur Überbrückung der schwierigen 
Situation auf den Schifffahrtsmärkten entwickeln.  
Für die Zukunft der Schiffsfinanzierung in Deutsch-
land müssen neue Konzepte entwickelt werden.

Standortpolitik: Die Tonnagesteuer ist eine 
wesentliche Voraussetzung für die Wett
bewerbsfähigkeit des Schifffahrtsstandortes 
Deutschland

Seeschifffahrt ist ein mobiles, internationales Geschäft 
und kann von jedem Schifffahrtsstandort in der Welt 
betrieben werden. Mit der sich verstärkenden Globa
lisierung wächst der Standortwettbewerb, und zwar in 
allen Industrien. Verlässliche standortpolitische Rah-
menbedingungen, um die internationale Wettbewerbs-
fähigkeit des Schifffahrtsstandortes Deutschland für 
die Zukunft zu erhalten, sind daher unerlässlich. Der 
maritime Standort Deutschland hat durch die Einfüh-
rung einer international wettbewerbsfähigen Besteue-
rung der Unternehmensgewinne (Tonnagesteuer) in 
der Handelsschifffahrt sehr profitiert. Deutschland ist 
heute einer der bedeutendsten Schifffahrtsstandorte 
der Welt, mit positiver Wirkung auf den gesamten  
maritimen Cluster und die Schaffung hochwertiger  
Arbeitsplätze. Dieser Vorteil, der maßgeblich auf die 
Einführung der Tonnagesteuer zurückzuführen ist, 
muss langfristig gesichert werden. Die Teilnehmer des 
Arbeitskreises III waren sich einig, dass die Tonnage-
steuer als Voraussetzung für die Wettbewerbsfähigkeit 
des Schifffahrtsstandortes Deutschland unverzicht- 
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bar ist. Die Bundesregierung wird an dem deutschen 
Tonnagesteuerregime weiterhin festhalten. 
Die Partner im Maritimen Bündnis haben im Rahmen 
des derzeitig laufenden Konsultationsverfahrens der 
Europäischen Kommission zu den Leitlinien der Ge-
meinschaft für staatliche Beihilfen im Seeverkehr den 
hohen Stellenwert der Tonnagebesteuerung für den 
maritimen Standort Deutschland deutlich gemacht.  
Sie werden den Erörterungsprozess der Leitlinien  
weiterhin konstruktiv mit dem Ziel des Erhalts dieses 
Beihilfeinstrumentes begleiten. 

Die Bündnispartner sind sich bewusst, dass das Ver-
hältnis der Schiffe der deutschen Handelsflotte unter 
europäischen zu außereuropäischen Flaggen EU-bei-
hilferechtlich für den Erhalt der deutschen Tonnage-
steuerregelung von Bedeutung ist. Die deutsche Schiff-
fahrtsbranche hat ein hohes eigenes Interesse daran, 
eine bestimmte Anzahl von Tonnage unter der Flagge 
eines Mitgliedsstaates der Europäischen Union zu  
betreiben. Der Verband Deutscher Reeder stellt sich 
dieser Herausforderung und wird bei den deutschen 
Reedern weiterhin aktiv dafür werben, dass die Reeder 
in ihrer Eigenverantwortung dafür Sorge tragen, die 
EU-rechtlichen Voraussetzungen für die Tonnagesteuer 
einzuhalten. Die Gewerkschaft ver.di hielt es darüber 
hinaus für erforderlich, die Tonnagesteuer mit Blick 
auf die Bündnisziele an weitere Kriterien zu knüpfen.

Der Schifffahrtsstandort Deutschland zeichnet sich 
insbesondere durch exzellentes Know-how und hohe 
Innovationskraft der maritimen Akteure und Zentren 
aus. Dieses sind zentrale Faktoren zur Sicherung der 
Wettbewerbs- und Zukunftsfähigkeit, die die nord-
deutschen Länder durch intensive Zusammenarbeit 
und Vernetzung der Reedereistandorte und Information 
der Unternehmen über innovative Projekte auch auf 
EU-Ebene nachhaltig unterstützen. Dies erfolgt durch 
die intensive Zusammenarbeit der norddeutschen  
Länder mit den regionalen Reedereivereinigungen, um 
konkrete Bedarfe in den politischen und strategischen 
Gestaltungsprozess einzubringen. Die Umsetzung der 
Anforderungen einer nachhaltigen Schifffahrt und  
aktueller Entwicklungen im Personalmanagement 
werden z. B. durch die Konzipierung und Durchfüh-
rung von Fachkongressen wie den Bremer Schifffahrts-
kongress und zukünftig durch den Fachkongress  
„Sustainable Shipping“ unterstützt. Darüber hinaus  
erfolgt eine intensive Zusammenarbeit der norddeut-

schen Länder im Rahmen der Berufsbildungsstelle 
Seeschifffahrt e.V. und der Ständigen Arbeitsgemein-
schaft für das Seefahrtbildungswesen (StAK).

Die deutsche Handelsflotte ist von inter
nationaler Bedeutung, die deutsche Flagge 
besitzt ein hohes Ansehen

Die deutsche Handelsflotte gehört weiterhin zu den 
führenden Handelsflotten der Welt. Bei den Container-
schiffen und deren Vermarktung nimmt Deutschland 
weltweit die Spitzenposition ein. Nach zwei Jahrzehnten 
hat das Wachstum der deutschen Handelsflotte auf-
grund der weltweiten Finanz- und Wirtschaftskrise 
nachgelassen, sowohl was die Anzahl der bereederten 
Schiffe als auch die Tonnage angeht. Die schwierige 
wirtschaftliche Situation der Reedereien und die  
dadurch ungewissen Zukunftsperspektiven haben 
auch in den Bereichen von Ausbildung und Beschäf
tigung Spuren hinterlassen. Der Arbeitskreis III forder-
te die Partner im Maritimen Bündnis auf, zur Umkehr 
dieser Entwicklung aktiv beizutragen. Die Gewerk-
schaft ver.di erinnerte in diesem Zusammenhang an 
die Vereinbarung zur Anzahl der Schiffe unter deut-
scher Flagge aus der Sechsten Nationalen Maritimen 
Konferenz.

Die Flaggenregister stehen im weltweiten und im  
europäischen Wettbewerb. Wichtige Kriterien bei der 
Entscheidung der Flaggenwahl sind u. a. die Reputati-
on des Flaggenstaates und insbesondere das Abschnei-
den bei den Hafenstaatkontrollen, die Kostentranspa-
renz, die Schiffsbesetzung sowie die Dienstleistung der  
Flaggenstaatverwaltung. Die Teilnehmer des Arbeits-
kreises III waren sich einig, dass die deutsche Flagge als 
Qualitätsflagge international hohes Ansehen genießt. 
Sie belegt bei den Rankings der Flaggenstaaten regel-
mäßig Spitzenplätze. In den Leistungsvergleichen der 
Hafenstaatkontrollregime weisen Schiffe unter deut-
scher Flagge unterdurchschnittlich wenig Mängel und 
Festhaltungen auf.

Der Arbeitskreis III stimmt in der Auffassung überein, 
dass – um die Ausbildungsziele zu erreichen sowie  
maritimes Fachwissen dauerhaft am Seeschifffahrts-
standort Deutschland zu sichern – eine hohe Anzahl 
an Schiffen der deutschen Handelsflotte im internatio-
nalen Verkehr unter deutscher Flagge fahren soll, auch 
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wenn dies durch die Sozialstandards bedingt höhere 
Kosten im Vergleich zu anderen europäischen Flaggen 
zur Folge hat.

Maritime Ausbildung und Beschäftigung 
können zukünftig mit bis zu rund 90 Mio. 
Euro bedarfsgerecht gefördert werden

Mit den nationalen Seeschifffahrtsförderinstrumenten 
Lohnsteuereinbehalt und Finanzbeitrag an die See-
schifffahrt (Lohnnebenkostenzuschüsse sowie Ausbil-
dungsplatzförderung) hat die Bundesregierung im 
Rahmen des Maritimen Bündnisses positive Wirkun-
gen für die maritime Ausbildung und Beschäftigung in 
Deutschland erreicht. Allein für die Finanzbeiträge an 
die Seeschifffahrt hat die Bundesregierung in den  
letzten 10 Jahren mehr als 500 Mio. Euro bereitgestellt.

Der Finanzbeitrag an die Seeschifffahrt ist ein wichtiger 
Baustein, um die Fahrt unter deutscher Flagge wett
bewerbsfähiger zu machen und die Ausbildung von 
nautischem und technischem Seepersonal zu fördern. 
Er entlastet Schifffahrtsunternehmen bei den Lohn
nebenkosten und Sozialabgaben im Rahmen der durch 
die EU vorgegebenen Beihilfe-Leitlinien. Er ist eine  
wesentliche Voraussetzung dafür, dass Schiffe unter 
deutscher Flagge betrieben werden können. Mit der 
Ausbildungsplatzförderung werden Anreize für die 
Ausbildung junger Menschen nach den hohen Stan-
dards der deutschen Ausbildungsvorschriften am ma-
ritimen Standort gesetzt, wodurch das Schifffahrts-
Know-how erhalten und weiter ausgebaut werden soll. 
Auf die ausgebildeten hochqualifizierten Arbeitskräfte 
und ihr maritimes Fachwissen sind nicht nur die Ree-
dereien, sondern auch die Lotsen, alle im maritimen 
Bereich tätigen sonstigen Dienstleister und Behörden 
und der gesamte maritime Cluster angewiesen.
Zur Weiterentwicklung der Schifffahrtsförderung hat 
der Haushaltsausschuss des Deutschen Bundestages
im November 2011 beschlossen, die Finanzbeiträge an 
die Seeschifffahrt wieder auf 57,8 Mio. Euro zu erhöhen. 
Gleichzeitig leisten die deutschen Reeder, vertreten 
durch den Bündnispartner Verband Deutscher Reeder, 
einen Eigenbeitrag von mindestens 30 Mio. Euro.  
Dies erfolgt teilweise über erhöhte Ausflaggungsge-
bühren. Die entsprechende Gebührenverordnung des 
Bundesamtes für Seeschifffahrt und Hydrographie  
ist am 26.07.2012 in Kraft getreten. Durch die haus-

haltsrechtlich vorgesehene Zweckbindung der Einnah-
men konnten 2012 erstmals Ausflaggungsgebühren  
für die Finanzbeiträge an die Seeschifffahrt eingesetzt 
werden. 

Mit dem Gesetz zur Änderung des Flaggenrechtsgeset-
zes und der Schiffsregisterordnung konnten Ende 2012 
weitere Maßnahmen umgesetzt werden, die zum 
01.01.2013 in Kraft getreten sind. In deutschen See-
schiffsregistern eingetragene Schiffe können weiterhin 
die Genehmigung erhalten, befristet eine andere Nati-
onalflagge zu führen, allerdings nur, soweit die da-
durch entstehenden Nachteile für den Schifffahrts-
standort ausgeglichen werden. Der Ausgleich besteht 
in der Aufrechterhaltung der ausgeflaggten Schiffe als 
Ausbildungsplatz. Damit wird der besonderen Bedeu-
tung der maritimen Ausbildung Rechnung getragen. 
Statt des Unterhaltes eines Ausbildungsplatzes kann 
ein Ablösebetrag an die Stiftung „Schifffahrtsstandort 
Deutschland“ gezahlt werden. Zweck der Einrichtung 
muss es nach § 7 Abs. 3 FlRG sein, die nautische und 
technische Ausbildung, Qualifizierung und Fortbildung 
von Besatzungsmitgliedern zu fördern, die auf in in-
ländischen Schiffsregistern eingetragenen Seeschiffen 
beschäftigt sind. Der Arbeitskreis III war sich einig, 
dass eine zügige Bekanntgabe der Förderzwecke und 
die entsprechende Auskehrung der Mittel, die Ausbil-
dungsziele des Maritimen Bündnisses unterstützen 
wird. 

Für die Verwaltung der Ablösebeträge und die Umset-
zung des vorgegebenen Zweckes hat der Verband Deut-
scher Reeder als Gründungsstifter die gemeinnützige 
Stiftung „Schifffahrtsstandort Deutschland“ mit Sitz in 
Hamburg gegründet. Die Gewerkschaft ver.di beteiligt 
sich als Zustifterin an der Stiftung und ist auch in den 
Stiftungsgremien vertreten. Damit werden das Stif-
tungskonzept und die Stiftungsarbeit von den Sozial-
partnern gemeinsam getragen. Die Stiftung „Schiff-
fahrtsstandort Deutschland“ nimmt seit Anfang Januar 
2013 die Zahlung von Ablösebeträgen entgegen und 
stellt hierfür entsprechende Bescheinigungen aus, die 
Voraussetzung für die Ausflaggungsgenehmigungen 
sind.

Mit dem neuen Gesamtkonzept wurden die Vorausset-
zungen geschaffen, um zukünftig die maritime Be-
schäftigung und Ausbildung mit vereinten Kräften – 
aus öffentlicher wie auch aus privater Hand – mit 
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knapp 90 Mio. Euro im Jahr zu unterstützen. Mit Blick 
auf eine mittelfristige Verstetigung der Schifffahrtsför-
derung sind die Haushaltsmittel für die Finanzbeiträge 
an die Seeschifffahrt im Haushaltsjahr 2013 wieder auf 
dem Niveau des Förderjahres 2010 mit 57,8 Mio. Euro 
im Bundeshaushaltsplan eingestellt worden. Dieser 
Ansatz soll in der mittelfristigen Finanzplanung des 
Bundes fortgeführt werden. 

Die Bundesregierung hat bereits die Maßnahmen in 
Angriff genommen, um den deutschen Reedern früh-
zeitig weiter Planungssicherheit zu geben, indem sie 
die Richtlinie zur Lohnnebenkostenförderung, begin-
nend ab dem Jahr 2013, erstmals mit einer Geltungs-
dauer von fünf Jahren auf den Weg gebracht hat.

Moderne deutsche Flaggenstaatverwaltung – 
mehr Service für Reeder und Seeleute

Die Teilnehmer des Arbeitskreises III stimmen darin 
überein, dass eine moderne deutsche Flaggenstaatver-
waltung mehr Service für Reeder und Seeleute bieten 
und die deutsche Flagge insgesamt attraktiver machen 
kann. Dazu müssen die Flaggenstaatverwaltung opti-
miert und Schwachstellen beseitigt werden. Der Ver-
band Deutscher Reeder hat hierzu konkrete Vorschläge 
erarbeitet. Für die Bundesregierung ist eine moderne 
Flaggenstaatverwaltung von hoher Priorität. Basierend 
auf der engen Zusammenarbeit aller Beteiligten laufen 
die Arbeiten in diesem Kreis bereits seit geraumer Zeit. 
Auf dem Weg zu einer modernen deutschen Flaggen-
staatverwaltung hat die Bundesregierung schon einige 
Optimierungspotenziale realisieren können. Zum Bei-
spiel wird im Frühsommer 2013 die Visa-Pflicht für die 
Beschäftigung von Nicht-EU-Seeleuten an Bord abge-
schafft.

Mit der bevorstehenden Ratifikation des Seearbeits-
übereinkommens 2006 (MLC 2006) der Internationalen 
Arbeitsorganisation (ILO) durch die Bundesrepublik 
Deutschland und dem für den Sommer 2013 geplanten 
Inkrafttreten des Seearbeitsgesetzes leistet die Bundes-
regierung durch die Abschaffung des aufwändigen 
Musterungsverfahrens einen aktiven Beitrag zur Opti-
mierung der Flaggenstaatverwaltung. Die Kompeten-
zen für die Überwachung der arbeits- und sozialrecht-
lichen Vorschriften an Bord deutscher Schiffe werden 
an einer Stelle bei der Berufsgenossenschaft Transport 

und Verkehrswirtschaft zusammengeführt. Die nord-
deutschen Länder haben hier ihre Kompetenzen  
abgegeben und damit die Modernisierung der Flaggen-
staatverwaltung unterstützt. Darüber hinaus wird das 
Seearbeitsübereinkommen weltweit dafür sorgen,  
dass sich die Arbeits- und Lebensbedingungen von 
Seeleuten verbessern. Global einheitliche Arbeits- und 
Sozialstandards für Seeleute schaffen künftig faire 
Wettbewerbsbedingungen für die deutschen Reeder 
und tragen zur Verhinderung von Sozialdumping in 
der Seeschifffahrt bei.

Zur Achten Nationalen Maritimen Konferenz hat die 
Bundesregierung die Website www.deutsche-flagge.de 
gestartet. Diese neue Website führt erstmalig eine Viel-
zahl von maritimen Informationen der Flaggenstaat-
verwaltung zusammen und leistet damit einen Beitrag 
zur leichteren Informationsmöglichkeit und Service-
verbesserung. Schifffahrtsunternehmen und Seeleute 
sollen nun auf einen Blick alle notwendigen Infor
mationen wie beispielsweise wichtige Ansprechpartner 
der Flaggenstaatverwaltung, sämtliche Antragsformu-
lare und einen interaktiven Zeugniswegweiser finden. 
Das neue Internet-Portal bietet den Reedereien Ant-
worten auf Fragen rund um den laufenden Betrieb ihrer 
Schiffe. www.deutsche-flagge.de wird deutlich machen, 
welche Vorteile das Führen der deutschen Flagge hat, 
und den Wechsel zur deutschen Flagge vereinfachen. 
Außerdem sind Möglichkeiten der elektronischen  
Antragstellung auch über Behördengrenzen hinaus 
vorgesehen. Die Bundesregierung wird das Informa
tionsangebot auf www.deutsche-flagge.de zielgerichtet 
weiter ausbauen. Der Verband Deutscher Reeder er-
kennt das Informationsangebot der Website als ersten 
Schritt zur Modernisierung der Flaggenstaatverwal-
tung an. Im weiteren Vorgehen sollten auch die Aspekte 
zentraler Ansprechpartner, ständige Erreichbarkeit  
und schnelle Reaktionszeit betrachtet werden. 

Die grundlegende Überarbeitung des Seeschifffahrts-
rechts wird derzeit von der Bundesregierung vorbereitet 
und soll in der Folgezeit mit Nachdruck vorangetrie-
ben werden. Es soll in einer zukunftsweisenden Struk-
tur die Verantwortung als Flaggenstaat, Küstenstaat 
und Hafenstaat umfassen. Das bedeutet: Die Eigenver-
antwortung im Rahmen des internationalen und er-
gänzenden europäischen Rechts ist beizubehalten.  
Flexible Reaktion auf Veränderungen, Anwenderfreund
lichkeit und ein hohes Qualitätsniveau sind zu vereini-
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gen. Nationale Handlungsspielräume des internationa-
len und europäischen Rechts sind konsequent zu nut-
zen. Bestrebungen der Europäischen Union, der 
Schifffahrt über das internationale Recht hinausgehen-
de Zusatzanforderungen aufzuerlegen, sind generell 
entgegenzutreten. Sie sind sorgfältig auf ihre Auswir-
kungen auf die Wettbewerbsfähigkeit des Schifffahrts
standortes hin zu überprüfen. Alle derzeitigen Vor-
schriften kommen mit dem Ziel der Verringerung und 
Vereinfachung auf den Prüfstand. Zum anderen soll 
die elektronische Verwaltung gefördert werden. Die 
elektronische Antragstellung ist durchgängig zu er-
möglichen. Elektronische Schiffszeugnisse sind inter-
national zu unterstützen und national zuzulassen, um 
den Bürokratieaufwand bei Reedern und Verwaltung 
spürbar zu senken.

Die norddeutschen Länder streben eine Modernisie-
rung der Seeschiffsregister und Schiffsbauregister für 
Seeschiffe entsprechend dem Bedarf und den haus-
haltsrechtlichen Möglichkeiten an. Im Zentrum stehen 
dabei die Anpassung der Erreichbarkeitszeiten an die 
Bedarfslage der Reeder und der übrigen an Schiffsein- 
und -austragungen beteiligten Kreise. Mittelfristig stre-
ben die Länder auch eine Digitalisierung der Schiffsre-
gister und die Umstellung auf elektronischen Rechts-
verkehr an. Hierzu wird insbesondere zu prüfen sein, 
ob sich an die Softwareentwicklungen in den Berei-
chen des Handelsregisters oder des Datenbankgrund-
buchs anknüpfen lässt. 

Die Teilnehmer des Arbeitskreises III haben vereinbart, 
den begonnenen Prozess der Modernisierung der  
Flaggenstaatverwaltung fortzusetzen und zu verstetigen. 
Erste konkrete Ergebnisse sind erreicht worden bzw. 
stehen kurz vor der Realisierung, weitere folgen.

Ausbildung und Beschäftigung in der  
Seeschifffahrt – erstklassige Grundlage  
für eine Karriere

Die norddeutschen Länder haben in den vergangenen 
Jahren und bis heute erhebliche Anstrengungen unter-
nommen, um bedarfsgerechte Ausbildungskapazitäten 
an den seefahrtsbezogenen Einrichtungen zur Verfü-
gung zu stellen. Die Infrastruktur und die technische 
Ausstattung der Ausbildungsstandorte sind moderni-
siert und befinden sich auf einem international her-

vorragenden und konkurrenzfähigen Niveau. Zahlreiche 
neue Studienangebote sind im Zuge der Umstellung 
auf das gestufte Studiensystem an den maritimen Aus-
bildungseinrichtungen der Länder im Bereich Nautik 
und Schiffsbetriebstechnik entwickelt worden. 
Auch die Schiffsmechanikerausbildung an den See-
mannsschulen wird modernisiert. Im Sommer 2013 
soll eine neue Ausbildungsordnung erlassen werden.

Eine Ausbildung in der maritimen Branche ist attraktiv 
und bietet unverändert eine hervorragende Karriere
perspektive. Die Teilnehmer des Arbeitskreises stim-
men darin überein, dass es sich die maritime Branche 
nicht leisten kann, auf Fähigkeiten, Talente und Bega-
bungen der jungen Menschen zu verzichten. 

Der Arbeitskreis III appelliert an die Unternehmen, in 
ihren Anstrengungen, junge Menschen für maritime 
Berufe zu gewinnen, trotz der derzeitigen wirtschaft
lichen Situation nicht nachzulassen. Nur wer auch in 
schwierigen Zeiten ausbildet, wird auch in Zeiten des 
wirtschaftlichen Aufschwungs – insbesondere vor dem 
Hintergrund des demografischen Wandels – genügend 
gut ausbildete und motivierte Mitarbeiter zur Verfü-
gung haben. Insofern sollen alle möglichen Anstren-
gungen unternommen werden, um die aufgebauten 
Ausbildungskapazitäten aufrechtzuerhalten und in der 
Seeschifffahrt dauerhaft bedarfsgerecht auszubilden.

Die norddeutschen Länder sehen im Hinblick auf die 
Entwicklung der Altersstruktur deutscher Seeleute und 
des Fachkräftebedarfs in der Seeschifffahrt die Nach-
wuchsgewinnung und -förderung als kontinuierliche 
Herausforderung. Sie regen an, das Thema „Maßnahmen 
im Zusammenhang mit der demografischen Entwick-
lung in der deutschen Seeschifffahrt“ stärker in den 
Fokus des Maritimen Bündnisses zu rücken. 

Im Rahmen der ihnen zur Verfügung stehenden Res-
sourcen werden die norddeutschen Länder auch zu-
künftig auf sich abzeichnende gesellschaftliche und 
wirtschaftliche Veränderungen im maritimen Cluster 
durch entsprechend angepasste Ausbildungs- und  
Studienangebote reagieren. Sie werden dabei für einen 
hohen Standard in der Qualität der Ausbildung Sorge 
tragen.
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Maritimes Bündnis für Ausbildung und 
Beschäftigung weiterführen

Das Maritime Bündnis für Ausbildung und Beschäf
tigung in der Seeschifffahrt hat in den mehr als  
10 Jahren seiner Existenz auf der Basis vertrauensvoller 
und konstruktiver Zusammenarbeit wichtige Weichen-
stellungen für eine positive Entwicklung des Schiff-
fahrtsstandortes Deutschland erreicht. Auch in schwie-
rigen Zeiten ist der Dialog zwischen den Bündnis
partnern mit dem Ziel fortgesetzt worden, sichere und 
zukunftsfähige Arbeits- und Ausbildungsplätze im  
maritimen Bereich in Deutschland – an Bord und an 
Land – zu erhalten bzw. zu schaffen. Hieran hat der  
Arbeitskreis III Seeschifffahrt angeknüpft. Mit ihren 
Vereinbarungen haben die Arbeitskreisteilnehmer  
die Ziele und Schwerpunkte für die Zukunftsausrich-
tung des Schifffahrtsstandortes Deutschland für eine 
weiterhin erfolgreiche Arbeit im Maritimen Bündnis 
gesetzt. Die Gewerkschaft ver.di hielt es darüber hinaus 
für erforderlich, die Förderinstrumente des Bündnisses 
mit Blick auf die Entwicklung der Ausbildungszahlen 
zu evaluieren. Alle Partner im Maritimen Bündnis  
erklärten sich bereit, konstruktiv zusammenzuarbeiten 
und das Bündnis fortzuentwickeln, um die Wettbe-
werbsfähigkeit der deutschen Seeschifffahrt zu fördern 
und den maritimen Standort Deutschland zukunfts
fähig zu gestalten.

Enak Ferlemann
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Bericht aus Workshop IV – Meerestechnik

Prof. Dr. Peter M. Herzig
Direktor GEOMAR Helmholtz-Zentrum für  
Ozeanforschung Kiel und Maritimer Koordinator 
des Landes Schleswig-Holstein
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Der nachfolgende Workshop-Bericht entspricht  
inhaltlich, aber nicht vollständig wortgleich  
der Rede des Berichterstatters

Versorgungssicherheit durch  
maritime Technologien – Energie, Rohstoffe  
und Nahrungsmittel aus dem Meer

Maritime Technologien gewinnen zunehmend an  
Bedeutung für die Lösung großer Zukunftsheraus
forderungen, zu denen insbesondere die Versorgung  
mit Energie, Rohstoffen und Nahrungsmitteln gehört. 
Schon heute kommen große Anteile der Öl- und  
Gasversorgung aus der Offshore-Förderung, hier steigt 
der Anteil der Förderung aus der Tiefsee besonders 
stark. Die Offshore-Windenergie wird von vielen Staa-
ten vorangetrieben, denn sie kann einen wesentlichen 
Beitrag zu einer Energiewende hin zu erneuerbaren 
Energien leisten. Für die Rohstoffversorgung bietet das 
Meer ebenfalls große Potenziale, sodass ein umwelt-
verträglicher Abbau mariner mineralischer Ressourcen 
zur Erhöhung der Rohstoffsicherheit beitragen kann. 
Für die Ernährung der Menschheit ist das Meer eine 
wichtige Quelle. Der Aufbau einer nachhaltigen Mari-
kultur ist vor dem Hintergrund der Verknappung  
natürlicher Ressourcen in den Meeren bei gleichzeitig 
steigender Nachfrage eine ökologische und technolo
gische Herausforderung. 

Diese und weitere Anwendungsbereiche benötigen ein 
breites Spektrum an Meerestechnik und maritimen 
Technologien, die international Standards setzen und 
für hohe Umweltsicherheit sorgen. Das schließt die  
Bereiche Mess- und Umwelttechnik, Meeresenergien, 
Anlagendesign und -funktion, Unterwassertechnik, 
maritime Sicherheitstechnik und Küstenschutz sowie 
Polartechnik mit ein.

Die EU-Kommission hat in ihrer Mitteilung zum The-
ma „Blaues Wachstum“ die guten Aussichten für ein 
nachhaltiges Wachstum der Meereswirtschaft heraus-
gestellt. Der von der Bundesregierung im August 2011 
beschlossene Nationale Masterplan Maritime Techno-
logien (NMMT), der unter anderem auf eine Forderung 
des Deutschen Bundestags zurückgeht, trägt dazu bei, 
die Wachstumspotenziale der Meerestechnik zu iden
tifizieren, um diese in Zukunft besser nutzen zu können. 
Der NMMT fügt sich zugleich in die integrierte Meeres-
politik der Bundesregierung ein.



Aus dem Workshop sind folgende Handlungsempfeh-
lungen hervorgegangen:

Strategische Ausrichtung des NMMT:

1. Der Umsetzungsprozess des NMMT ist inzwischen 
vorangeschritten. Alle Akteure – insbesondere Bun-
desregierung, Bundesministerien (BMWi, BMBF, 
BMU, BMVBS), Bundesländer, Verbände, Unterneh-
men, wissenschaftliche Einrichtungen und Insti
tute – sollen diesen Prozess gemeinsam weiter  
intensivieren und damit eine Erfolg versprechende 
Umsetzung und strategische Fortschreibung der 
Ziele und Maßnahmen des NMMT sicherstellen. 
Der NMMT-Lenkungsausschuss bindet hierbei die 
Akteure ein und bietet ein gemeinsames Gremium 
für strategische Ausrichtungen und Entscheidungen.

2. Die Bedeutung der maritimen Technologien für 
wichtige Zukunftsfragen muss herausgestellt und 
die politische Relevanz des NMMT gestärkt werden.  
Es wird daher empfohlen, dass der Lenkungsaus-
schuss eine Fortschreibung und Überarbeitung des 
NMMT unter Berücksichtigung der bisherigen Er-
fahrungen und Empfehlungen des vorliegenden 
Berichts einleitet. 

3. Der NMMT soll für Deutschland weiterhin strate-
gisch wichtige maritime Handlungsfelder identifi-
zieren und die damit einhergehenden umweltpoli-
tischen und technologischen Herausforderungen 
herausarbeiten. 

4. Der NMMT ist ein Kernbereich der maritimen Ko-
ordinierung. Neben den laufenden Monitoringakti-
vitäten zur Umsetzung und Fortentwicklung des 
NMMT soll der maritime Koordinator der Bundes-
regierung in geeigneten Abständen zu hochrangi-
gen Treffen der im Lenkungsausschuss vertretenen 
Institutionen, darunter Verbände, Ressorts und 
Bundesländer, einladen. 

5. Alle Akteure im NMMT übernehmen Verantwor-
tung für die Erarbeitung von abgestimmten und 
koordinierten strukturellen Handlungsempfehlun-
gen zu den einzelnen Anwendungsfeldern. Dazu 
gehört die Übernahme von Koordinierungsfunktio-
nen bei der Umsetzung von Einzelmaßnahmen 
und der Betreuung von Arbeitsgruppen. Hierbei ist 

es eine Aufgabe, den Informationstransfer zur 
NMMT-Koordinierungsstelle sicherzustellen, damit 
die Transparenz der Umsetzung des NMMT für alle 
gewährleistet wird.

6. Die Einrichtung einer koordinierenden Stelle hat 
sich bewährt. Sie bietet eine Reihe von Servicefunk-
tionen, die die Initiierung und Bearbeitung von 
Maßnahmenvorschlägen unterstützen und von der 
Begleitung thematischer Arbeitsgruppen bis zur 
Durchführung von Fachtagungen reichen. Dieses 
Angebot steht allen maritimen Akteuren offen und 
soll optimiert und intensiver genutzt werden. Die 
Bundesregierung soll die Finanzierung fortführen.

Stärkung der Förderinstrumente:

7. Für die Umsetzung der NMMT-Ziele sind spezifi-
sche FuE-Förderprogramme besonders wichtig. Die 
Entwicklung einer gemeinsamen Forschungsstrate-
gie „Meerestechnologien“ der Bundesregierung un-
ter Federführung des BMWi wird daher angeregt. 
Hierbei sollten insbesondere die Bereiche Marine 
Mineralische Ressourcen, Maritime Sicherheit so-
wie Offshore-Wind einbezogen werden. Eine gute 
Basis für die ressortübergreifende Zusammenarbeit 
bietet darüber hinaus die bereits angelaufene res-
sortübergreifende Abstimmung zur EU-weiten 
„Joint Programming Initiative Healthy and Produc-
tive Seas and Oceans“ (JPI Oceans). 

8. Es wird empfohlen, die finanzielle Ausstattung der 
Förderetats der maritimen Förderinstrumente zu 
verbessern, da die NMMT-Ziele ansonsten nicht 
umsetzbar sind. Hierzu sind neben dem For-
schungsprogramm „Erneuerbare Energien“ (Off-
shore-Wind) insbesondere die Programme „Mariti-
me Technologien der nächsten Generation“ sowie 
die Aktivitäten zur Meeres- und Polarforschung im 
Programm „Forschung für nachhaltige Entwicklun-
gen“ zu stärken. Wichtig ist, die neuen Aktivitäten 
im Bereich Maritime Sicherheit in diesen Program-
men zu bündeln. Für die Umsetzung des NMMT 
spielt die Innovationsförderung „Innovativer 
Schiffbau sichert wettbewerbsfähige Arbeitsplätze“ 
eine wichtige Rolle. Daher muss die Fortsetzung 
der Innovationsförderung sichergestellt werden 
(Vergleiche Workshop I).
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9. Es wird empfohlen, die Bedeutung der Förderinst-
rumente für Forschung und Entwicklung im 
NMMT auch forschungspolitisch zu stärken. Dazu 
ist eine prioritäre Stellung der Meeres- und Polar-
forschung sowie der maritimen Technologien als 
Schlüsseltechnologie auch in der Hightech-Strate-
gie der Bundesregierung abzubilden. 

10. Die Förderinstrumente auf EU-Ebene müssen stär-
ker mit den nationalen Förderaktivitäten vernetzt 
werden. Das von den Mitgliedsstaaten initiierte JPI 
Oceans bietet dafür eine strategische Plattform. Im 
derzeit vorbereiteten EU FuE-Rahmenprogramm 
„Horizon 2020” ist „Blue growth: unlocking the po-
tenzial of the oceans” eines von „12 Focus areas”. In 
der aktuellen Phase werden die vielversprechenden 
Schwerpunkte mit Potenzial für Wachstum, Ar-
beitsplätze und Wettbewerbsfähigkeit identifiziert 
und „Research and Innovation actions“ für die 
nächsten drei Jahre vorbereitet. Bei der Gestaltung 
dieser Schwerpunkte sollen deutsche Interessen 
eingebracht werden. 

11. Neben den Forschungsförderinstrumenten der EU 
sollen auch die europäischen Strukturfonds beach-
tet werden, die ab 2014 einen höheren Fokus auf 
Forschung und Innovation legen und damit insbe-
sondere Möglichkeiten für überregionale „Research 
Infrastructures“ schaffen werden. Bundes- und 
Länderprogramme sollen passgenau zu den euro-
päischen Programmen gestaltet werden.

Aktivitäten in einzelnen Anwendungsfeldern intensi
vieren:

12. Beim Ausbau der Offshore-Windenergie sind um-
fangreiche technologische Herausforderungen zu 
bewältigen. Es wird daher empfohlen, dass die Res-
sorts, insbesondere BMWi und BMU, ihre jeweili-
gen Förderprogramme dahingehend prüfen, ob sie 
effizienzsteigernd für ressortübergreifende Projekte 
eingesetzt werden können.

13. Die zivile maritime Sicherheitstechnik kann erheb-
lich dazu beitragen, das menschliche Leben auf See, 
die maritime Umwelt und Sachgüter von hohem 
Wert zu schützen. Als Querschnittstechnologie 
spielt die zivile maritime Sicherheitstechnik in der 
maritimen Wirtschaft insgesamt eine wichtige  

Rolle. In den anstehenden Innovationsaufgaben 
liegen große Herausforderungen und ein erheb
liches ökonomisches Zukunftspotenzial, dessen  
Erschließung auch von nationalen und internatio-
nalen Regularien und Standards abhängig ist.  
Das NMMT-Anwendungsfeld „Zivile Maritime  
Sicherheit“ soll daher unter hoher Verbands- und 
Industriebeteiligung durch das im Entwurf vor
liegende Positionspapier konsolidiert und zu einer 
gemeinsamen Strategie mit strukturellen Hand-
lungsempfehlungen weiterentwickelt werden: 

14. Das Ziel eines umweltverträglichen Tiefseeberg-
baus insbesondere für Manganknollen im deut-
schen Lizenzgebiet soll weiter vorangetrieben wer-
den. Hierfür werden die beteiligten Bundesressorts 
gebeten, zusammen mit interessierten Unterneh-
men und Forschungseinrichtungen, unter Beglei-
tung der BGR eine mit der Internationalen Meeres-
bodenbehörde abgestimmte umweltverträgliche 
Technologiedemonstration unter Berücksichtigung 
der gesamten Prozesskette vorzubereiten und 
durchzuführen. Deutschland kann es damit gelin-
gen, als Vorreiter hohe Standards für einen umwelt
verträglichen Tiefseebergbau zu setzen.  
Die Einrichtung eines Lenkungskreises zur ressort-
übergreifenden Förderung des Tiefseebergbaus 
sollte erfolgen. Projekte in internationalen Gewäs-
sern stehen im Blick der Weltöffentlichkeit. Daher 
sind von Anbeginn geeignete Verfahren zur Ein
bindung der Öffentlichkeit zu beachten, damit zu 
jedem Zeitpunkt die notwendige Transparenz gege-
ben ist. Die Einrichtung eines ressortübergreifen-
den Förderschwerpunktes soll hierbei beispielhaft 
für weitere zukünftige Themenbereiche erfolgen.

15. Deutschland sollte eine Lizenz für die Exploration 
von Massivsulfiden im Indischen Ozean erwerben. 
Diese kann als weiterer Kristallisationspunkt für 
Technologieentwicklung bei Erkundung, Monito-
ring und nachhaltiger Nutzung mariner Ressourcen 
dienen. 

16. Der Bereich „Marine Mineralische Rohstoffe“ macht 
die Gründung einer Arbeitsgemeinschaft (AMR)  
erforderlich. Sie hat vor allem bei der Umsetzung 
eines Pre-Pilot-Mining-Tests eine wichtige Rolle, 
insbesondere mit Blick auf die notwendige Betei- 
ligung der Industrie- bzw. Unternehmensseite.  
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Die AMR soll als zentrale Anlaufstelle für die  
deutsche meerestechnische Industrie für marine 
mineralische Rohstoffe fungieren. Wichtig ist,  
dass sich in der AMR auch rohstoffgewinnende 
oder -verarbeitende Unternehmen engagieren.

17. Im Bereich Offshore Öl und Gas, dem bei weitem 
volumenmäßig stärksten Markt in der Meerestech-
nik mit hohen zukünftigen Wachstumsraten, sollen 
neben den Export unterstützenden Maßnahmen 
vor allem weitere Anstrengungen zur Entwicklung  
umweltverträglicher Fördertechnologien unter-
nommen werden. Öl und Gas spielen nicht nur als  
komplementäre Energieträger in einem ausgewo-
genen Mix mit erneuerbaren Energien, sondern 
auch als Rohstoffe in verschiedenen Herstellungs-
prozessen langfristig eine wichtige Rolle. Eine fakten
basierte und emotionsfreie Diskussion zu diesen 
Energieträgern sollte unterstützt werden, denn  
die Abhängigkeit von diesen fossilen Energien wird 
noch über Jahrzehnte bestehen bleiben.

18. Die Eis- und Polartechnik ist durch den Klima
wandel und der dadurch verursachten deutlichen 
Reduzierung der Eisbedeckung in der Arktis ver-
stärkt ins Blickfeld und Interesse der maritimen 
Wirtschaft gerückt. Russland hat beispielsweise in 
den vergangenen Monaten über 600.000 km² an 
neuen Explorationslizenzen auf Öl und Gas im ark-
tischen Schelf zugeteilt. Damit werden in der 
nächsten Zukunft erhebliche Investitionen in Lo-
gistik, Seismik und Bohrungen erforderlich. In den 
Bereichen Schiffbau, Schifffahrt, Offshoretechnik 
Öl und Gas sowie Umweltschutztechnik verfügt 
Deutschland über beträchtliche polartechnische 
Kompetenz, die es gilt, durch Vernetzung und Wei-
terentwicklung in eine gute Position im internatio-
nalen Wettbewerb zu bringen. 

 
19. Um den besonderen Schutzerfordernissen polarer 

Seegebiete Rechnung zu tragen und eine wirt-
schaftliche Nutzung unter weltweit einheitlichen 
Bedingungen zu ermöglichen, wird in der Interna-
tional Maritime Organization (IMO) ein verbind
licher „Polar Code“ entwickelt. Die Bundesregierung 
muss sich in diesen Prozess intensiv einbringen, 
um eine deutsche Beteiligung an der Gewinnung 

von Energie und Rohstoffen in der Arktis unter 
Einhaltung von ökologischen und klimaverträgli-
chen Standards zu gewährleisten. 

20. Der NMMT legt den Fokus auf die Meerestechnik, 
bindet aber gezielt andere maritime Technologien 
ein. Insbesondere der Bau von Offshore-Spezial-
schiffen und Offshore-Strukturen, der für die  
Nutzung der Meere notwendige Lösungen bereit-
stellt, muss daher eine wichtige Rolle im NMMT 
einnehmen. Aufgrund ihrer Kompetenzen zur  
Systemintegration sind viele der deutschen Werf-
ten inzwischen maritime Anlagenbauer, die nicht 
nur Schiffe, sondern z. B. auch komplexe Offshore-
Plattformen für Bereiche der Meerestechnik pro
duzieren. 

21. Um den Marikulturtechnologien zum Durchbruch 
zu verhelfen und eine Marktentwicklung zu be-
schleunigen, sollte die in Deutschland vorhandene 
Expertise gebündelt werden. Es wird ein Referenz-
konzept mit der Errichtung und dem Betrieb von 
land-, küsten- und offshore-basierten Pilotanlagen 
im Brack- und Meerwasser vorgeschlagen. Dabei 
soll sich neben rezirkulierenden Systemen auch auf 
umweltgerechte Marikulturverfahren im Durch-
fluss oder in Netzgehegen fokussiert werden. Es 
wird außerdem angeregt, dass Bund und Länder 
mit privaten Investoren das Konzept mit dem Ziel 
umsetzen, Genehmigungsverfahren länderüber-
greifend zu harmonisieren, Technologienachweise 
für hohe Produktivität, Umweltverträglichkeit und 
Produktqualität zu liefern. Die technologische  
Weiterentwicklung von land-, küsten- und off-
shore-basierten Anlagen für Marikultur sollen von 
Förderinstrumenten flankiert werden.

Handlungsbereiche:

22. Die Unternehmen der Meerestechnik agieren auf 
einem internationalen Markt. Es gibt viele Nischen, 
in denen sich deutsche Unternehmen mittel- bis 
langfristig eine gute internationale Wettbewerbs-
position als Systemanbieter oder Zulieferer aus
bauen können. Im Bereich Offshore Öl und Gas 
könnten größere und breiter aufgestellte Anbieter 
(z. B. EPC-Kontraktoren) ein Schlüssel zu weiterem 
Wachstum sein. Politische Flankierung soll zum 
Abbau von Handelshemmnissen, wie Local  
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Content-Anforderungen, der Förderung von KMU 
im Rahmen des Auslandsmesseprogramms usw., 
zur hilfreichen Unterstützung eingesetzt werden.

23.  Um die deutsche Spitzenstellung in der Maritimen 
Technologie zu erhalten und an neue Herausfor
derungen aus allen Bereichen, in denen Deutsch-
land zurzeit innovative Technologien entwickelt, 
anpassen zu können, ist nicht nur der allgemeine 
Zugang zu qualifiziertem Fachkräftenachwuchs  
zu gewährleisten, sondern auch sicherzustellen, 
dass neben allgemeinen natur- und ingenieur
wissenschaftlichen Ausbildungsgängen auch 
schiffs-, meerestechnische und Offshore-Spezial-
ausbildungen an Universitäten, Fachhochschulen 
und Berufsschulen angeboten werden. Die beste-
henden Studiengänge, wie Schiffbau und Meeres-
technik, marine Biotechnologie und Marikultur, 
Schiffstechnik, und neue Angebote wie Offshore-
Anlagentechnik müssen intensiviert werden,  
um die dringend benötigten „Systemtechniker“ der 
Wirtschaft zur Verfügung stellen zu können. 

Dabei zeigt sich z. B. für den Bereich Offshore-Wind-
energie, dass viele spezifische Anforderungen an  
Personal und Qualifikation gegenwärtig erst entwickelt 
werden.

Hieraus lassen sich folgende zusätzliche Handlungs-
empfehlungen ableiten:

→→  Moderation eines branchenübergreifenden Dialogs 
zu Potenzialen und Grenzen des Personaltransfers 
aus dem maritimen Bereich 

→→ Erarbeitung von Standards besonders im Bereich 
Sicherheitstraining (HSE) 

→→ Etablierung einer nationalen Servicestelle „Bildung 
und Personalwirtschaft Offshore-Wind“ 

→→ Erstellung und Pflege eines Atlas der Berufe und 
Bildungsgänge für den Bereich  

→→ „Offshore-Windenergie“ 

Aufgrund der volkswirtschaftlichen Bedeutung mariti-
mer Technologien ist daher eine Koordinierung und  
finanzielle Unterstützung durch den Bund dringend 

geboten, wie sie bereits in der Schifffahrt praktiziert 
wird. Die Länder werden aufgefordert, ihre schiffs-  
und meerestechnischen Ausbildungskapazitäten an 
den Bildungsinstituten zumindest zu erhalten und  
zu konzentrieren.

24. Aktive Mitarbeit deutscher Experten in wichtigen 
internationalen Gremien wie z. B. der Internatio
nalen Meeresbodenbehörde ISA, der Internationa-
len Seeschifffahrts-Organisation (IMO) und dem 
Arktischen Rat unter besonderer Beachtung einer 
nachhaltigen umweltgerechten Entwicklung durch 
entsprechende Technologieentwicklungen mit  
minimalen Umweltauswirkungen ermöglicht die 
Berücksichtigung der bestmöglichen technischen 
Entwicklungsstände bei der Ausarbeitung inter
nationaler Vorschriften zur Wahrung wachsender 
Umweltansprüche und Transparenz in der Öffent-
lichkeit. Dabei soll die Mitarbeit von Experten  
aus der Industrie in internationalen Gremien durch 
die Bundesregierung unterstützt werden. 

25. Die Sichtbarkeit und öffentliche Wahrnehmung der 
Meerestechnik soll weiter erhöht werden. Unter  
anderem soll hierfür die vom BMVBS geplante  
Woche der Meere genutzt werden, um den mög
lichen Beitrag deutscher Unternehmen und For-
schungsinstitute zu einer nachhaltigen und sicheren 
Nutzung der Meere zu veranschaulichen. Ebenfalls 
soll der Europäische Tag der Meere, der im Mai 
2014 in Bremen von DG Mare mit dem BMVBS und 
dem Land Bremen ausgerichtet wird, hierzu bei
tragen.

26. Neben der Statustagung wurden bereits eine Reihe 
von thematischen Workshops und Fachtagungen 
erfolgreich durchgeführt, um Impulse für struktu-
relle Maßnahmen zu identifizieren und deren  
Umsetzung anzustoßen (z. B. Marine Minerale Roh-
stoffe, Maritime Sicherheit, Marikultur). Es wird 
empfohlen, weitere Veranstaltungen durchzuführen, 
um wichtige NMMT-Themen voranzubringen  
und zugleich die Netzwerkbildung zu fördern.

Prof. Dr. Peter M. Herzig
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1 Headlineg
Bericht aus dem Workshop V – Offshore-Windenergie

Thorsten Herdan
Vizepräsident der Stiftung Offshore-Windenergie;
Geschäftsführer im Verband Deutscher  
Maschinen- und Anlagenbau e.V. (VDMA)

Der nachfolgende Workshop-Bericht entspricht  
inhaltlich, aber nicht vollständig wortgleich  
der Rede des Berichterstatters

Die Offshore-Windenergie ist ein wichtiger Baustein 
der Energiewende. Unter der Voraussetzung der not-
wendigen Kostenreduzierung bietet sie großes Potenzi-
al für eine sichere Stromversorgung mit erneuerbarer 
Energie. Der Ausbau der Offshore-Windenergie eröff-
net gleichzeitig beachtliche Perspektiven für die mari-
time Industrie, insbesondere für den Schiffbau und 
dessen Zulieferindustrie, für die Häfen und für die 
Schifffahrt. Die Förderung der Meerestechnik für die 
Offshore-Windenergie ist ein Kernaspekt des 2011 von 
der Bundesregierung ins Leben gerufenen Nationalen 
Masterplans Maritime Technologien (NMMT) zur För-
derung und Sicherung der Wettbewerbsfähigkeit der 
technologisch hoch spezialisierten deutschen Meeres-
technikbranche. Die Offshore-Windindustrie ist bereits 
zu einem wichtigen Wirtschafts- und Wachstumsfak-
tor insbesondere in den Küstenländern geworden. Die 
maritime Wirtschaft ist ein Partner der Energiewende; 
die Überwindung bestehender Herausforderungen 
liegt in ihrem Interesse.

1. Aktuelle Herausforderungen 

Ende 2012 waren in Deutschland rund 280 Megawatt 
Leistung Offshore-Windenergie installiert, europaweit 
fast 5.000 Megawatt. Derzeit sind in Deutschland sechs 
Windparks mit zusammen über 2.000 Megawatt in Bau 
und einige weitere Parks werden 2013 und 2014 mit 
dem Bau beginnen. Damit können Ende 2015 bis zu 
3.000 Megawatt installierte Leistung im Bereich Off-
shore-Windenergie in der Nord- und Ostsee am Netz 
sein, die in einem durchschnittlichen Windjahr rund 
12 TWh pro Jahr Strom einspeisen könnten (rund  
2 Prozent der derzeitigen Stromproduktion). Derzeit ist 
unsicher, zu welchem Zeitpunkt weitere Offshore-
Windparks mit dem Bau beginnen und in Betrieb ge-
hen werden. Infolge der Diskussionen im Frühjahr 
2013 um kurzfristige Änderungen im Erneuerbare 
Energien Gesetz (EEG) sahen sich Investoren nach ei-
gener Aussage gezwungen, Finanzierungszusagen und 
zukünftige Projekte in Frage zu stellen. Die Offshore-
Windindustrie wurde dadurch während der Umset-
zung der 1. Ausbaustufe sowie der Vorbereitung zur 
Realisierung von Folgeprojekten mit neuen Herausfor-
derungen konfrontiert. Die Bundesregierung hat auf 
der Achten Nationalen Maritimen Konferenz betont, 
dass die Offshore-Windenergie ein wichtiges Element 
der Energiewende ist. Vor dem Hintergrund sprechen 



sich Maritime Wirtschaft, Küstenländer und Bundesre-
gierung für eine nachhaltige Offshore-Entwicklung 
mit verlässlichen Rahmenbedingungen aus. Auch 
wenn die Gespräche zwischen Bund und Ländern zur 
Strompreis-Sicherung nicht zu einer konkreten Geset-
zesinitiative geführt haben, verbleibt nach Auskunft 
verschiedener Investoren und Betreiber eine Verunsi-
cherung auf Seiten der Investoren im Hinblick auf den 
zukünftigen Vergütungsrahmen. Vor dem Hintergrund 
würden sich Investoren nach Einschätzung der Off-
shore-Windenergiebranche bis zu der angekündigten 
grundlegenden Reform des EEG abwartend verhalten, 
mit entsprechenden Folgen bei Anlagen- und Groß-
komponentenherstellern. Entsprechend erwartet die 
Offshore-Branche kritische Situationen bei verschiede-
nen Unternehmen der herstellenden Industrie im  
Offshore-Bereich. 

Einige Workshopteilnehmer haben daher vorgeschla-
gen, für die nun kurzfristig anstehenden Investitionen 
in Offshore-Windparks , also für die sogenannte zweite 
Ausbauwelle, frühestmöglich Klarheit über die Ein-
speisevergütung zu schaffen. Insbesondere wäre es aus 
Sicht der Branche sinnvoll, dass die Bundesregierung 
die heute gesetzlich festgelegten Rahmenbedingungen 
für die Vergütung von Strom aus Offshore-Windener-
gie nochmals bekräftigt. Bereits auf dem Energiegipfel 
am 21. März 2013 bestand Konsens, dass ein Eingriff in 
den Bestand nicht geplant ist.

Verlässliche Rahmenbedingungen: 

Die Teilnehmer des Workshops V fordern die Bundes-
regierung auf, hierfür eine planbare Perspektive aufzu-
zeigen. Nur dann sei eine nachhaltige Entwicklung  
der Offshore-Windenergienutzung möglich. Anlagen- 
und Großkomponentenhersteller sowie Windpark
betreiber machen deutlich, auf kurzfristige gesetzliche 
Änderungen nicht fristgerecht reagieren zu können,  
da in der Regel zwischen der Investitionsentscheidung 
und der vollständigen Inbetriebnahme dieser Groß-
projekte bis zu fünf Jahre vergehen.

EEG- und Strommarkt-Reform: 

Die Rahmenbedingungen für die Entwicklung der Off-
shore-Windenergie sind so weiterzuentwickeln, dass 
die Kosten für den Stromverbraucher möglichst stabil 
gehalten werden und ein hohes Maß an Investitionssi-

cherheit erhalten bleibt. Die Vergütungssätze im EEG 
müssen Lern- und Skaleneffekte und damit die Reali-
sierung von Kostensenkungspotenzialen verstärkt  
anreizen. Kurzfristige Vergütungskürzungen, die in 
fortgeschrittene Projektplanungen eingreifen, oder 
rückwirkende Eingriffe in Bestandsprojekte führen aus 
Sicht der Branche zu Irritationen und Zurückhaltung 
bei Investoren. Für alle Projekte mit unbedingter Netz-
anschlusszusage sei der Vertrauensschutz zu beachten. 
Die Unternehmen weisen überdies darauf hin, dass zu 
kurzfristig angesetzte Änderungen der wirtschaftlichen 
Rahmenbedingungen zu einem Abbruch der Ausbau-
entwicklung führen können.

Die Branche bringt sich aktiv und konstruktiv in die 
Diskussion über eine EEG-Reform ein und wird eigene 
Vorschläge zur Änderung des EEG auf solider Basis 
vorlegen. Im Rahmen einer grundlegenden EEG-Re-
form stehe die Nutzung der Offshore-Windenergie 
aber auch in Konkurrenz zu anderen Technologien. Die 
maritime Wirtschaft und die Unternehmen der Off-
shore-Windenergie beabsichtigen, die bereits beauf-
tragten Studien zu Kostensenkungspotenzialen und 
zur energiewirtschaftlichen Bedeutung der Offshore-
Windenergie in den Diskussionsprozess einzubringen. 
Die Bundesregierung wird gebeten, den Dialog mit  
den Akteuren fortzusetzen und die EEG-Reform auf-
grund der langen Planungs- und Realisierungszeiträu-
me von Offshore-Windparks mittel- und nicht kurz-
fristig anzulegen. Die zentrale Grundlage für eine EEG-
Reform sollte weiterhin der EEG-Erfahrungsbericht 
sein. 

Die Unternehmen weisen darauf hin, dass die Verzöge-
rungen bei der Realisierung von Offshore-Windener-
gieprojekten gegenüber dem geplanten Ausbaupfad 
von 10 GW bis 2020 – die Branche rechnet nur noch 
mit 6 bis 8 GW – bereits zu erheblichen Reduktionen 
bei den ursprünglich eingeplanten Differenzkosten 
führen. Weitere Maßnahmen könnten aus Sicht der 
Branche zu einem Fadenriss bei der Windparkentwick-
lung führen und weitere Insolvenzen provozieren. 
Es ist derzeit nicht absehbar, welche Projekte nach 
2014/2015 mit dem Bau beginnen werden. Investoren 
haben auf der Achten Nationalen Maritimen Konfe-
renz berichtet, dass sie mit ihrer Investition zögern, 
weil es unsicher sei, ob die Anlagen rechtzeitig vor Aus-
laufen des Stauchungsmodells und vor Eintreten der  
7 Prozentigen Degression ab 2018 in Betrieb gehen 
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können. Die Teilnehmer des Workshops V bitten des-
halb die Bundesregierung und die Länder im Rahmen 
der 2014 anstehenden EEG-Reform um Überprüfung 
dieser Vergütungsabsenkung von 19 bzw. 15 Ct/kWh 
bei Inbetriebnahme im Jahr 2017 auf 13,95 Ct/kWh im 
Jahr 2018. Die Branche wird in dem Zusammenhang 
für wenige Härtefälle, die wegen der Verzögerungen 
beim Netzanschluss unverschuldet erst nach 2017 in 
Betrieb genommen werden können, zeitnah eigene 
Vorschläge unterbreiten. 

2. �Bedeutung der Offshore-Windenergie  
für die Energiewende 

Offshore-Windenergie kann aus Sicht der Teilnehmer 
des Workshops V die Systemintegration von erneuer-
baren Energien unterstützen: Mit vergleichsweise ho-
hen Jahresvolllaststunden (von 4.400 und mehr) kann 
Offshore-Windenergie insbesondere bei einer verstärk-
ten Verbindung des EEG mit anderen Strommärkten 
erheblich zur Stabilität im Versorgungssystem und da-
mit auch zur Kostenoptimierung im Gesamtsystem 
beitragen. Über die geplanten Trassen zur Höchstspan-
nungsgleichstromübertragung (HGÜ) könne Strom aus 
Offshore-Windenergie zukünftig unmittelbar in die 
Verbrauchszentren transportiert werden. Dadurch las-
sen sich möglicherweise erhebliche Kosten beim Ausbau 
des Hoch- und Mittelspannungsnetzes vermeiden.

Die Branche hält einen Ausbau der Windenergie auf 
See von 6 bis 8 GW bis 2020 für ingenieurtechnisch 
machbar und unter den derzeit geltenden Rahmenbe-
dingungen des bestehenden EEG finanzierbar. Die Off-
shore-Windenergie kann dann etwa 24 bis 36 TWh 
Strom zur Verfügung stellen, entsprechend vier bis 
sechs Prozent des deutschen Stromverbrauchs. 

Aus Sicht der Workshopteilnehmer wäre es sinnvoll, 
weiter zu untersuchen, ob und welche konkrete ener-
giewirtschaftliche Bedeutung die Offshore-Windener-
gienutzung für das Gesamtsystem insbesondere unter 
Kostengesichtspunkten mit sich bringen wird. So stellt 
sich beispielsweise die Frage, ob vor dem Hintergrund 
der vergleichsweise hohen Volllaststunden und gerin-
geren Einspeiseschwankungen andernfalls erforderliche 
Speichervolumina verringert oder ob andere Flexibili-
tätsoptionen und Träger von Systemdienstleistungen 
eingespart werden können. Die Workshop-Teilnehmer 

begrüßen vor diesem Hintergrund die Beauftragung 
einer Studie unter Moderation der Stiftung Offshore-
Windenergie zur energiewirtschaftlichen Bedeutung 
der Offshore-Windenergie.

3. ���Netzanbindung von Offshore-Windparks

Anbindung von Offshore-Windparks an das Stromnetz 
sicherstellen: 

Eine effiziente Entwicklung der Offshore-Windenergie 
in Deutschland setzt aus Sicht der Teilnehmer des 
Workshops V voraus, dass Netzausbau und Ausbau der 
Windparks aufeinander abgestimmt werden. Die Bun-
desregierung hat mit den Neuregelungen zur Offshore-
Netzanbindung einen wichtigen Schritt hin zu einer 
besseren Planbarkeit vollzogen. Mit dem Systemwech-
sel hin zu einem Offshore-Netzentwicklungsplan kann 
nun auch die Geschwindigkeit des Netzausbaus besser 
gesteuert werden. Das Bundesamt für Seeschifffahrt 
und Hydrographie hat am 22.02.2013 den Bundesfach-
plan Offshore Nordsee herausgegeben. Gelingt die  
verlässliche Umsetzung (Bereitstellung und Betrieb), ist 
ein wirksames Modell zur Steuerung auch der Off-
shore-Windparks möglich. Die Teilnehmer bitten die 
Bundesnetzagentur (BNetzA) und die Bundesregierung 
bspw. im Rahmen der AG Offshore-Netzanbindung  
innerhalb der Plattform „Zukunftsfähige Netze“ um 
Prüfung, ob die für die Nord- und Ostsee vorgesehenen 
Netzanschluss-Kapazitäten ausreichen. 

Die Workshopteilnehmer fordern die Netzbetreiber 
auf, die Anbindung von Offshore-Windparks an das 
Stromnetz sicherzustellen. Gleichzeitig sichern die 
Netztechnik-Hersteller weitere Anstrengungen zu, um 
die Verzögerungen und technischen Schwierigkeiten 
aufzufangen. Einigkeit besteht darüber, dass bei annä-
hernd gleichzeitiger Fertigstellung von Offshore-
Windparks und der jeweiligen Netzanbindung erheb
liche Effizienzpotenziale gehoben werden können. 
Hierfür eignen sich insbesondere die gesetzlich vor
gesehenen Realisierungsfahrpläne sowie Schadens-
minderungsstrategien, die zu einer deutlich höheren 
Transparenz und damit auch Verbindlichkeit führen. 
Die Spielregeln für diese beiden Instrumente müssen 
kurzfristig im Zusammenspiel zwischen Behörden, 
Netz- und Windparkbetreibern festgelegt werden. 
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Netzanbindungen rasch umsetzen: 

Mit der Schaffung der Offshore-Haftungsregelung und 
mit dem eingeleiteten Systemwechsel bei den Netzan-
bindungen bestehen aus Sicht der Teilnehmer des 
Workshops V nun geeignete Rahmenbedingungen für 
einen entschlossenen, planvollen Ausbau der Netzan-
bindungen durch die zuständigen Übertragungsnetz-
betreiber. Die Teilnehmer appellieren an die zuständi-
gen Netzbetreiber, die gesetzlich vorgeschriebene 
rechtzeitige Schaffung von Netzanbindungen nun 
nachdrücklich umzusetzen und die vorhandene Netz-
infrastruktur effizient zu nutzen.

Konverterplattformen verbinden: 

Aus Sicht der Branche wäre außerdem die Verbindung 
von Konverterplattformen unterschiedlicher Cluster 
ein weiteres wichtiges Ziel. Dies kann mittel- bis lang-
fristig für mehr Flexibilität beim Anschluss von Wind-
energie-Projekten und für eine deutlich höhere Ver-
fügbarkeit der Netzanschlüsse sorgen. 

Diskussion über eine Netz AG fortsetzen: 

Ein zentraler Punkt bei der Entwicklung der Offshore-
Netzinfrastruktur waren seit der letzten Siebten Natio-
nalen Maritimen Konferenz die Schwierigkeiten bei 
der Finanzierung der Offshore-Netze in der Nordsee. 
In diesem Zusammenhang werfen die Teilnehmer der 
Achten Nationalen Maritimen Konferenz die Frage auf, 
ob die bisherige Struktur der vier Übertragungsnetz
betreiber mit deutlich unterschiedlichen finanziellen 
Belastungen im Hinblick auf die Umsetzung strategi-
scher Netzinvestitionen, aber auch auf die Gewährung  
der Systemsicherheit sinnvoll ist. Die angestoßene  
Diskussion zur Bildung einer Netz AG sollte fort
geführt werden. Sollte sich der bestehende politische 
Rahmen für die Finanzierung des Offshore-Netzes  
als unzureichend erweisen, sollte nach Ansicht der 
Windenergie-Branche geprüft werden, inwiefern die 
KfW die Finanzierung unterstützen kann.

4. �Bedeutung der Offshore-Windenergie 

Vertrauensschutz und verbindliche Rahmenbedingungen: 
 
Zweifel an der Einhaltung von garantierten Einspeise-
vergütungen im EEG führen aus Sicht der Branche  
zu höheren Risikoprämien bei Banken, Versicherungen 
und Investoren und schließlich zu höheren Strom-  
gestehungskosten. Die Teilnehmer des Workshops V 
weisen darauf hin, dass der Ausbau der Windenergie-
nutzung auf See strukturschwachen norddeutschen 
Regionen wirtschaftliche Potenziale biete und der 
Zulieferindustrie etwa im Maschinen- und Anlagenbau 
auch im Süden und bundesweit Absatzmärkte mit  
erheblichem Exportpotenzial sichere. Weit über eine 
Milliarde Euro wurden insbesondere an den Küsten  
in Produktionsstätten für Offshore-Windenergie
anlagen und Großkomponenten, Häfen und Logistik 
und andere Infrastrukturen investiert.

Umsätze mit Offshore-Windenergieanlagen und mari-
timen Großkomponenten werden in den Statistiken 
der Windindustrie und der Werften bereits mit jeweils 
hohen dreistelligen Millionenbeträgen deutlich sicht-
bar, Exportpotenziale werden bereits gehoben. Um den 
Aufbau der Wertschöpfungskette der deutschen Off-
shore-Windindustrie nicht im Keim zu ersticken, gilt 
es aus Sicht der Branche, Vertrauensschutz für die Pro-
jekte, aber insbesondere auch für die Hersteller und 
Zulieferer zu schaffen. 

Gremienarbeit: 

Die Teilnehmer des Workshops V würdigen den Erfolg 
des AK Vernetzung, der fest im NMMT verankert ist. 
Der Arbeitskreis hat ganz erheblich zu einer intensiven 
Vernetzung der unterschiedlichen Akteure in der mari-
timen Wirtschaft zum Thema Offshore-Windenergie 
beigetragen. Eine Vielzahl weiterer Gremien unterstützt 
die Vernetzung der Offshore-Windindustrie mit der 
maritimen Wirtschaft etwa in der Standardisierung 
und Normung. Eine Fortführung der Arbeiten wird mit 
einer konsolidierten Gremienstruktur empfohlen. 

Fortschrittsbericht vorlegen: 

Die Teilnehmer des Workshops bitten die Bundes
regierung, den als NMMT-Maßnahme angekündigten 
Fortschrittsbericht „Offshore-Windenergie – Bedarf, 
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Chancen und Potenziale für Häfen und Schiffbau“ 
zeitnah vorzulegen und die Ergebnisse des Vorhabens 
OffMaster, die die Stiftung Offshore-Windenergie am 
8. Januar 2013 präsentiert hat, zu berücksichtigen. In 
dem Fortschrittsbericht sollen Fragen rund um den 
sich entwickelnden Bedarf der Offshore-Windbranche 
an Hafen- und Schiffskapazitäten geklärt und Lösungs-
möglichkeiten aufgezeigt werden. Es werden mögliche 
Hafen-Dienstleistungen, umzuschlagende Großkom-
ponenten und mögliche Logistikketten analysiert  
und dargestellt. Auch werden bestehende und geplante 
Hafenkapazitäten im Bereich der deutschen Seehäfen, 
die im Zusammenhang mit der Umsetzung von Off-
shore-Windparkprojekten stehen, berücksichtigt sowie 
Chancen, Marktpotenziale und Herausforderungen  
für deutsche Werften und die maritime Zulieferindus
trie untersucht und dargestellt. Die Teilnehmer des 
Workshops begrüßen, dass die Stiftung Offshore-
Windenergie die Untersuchungsergebnisse zeitnah 
veröffentlicht. 

Häfen für die Offshore-Windenergie: 

Die Bundesregierung wird um Unterstützung beim 
Ausbau der Hafeninfrastruktur für die Offshore-Wind-
energie gebeten. In einem gemeinsamen Gesprächs
forum der zuständigen Bundesministerien, der nord-
deutschen Länder und der Seehafenwirtschaft soll den 
Häfen die Chance eingeräumt werden, über ihre spezi-
fischen Probleme beim Ausbau der Hafeninfrastruktur 
zu berichten und über Möglichkeiten zur Unterstüt-
zung der Häfen bei deren Lösung zu diskutieren. Dabei 
wird in einem ersten Schritt zu klären sein, wie sich  
die weiteren notwendige Bedarfe an Hafenkapazitäten 
für die Offshore-Windenergie darstellen, damit die 
Ziele der Energiewende erreicht werden können. 

Schiffbau, Plattformen: 

Funktionierende, wettbewerbsfähige Finanzierungs
instrumente werden als zentrale Vorrausetzung für 
eine umfassende Wertschöpfung in der deutschen  
maritimen Wirtschaft gesehen. Die Bundesregierung 
wird gebeten, dieses Thema im Rahmen des Fort-
schrittsberichts aufzugreifen. Dabei sollten die Emp-
fehlungen der Expertengruppe „Bauzeit- und Endfi-
nanzierung von Schiffsneubauten deutscher Werften“, 
die bisher nicht verfolgt wurden, durch die Bundesre-
gierung im Hinblick auf die Finanzierung im Bereich 

Schiffbau (Errichterschiffe, Versorgungsschiffe,  
Kabelleger, Schwimmkrane, Wohn-, Umspann- und 
Konverterplattformern u. Ä.) erneut diskutiert und 
ergebnisorientiert geprüft werden. 

5. �Kostensenkungspotenziale
 
Erfahrung ist das größte Kostensenkungspotenzial.  
Eine Entwicklung ohne Unterbrechung sorgt für 
optimierte Lernkurven: 

In den kommenden Jahren ist nach Auskunft der Bran-
che ein Zubau von etwa 3 GW möglich. Mit den ver-
bindlichen Netzanschlusszusagen, die bereits vorliegen, 
können bis zu 6 GW Offshore-Windenergieleistung  
erzielt werden. Die ersten Erfahrungen fließen bereits 
in die Weiterentwicklung der Anlagen und Kompo-
nenten sowie der Logistik- und Servicekonzepte ein. 
Anlagenhersteller und Windparkbetreiber haben ver-
schiedene Möglichkeiten zur Kostensenkung benannt: 
Gewichtsreduzierung bei Großkomponenten, Erhö-
hung der Anlagenleistung und der Volllaststunden,  
Reduzierung der Anlagenkomplexität, Industrialisie-
rung der Herstellungsprozesse, Weiterentwicklung der 
Logistikkonzepte für Wartung und Installation, Ein-
satz leistungsfähiger Schiffe. Dies hat vor dem Hinter-
grund der positiven Erfahrungen in Bezug auf die  
erzielbaren Anlagenleistungen und Volllaststunden,  
die mit den kommenden Anlagengenerationen weiter 
erhöht werden können, ganz erhebliche Auswirkungen 
auf die Potenziale zur Senkung der „Total Cost of  
Energy“. 

Angesichts des hohen Kapitalbedarfs bei den Wind-
parks wie auch bei den Netzen, aber auch bei der  
Hafeninfrastruktur und Logistik, liegt eine langfristig 
angelegte stabile Entwicklung im Interesse aller Betei-
ligten. Um die Kostensenkungspotenziale zu heben, 
ist es aus Sicht der Teilnehmer des Workshops V erfor-
derlich, dass der weitere Ausbaupfad eine klare Pers-
pektive erhält, dass der Ausbau in Deutschland nicht 
abreißt und kontinuierlich und möglichst gleichmäßig 
verläuft. Die europäische Entwicklung der Offshore-
Windenergie kann dabei die Realisierung entsprechen-
der Kostensenkungen auch in Deutschland mit  
vorantreiben, wird aber aus Sicht der Branche nicht 
ausreichen, um den Herstellern und Zulieferern in 
Deutschland Projektpipelines zu sichern, die substan
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tielle Kostensenkungen ermöglichen. Erst mit der 
zweiten Ausbauwelle und der zweiten Anlagengene
ration werden spürbare Kostensenkungen realisiert 
werden können. 

Ganz erheblich sollten die Kostensenkungen dann An-
fang des nächsten Jahrzehnts werden, vor allem durch 
verstärkte Standardisierung und Industrialisierung  
der Projektabläufe, insbesondere im Bereich der Logis-
tik und der Fundamente sowie durch Erhöhung der 
Verfügbarkeit und anlagenseitige Ertragsoptimierungen. 
Weitere Potenziale werden im Abbau von administra
tiven Hemmnissen gesehen und indem Windpark
betreiber z. B. bei Wartung und Betrieb oder im Rahmen 
der Unfallvorsorge und Notfallversorgung ein stärkere 
Zusammenarbeit organisieren.
 
Die Größenordnung möglicher Einsparungen bei den 
Gesamtinvestitionskosten lässt sich noch nicht verläss-
lich abschätzen. Daher wird die Durchführung der von 
der Stiftung Offshore-Windenergie mit wesentlichen 
Stakeholdern gemeinsam beauftragten Studie zu den 
möglichen Kostensenkungspotenzialen von allen Teil-
nehmern des WS V begrüßt. Die Veröffentlichung ist 
für den Sommer 2013 vorgesehen. 

Forschungsprojekte: 

Die Offshore-Windindustrie geht mit der Maritimen 
Wirtschaft konkrete Projekte auch im Bereich von For-
schung und Entwicklung an, um Kostensenkungspo-
tenziale zu generieren und zu dokumentieren. Im Rah-
men des zeitlich und örtlich differenzierten Offshore-
Testfelds können bspw. Forschungsvorhaben im 
Bereich Materialforschung bei Fundamenten oder bei 
Rotorblättern im Bereich der Entwicklung von Logis-
tik-Konzepten auf den Weg gebracht werden.

6. �Beschäftigung im Bereich der Offshore-
Windenergie

 
Stark schwankender Ausbaupfad gefährdet Arbeitsplätze: 

Bundesweit wurden im Bereich der Offshore-Wind-
energie 2012 nach Erhebungen des DIW für das BMU 
direkt und indirekt über 18.000 Menschen Arbeitsplätze 
aufgebaut bzw. gesichert, die in den letzten Wochen 
und Monaten teilweise wieder abgebaut werden muss-

ten bzw. bedroht sind. Daher könnte aus Sicht der IG 
Metall eine qualitative Ausweitung der Kurzarbeitsre-
gelung auf 24 Monate für die Industriebetriebe des 
Offshore-Clusters geprüft werden. Neben Fragen zur 
Aus- und Weiterbildung zur Deckung des weiterhin 
bestehenden Fachkräftebedarfs spielten für die Branche 
seit der letzten NMK Arbeitszeiten und Arbeitsschutz, 
etwa beim Einsatz auf Installations- oder Wartungs-
schiffen und zur Vermeidung von Arbeitsrisiken, eine 
wachsende Rolle. Herausforderungen der jungen  
Branche gilt es dabei zu meistern, ohne überbordende 
administrative Hemmnisse, etwa im Arbeitsrecht,  
aufzubauen. Arbeitnehmervertreter weisen auf pha-
senweise hohe Leiharbeitsquote und vergleichsweise 
niedrige Ausbildungsquote im Bereich der Offshore-
Windenergienutzung hin. Sie begründet sich aus Sicht 
der Offshore-Windindustrie vor allem durch die rasche 
Wachstumsphase der letzten Jahre. 

Schnittstellen und Verantwortung bei der Notfall
rettung definieren: 

Insgesamt waren sich die Teilnehmer des Workshops V 
darüber einig, dass sich die Beteiligten zeitnah über  
die Schnittstellen zwischen staatlicher Daseinsvorsorge 
und unternehmerischer Verantwortung bei Notfällen, 
Unfällen und im Rettungswesen verständigen müssen. 
Auch sollte Einigung zwischen Bund und Ländern 
über die Zuständigkeit im Zusammenhang mit dem 
Rettungswesen in der AWZ erzielt werden. Die Teil
nehmer des Workshops V bitten Bund und Länder des-
halb mittelfristig um eine gesetzliche Klarstellung zu 
diesen Fragen. Die Teilnehmer des Workshops V sehen 
hier zwar eine gewisse Regelungslücke, die durch eine 
maritime Sicherheitspartnerschaft zwischen den Betei-
ligten aber zumindest übergangsweise geschlossen 
werden könnte. Vor diesem Hintergrund begrüßen die 
Teilnehmer des Workshops V die Gründung eines  
Runden Tisches „Maritime Sicherheitspartnerschaft“, 
zu deren konstituierenden Sitzung die Stiftung Off-
shore-Windenergie am 7. März 2013 eingeladen hatte. 
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7. �Innovation, Internationale Vorschriften 
und Normen 

Technische Sicherheitsstandards für Errichterschiffe und 
Servicefahrzeuge international verbindlich machen: 

Die maritime Wirtschaft hat im Rahmen der Fachgrup-
pe „Internationale Vorschriften und Normung“ unter 
dem Dach der Stiftung Offshore-Windenergie einen 
technischen Sicherheitsstandard für Errichterschiffe 
und Servicefahrzeuge entwickelt und über den euro
päischen Schiffbauverband CESA und den internatio-
nalen Reederverband ICS in die internationale Vor-
schriftenentwicklung eingebracht. Auf der 57. Sitzung 
des Sub-Committees „Ship Design and Equipment“  
der Internationalen Seeschifffahrts-Organisation (IMO) 
konnte kein Einvernehmen zum weiteren Vorgehen 
erzielt werden. Die von der Industrie eingeforderte 
Einrichtung einer deutschen Arbeitsgruppe wurde 
nicht unterstützt. Unter den Teilnehmern des Work-
shops V der Achten Nationalen Maritimen Konferenz 
bestand Einvernehmen, gemeinsam um weitere Unter-
stützer unter den IMO-Mitgliedsstaaten und weiteren 
Nicht-Regierungsorganisationen zu werben. Das  
Bundesverkehrsministerium hat zugesichert, das  
weitere Verfahren aktiv zu unterstützen.

Fahrgastschiffsrichtlinie notifizieren: 

Die Teilnehmer des Workshops V der Achten Nationalen 
Maritimen Konferenz begrüßen die am 8. Januar 2013 
gegebene Zusicherung der Bundesregierung, umgehend 
bei der Europäischen Kommission eine Ausnahme
genehmigung nach Fahrgastschiffsrichtlinie zu notifi-
zieren, um Servicefahrzeuge für mehr als 12 Wind-
energieanlagentechniker zuzulassen. Der zügige  
Abschluss dieses Verfahrens ist entscheidend für die 
Entwicklungsperspektiven von deutschen Reedern 
und Schiffbauern.

Internationale Harmonisierung: Im internationalen 
Wettbewerb müssen bei der Erarbeitung von Standards 
Kostenaspekte stärker von allen Beteiligten berück-
sichtigt werden. So weit als möglich sollten sich alle  
Beteiligten für eine internationale Harmonisierung 
von Standards einsetzen. 

Die Teilnehmer des Workshops V begrüßen, dass die 
Bundesregierung Standardisierungsbestrebungen  
insbesondere auch von Großkomponentenherstellern 
und Werften mit dem Ziel der Kostensenkung unter-
stützt; effizientere Vorschriften sind für kosteneffizien-
tere Fundamente und kosteneffiziente Schiffskapazi
täten erforderlich. Die Sicherheit darf dabei nicht  
gefährdet werden. Nationale Standards sind unter  
Berücksichtigung von Kosteneffekten zu prüfen, mit 
Standards anderer Länder abzugleichen und möglichst 
frühzeitig zu internationalisieren. 
 
Die NMK ruft alle Beteiligten aus Industrie und Ver-
waltung auf, im Bereich Offshore-Windenergie  
möglichst internationale und industrielle Standards 
zur Senkung der Kosten und Optimierung der Off-
shore-Windenergieprojekte durchzusetzen, deutsche 
Sonderwege zu vermeiden und den Zertifizierungs
aufwand zu reduzieren.

Design und Genehmigung von Offshore-Strukturen 
optimieren: 

Bei Offshore-Strukturen wie Gründungen und Platt-
formen sind noch Regelungslücken zu schließen (z. B. 
offshore-spezifische Erweiterungen und Ergänzungen 
der einschlägigen Eurocodes) und ein eindeutiges  
und nutzerfreundliches Vorschriften- und Normungs-
regime zu entwickeln. 

Offshore-Erfahrungen aus der Öl- und Gasindustrie 
nutzen: 

Nicht für alle Strukturtypen und Bauformen werden 
spezifische Offshore-Windenergiestandards benötigt. 
Bei Entwurf, Genehmigung und Bau von nicht strom-
erzeugenden Offshore-Strukturen wie Umspann-  
und Konverterplattformen oder Wohnmodulen sollte 
es weiterhin möglich sein, Offshore-Erfahrungen  
aus der Öl- und Gasindustrie zu nutzen. Allerdings gilt 
es auch hier, die Kosten im Blick zu behalten. Nicht  
alle Anforderungen an Öl- und Gas-Technologien sind 
bei Offshore-Windenergieplattformen vergleichbar.
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Zertifizierungsaufwand reduzieren und -prozesse 
optimieren: 

Bei Plattformen und Gründungsstrukturen konnte  
aus Sicht von betroffenen Betreibern, Werften und  
Zulieferunternehmen noch kein ausreichend effizien-
ter Zertifizierungsprozess etabliert werden. Zeitauf-
wand und Kosten der Zertifizierung werden als deut-
lich zu hoch eingeschätzt. Die Zusammenarbeit mit 
den Zertifizierern ist zielorientiert zu optimieren.

Forschung und Entwicklung vorantreiben: 

Mit Forschung und Entwicklung lassen sich gezielt 
Technologien entwickeln, die für Planung und Installa-
tion sowie für Betrieb und Wartung von Offshore- 
Anlagen benötigt werden, um Kosten zu senken, die  
Sicherheit zu erhöhen sowie die Risiken zu minimie-
ren. Die Teilnehmer des Workshops V empfehlen, dass 
zu diesem Zweck eine enge Kooperation der Offshore-
Windenergie mit der maritimen Branche im AK Ver-
netzung in konkreten FuE-Projekten umgesetzt wird 
und von BMU und BMWi möglichst auch gemeinsam 
unterstützt wird. Es wird um Prüfung gebeten, inwie-
fern dazu eine engere Abstimmung zwischen den bei-
den FuE-Programmen „Erneuerbare Energien“ und 
„Maritime Technologien der nächsten Generation“  
ermöglicht werden kann. Auch wird empfohlen, dass 
die etablierten Gremien und Arbeitsgruppen um  
FuE-Vertreter beider Branchen erweitert werden.

Die Teilnehmer des Workshops V fordern eine stärkere 
Unterstützung der angewandten Offshore-Windener-
gieforschung, u. a. zur Realisierung von Kostensen-
kungspotenzialen und für die Förderung von techno-
logischen Fortschritten und Innovationen, die die 
Wettbewerbsposition Deutschlands im Bereich Off-
shore-Wind stärken. 

Das Konzept für ein mögliches modulares Offshore-
Testfeld, das als Maßnahme im NMMT festgelegt wur-
de, wird in enger Abstimmung mit der Offshore-Wind-
industrie erarbeitet. Notwendig ist ein stärkeres und 
konkretes Engagement der Industrie für Forschungs-
maßnahmen möglichst mit branchenweiter Übertrag-
barkeit innovativer Ergebnisse der Vorhaben. 

8. Umwelt-/Natur- und Artenschutz

Die Teilnehmer des Workshops empfehlen, dass die 
maritime Wirtschaft bei der Erarbeitung des Schall-
schutzkonzeptes in einem fairen und transparenten 
Stakeholder-Beteiligungsverfahren eng beteiligt wird. 
Die Windbranche fordert, dass in dem Konzept inter-
nationale Benchmarks berücksichtigt werden müssen. 
Hersteller und Betreiber sowie Logistiker sind bereit, 
ihre Erfahrungen in die Konzeptentwicklung noch 
stärker als bisher einzubringen. Dann können aktuelle 
und neue Entwicklungen und Erfahrungen mit Schall-
schutzmaßnahmen in dem Schallschutzkonzept 
berücksichtigt werden. 
Neue Fundamentierungsverfahren können dabei zu 
erheblichen Schallreduzierungen führen. Die Offshore-
Windindustrie und die Maritime Wirtschaft werden 
vor dem Hintergrund aufgefordert, sich weiter intensiv 
an der Forschung und Entwicklung im Bereich Schall-
schutz und schallarme Gründungsstrukturen wie z. B. 
Schwerkraftfundamenten, Bohrverfahren für Großmo-
nopiles zu beteiligen und schallmindernde Konzepte 
weiterzuentwickeln.

Thorsten Herdan
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1 Headlineg
Bericht aus Workshop VI – Klima und Umweltschutz im Seeverkehr

Prof. Dr. Dr. h.c. Peter Ehlers
Deutscher Nautischer Verein von 1868 e.V. (DNV)

Der nachfolgende Workshop-Bericht entspricht  
inhaltlich, aber nicht vollständig wortgleich  
der Rede des Berichterstatters

Der Workshop VI hat sich erneut als geeignete Platt-
form erwiesen, um zu Fragen des Klima- und Umwelt-
schutzes im Seeverkehr einen nationalen Konsens  
zwischen den Beteiligten (Bundesregierung, Deutscher 
Bundestag, Küstenländer, Seeverkehrs- und Hafen
wirtschaft, Schiffbau- und Zulieferindustrie, Natur- 
und Umweltschutzverbände sowie Forschung) zu er-
zielen. Aufbauend auf den Ergebnissen der Sechsten 
und Siebten Nationalen Maritimen Konferenz und  
deren Umsetzung hat der Workshop Maßnahmen  
erörtert, die den Klima- und Umweltschutz im Seever-
kehr durch die Reduzierung von Treibhausgasen und 
Luftschadstoffen weiter fördern und zugleich den 
Wirtschafts- und Technologiestandort Deutschland 
stärken. Der Themenkreis wird in erster Linie interna-
tional reguliert, so dass die Diskussionen über die Fort-
entwicklung mit dem Verhandlungsfortschritt in der 
Internationalen Seeschifffahrts-Organisation (IMO) 
und EU eng verknüpft sind. Vor diesem Hintergrund 
wurde dieser Workshop erstmalig auch mit Beteiligung 
der EU-Kommission (KOM) durchgeführt. Deutschland 
konnte seine Interessen in den vergangenen Jahren  
sowohl im Bereich Luftschadstoffe als auch im Klima-
schutz platzieren und proaktiv zu den Beschlüssen  
der IMO beitragen. 
 

I. Klimawandel

Die Vermeidung und Reduzierung von Treibhausgas-
emissionen ist ein zentrales Element der Klimapolitik. 
Die Seeschifffahrt ist – bezogen auf CO2-Emissionen 
pro Transporteinheit – der klimafreundlichste aller 
Verkehrsträger. Aber die Beteiligten sind sich einig, 
dass die Seeschifffahrt ihre Emissionen weiter reduzie-
ren wird. Sie streben weltweit einheitliche und durch-
setzbare Regelungen an, um einen effektiven Klima-
schutz zu gewährleisten und gleichzeitig Wettbewerbs-
verzerrungen zu vermeiden. Die am besten geeignete 
Plattform zur Erarbeitung solcher weltweit gültiger 
Regelungen ist die IMO als die maritime Fachorganisa-
tion der Vereinten Nationen, die durch die Klima
rahmenkonvention explizit aufgefordert ist, Klima-
schutzmaßnahmen zu entwickeln. Bundesregierung 
und deutsche maritime Wirtschaft engagieren sich  
in der IMO mit Nachdruck für den Meeresumwelt- 
und Klimaschutz, um die Schifffahrt als nachhaltigen 
und umweltfreundlichen Verkehrsträger weiterzu
entwickeln. 



II. Erste Erfolge im Klimaschutz

Im IMO-Rahmen wurden erste wichtige Erfolge zum 
Klimaschutz in der Seeschifffahrt erzielt: Mit maßgeb-
licher deutscher Unterstützung beschloss der IMO-
Meeresumweltausschuss (MEPC) im Jahr 2010 Vor-
schriften für die Verbesserung der Energieeffizienz von 
Schiffsneubauten (Energy Efficiency Design Index – 
EEDI) im Segment der Standard-Schiffstypen. Dieses 
technische Instrument ermöglicht die Berechnung 
und Vergleichbarkeit der Energieeffizienz neuer Schiffe 
und wird zu CO2-Reduktionen führen. Die Einbezie-
hung weiterer spezialisierter Schiffstypen in das EEDI-
Regelwerk wird derzeit in der IMO vorbereitet. Von  
besonderer Bedeutung für die deutsche Schiffbau
industrie sind spezifische Regelungen für RoRo- und 
Passagierschiffe auf schiffstechnisch korrekter Grund-
lage wie sie z. B. von Schweden, Deutschland und  
dem europäischen Schiffbauverband (CESA) gemein-
sam in die IMO eingebracht wurden. 

1.	 Die weitere Ausgestaltung des EEDI-Regelwerks 
zur Verbesserung der Energieeffizienz neuer 
Schiffe muss mit Nachdruck vorangetrieben  
werden, insbesondere durch die Einbeziehung 
weiterer Schiffstypen (RoRo-Schiffe, Passagier-
schiffe, kleinere Schiffe). 

Im Zusammenhang mit der Einführung des EEDI wur-
de die Erarbeitung einer Resolution zur technologi-
schen Zusammenarbeit und zum Technologietransfer, 
insbesondere in Hinblick auf Entwicklungsländer, ver-
einbart. Die Beteiligten unterstützen die Entwicklung 
dieser Resolution. 

2.	 Die Beteiligten treten für die Unterstützung von 
Entwicklungsländern bei der Umsetzung von  
IMO-Vorgaben zur Energieeffizienz ein, insbeson-
dere für am wenigsten entwickelte Länder und 
kleine Inselstaaten. Bei Technologietransfers 
müssen die Rechte zum Schutz des geistigen  
Eigentums gewahrt werden. 

III. Weitere Klimaschutzmaßnahmen

Die IMO bereitet eine Aktualisierung ihrer Treibhaus-
gasstudie vor, um für weitere Klimaschutzmaßnahmen 
die Emissionen der Seeschifffahrt genauer und mit we-
niger Unsicherheiten beziffern zu können. 

3.	 Die Beteiligten setzen sich für die Aktualisierung 
der IMO-Treibhausgasstudie ein, um zukünftige 
Entscheidungen auf einer verlässlichen Daten
basis fällen zu können. 

Parallel zur IMO-Arbeit laufende Überlegungen zur 
Einführung regionaler Reduktionsmechanismen auf 
EU-Ebene werden von deutscher Seite kritisch-konst-
ruktiv begleitet. Gleichwohl präferieren die Beteiligten 
die Einführung weltweiter Regelungssysteme, insbe-
sondere einer weltweiten marktbasierten Maßnahme 
(MBM), um Wettbewerbsverzerrungen zu vermeiden 
und einen effektiven Klimaschutz zu gewährleisten. 
Die KOM hat angekündigt, im Frühjahr 2013 zunächst 
einen Vorschlag für die Einführung eines einfachen 
und praktikablen europäischen Monitoring- und Be-
richtssystems auf Basis des Treibstoffverbrauchs vorzu-
legen. Aus deutscher Sicht hat ein weltweites Monito-
ring- und Berichtssystem für den Kraftstoffverbrauch 
von Schiffen Priorität vor einem regionalen Ansatz. 
Der Vorschlag der KOM sollte daher die Kompatibilität 
mit den Verhandlungen in der IMO beachten. Eine  
positive Rolle kann die EU vor allem bei der Impuls
gebung für technische Innovationen und bei Pilot
projekten spielen. 

4.	 Die Beteiligten treten ein für ein weltweites Mo-
nitoring-System zur Erfassung von CO2-Emissio-
nen der Seeschifffahrt. Doppelbelastungen durch 
unterschiedliche Anforderungen an ein Monito-
ring auf IMO- und EU-Ebene sind zu vermeiden. 

5.	 Die Beteiligten werden die Diskussionen über ei-
nen regionalen Ansatz der EU zum Monitoring 
kritisch-konstruktiv begleiten. Bei der Gestaltung 
eines regionalen Monitoring-Systems müssen 
Nachteile für die europäische maritime Wirt-
schaft vermieden werden. 

Während mit dem EEDI die CO2-Emissionen neuer 
Schiffe reduziert werden, wird in der IMO auch nach 
Klimaschutzmaßnahmen für die Bestandsflotte ge-
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sucht, um weitere CO2-Reduktionen in der Seeschiff-
fahrt zu erreichen.

6.	 Die Beteiligten setzen sich in der IMO für die Ent-
wicklung weiterer technischer und betrieblicher 
Maßnahmen zur CO2-Reduktion ein. Diese sind 
bei der Ausgestaltung marktbasierter Maßnah-
men zu berücksichtigen, um Doppelbelastungen 
für die Seeverkehrswirtschaft zu vermeiden. 

Zusätzlich zu den technischen (EEDI) und operativen 
(SEEMP) Maßnahmen setzen sich die Beteiligten für 
die Einführung einer MBM in der IMO ein. Allerdings 
sind die diesbezüglichen Verhandlungen aktuell durch 
einige Entwicklungsländer blockiert. Grundsätzlich 
gibt es verschiedene Modelle zur Ausgestaltung einer 
MBM, die in der IMO bewertet werden müssen. Die Be-
teiligten setzen sich für die Beauftragung einer Studie 
zur Bewertung dieser Modelle ein. Die Beteiligten sind 
sich einig, dass eine MBM effektiv und kosteneffizient 
gestaltet werden und gleichzeitig Anreize für Innovati-
onen schaffen muss. In der IMO werden weiterhin ein 
von der Bundesregierung präferiertes offenes weltwei-
tes Emissionshandelssystem sowie alternativ ein bun-
kerabgabebasiertes Minderungsmodell diskutiert. Un-
abhängig davon werden freiwillige Anreizsysteme zur 
CO2-Reduktion sowohl von der Hafen- als auch von 
der Seeverkehrswirtschaft bereits angewendet. Ein Bei-
spiel dafür ist die Initiative der Clean Cargo Working 
Group, an der Logistik- und Seeverkehrsunternehmen 
beteiligt sind. Bei der Entwicklung möglicher weiterer 
freiwilliger Instrumente ist allerdings darauf zu achten, 
dass sie mit bestehenden verpflichtenden und in der 
Diskussion befindlichen Maßnahmen vereinbar sind.

7.	 Die Beteiligten fordern die schnellstmögliche 
Identifizierung der am besten geeigneten MBM in 
der IMO und setzen sich für eine vergleichende 
Studie ein. Eine MBM soll effektiven Klimaschutz 
erzielen und kosteneffizient umgesetzt werden. 
Zudem muss eine verbindliche MBM die Ver
meidungstechnologie offenlassen und damit 
Innovationen anregen. 

Thematisiert wird in der IMO als langfristige Strategie 
außerdem die Verwendung möglicher Einnahmen,  
die aus einer MBM generiert werden könnten. Durch 
die derzeitige Verhandlungsblockade ist diese Debatte 
in den Hintergrund gerückt. Es wird diskutiert, gezielt 

Klimaschutzprojekte in Entwicklungsländern zu finan-
zieren, um auf diese Weise Lasten, die durch eine MBM 
entstehen würden, abzufedern und Akzeptanz für die 
Einführung einer MBM zu erzeugen. Einnahmen 
könnten auch in Forschung und Entwicklung im mari-
timen Sektor fließen. Nach den Schlussfolgerungen  
des Europäischen Rats für Wirtschaft und Finanzen 
(ECOFIN), könnten Erlöse aus Klimaschutzmaßnah-
men im internationalen Flug- und Seeverkehr unter 
Berücksichtigung der nationalen Haushaltsregeln  
unter anderem auch als Finanzierungsquellen für den 
Klimaschutz verwendet werden.

8.	 Die Beteiligten setzen sich dafür ein, dass mög
liche Einnahmen aus einer weltweiten MBM  
verwendet werden können:

	 • 	� zu Klimaschutzzwecken in Entwicklungs
ländern, wobei eine Förderung gezielt den 
ärmsten Ländern zugutekommen sollte;

	 • 	� im maritimen Sektor für Forschung und  
Entwicklung zu Klimaschutz und Anpassung 
an den Klimawandel;

	 • 	� für einen Beitrag zur internationalen Klima
finanzierung (z. B. Green Climate Fund). 

Die internationale Seeschifffahrt emittiert neben CO2 
weitere klimaschädliche Stoffe. So wurde das sog. 
„Black Carbon“ als ein hoch klimawirksamer Bestand-
teil der Partikelemissionen identifiziert, weil es u. a. 
durch seine lichtabsorbierenden Eigenschaften insbe-
sondere in polaren Regionen negative Auswirkungen 
hat. Die absehbar zunehmende Nutzung arktischer  
Gewässer durch die Schifffahrt könnte die Black 
Carbon-Emissionen erhöhen. Die IMO hat das Thema 
aufgegriffen und erörtert derzeit Definition, Mess
verfahren und mögliche Minderungsmaßnahmen.  
Klimaeffekte durch andere Schiffsemissionen, z. B. 
Stickoxide, werden derzeit erforscht, um eine Beur
teilung und Quantifizierung zu ermöglichen.

9.	 Die Beteiligten unterstützen die IMO-Aktivitäten 
zur Definition und Erfassung weiterer klimawirk-
samer Schadstoffe, insbesondere Black Carbon, 
mit dem Ziel, erforderlichenfalls Reduktionsmaß-
nahmen zu entwickeln. 
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IV. Polar Code

Angesichts des fortschreitenden Klimawandels werden 
die polaren Regionen zunehmend durch die Seeschiff-
fahrt genutzt. Um den besonderen Schutzerfordernissen 
dieser Seegebiete Rechnung zu tragen, müssen die  
Regelungen des IMO-Polar Codes durch Änderung  
bestehender Abkommen (insbesondere SOLAS und 
MARPOL) verbindlich ausgestaltet werden. Dabei  
ist darauf zu achten, dass dies einheitlich und mög-
lichst wettbewerbsneutral geschieht.

10.	 Die Beteiligten werden die Gestaltung des Polar 
Codes als verpflichtendes Instrument in der IMO 
unterstützen und darauf hinwirken, dass nur  
für die besonderen Bedingungen der Arktis und 
Antarktis geeignete Schiffe Zugang zu diesen  
abgelegenen, klimatisch und ökologisch beson-
ders sensiblen Regionen erhalten. 

V. Anpassung an den Klimawandel

Neben allen notwendigen Klimaschutzmaßnahmen 
muss angemessen und rechtzeitig auf den bereits  
stattfindenden Klimawandel reagiert werden. Für die 
erforderlichen Anpassungsmaßnahmen müssen  
wissenschaftliche Grundlagen erarbeitet werden. Das 
zunächst bis 2013 begrenzte Forschungsprogramm 
KLIWAS des Bundesministeriums für Verkehr, Bau und 
Stadtentwicklung entwickelt dazu Anpassungsstrate
gien für Wasserstraßen und Schifffahrt. 

Zwischenergebnisse zum Meeresbereich zeigen, dass 
sich die Nordsee bis zum Ende des 21. Jahrhunderts um 
ca. 2° C erwärmen wird. Die Erwärmung der Ostsee 
wird mit ca. 3,5° C sogar noch deutlich höher ausfallen. 
Der Beitrag der erhöhten Wassertemperatur der Ozea-
ne zum Anstieg des Meeresspiegels liegt über die letz-
ten 100 Jahre bei ca. 25 bis 30 cm für die Nordsee und 
bei 30 bis 35 cm in der Ostsee. Für die Sicherheit sowohl 
des Schiffsverkehrs als auch der Küsten ist die zukünf-
tige Entwicklung der Stürme maßgeblich. Eine Fort-
führung von KLIWAS ist auch nach 2013 notwendig, 
um noch vorhandene Wissenslücken zu schließen  
sowie neue wissenschaftliche Erkenntnisse einzube
ziehen und Anpassungsstrategien zu konkretisieren. 

11.	 Die Bundesregierung wird aufgefordert, die  
erfolgreiche Arbeit des Forschungsprogramms 
KLIWAS fortzusetzen. In einem Folgeprogramm 
sollten:

	 • 	� für Seeschifffahrt und Küstenbereich anwen-
dungsorientierte Anpassungsoptionen ent
wickelt und

	 • 	� darauf abgestimmte Anpassungsszenarien  
entwickelt werden, die eine Kosten-Nutzen-
Rechnung einbeziehen;

	 • 	� Unsicherheiten, zum Beispiel bezüglich  
Klimaprojektionen und Anpassungsoptionen,  
angemessen berücksichtigt werden. 

VI. Luftschadstoffe

Mit der Überarbeitung von Anlage VI des MARPOL-
Übereinkommens wurden wichtige Verbesserungen 
des Umwelt- und Gesundheitsschutzes erreicht durch 
die weitere Reduktion von Luftschadstoffemissionen 
der Seeschifffahrt. Über regionale Organisationen wie 
die Helsinki-Kommission (HELCOM) wird die Aus
weisung zusätzlicher Sondergebiete für Stickoxidemis-
sionen vorbereitet. Auch für die Nordsee wird eine  
derartige Ausweisung erwogen.

12.	 Die Beteiligten unterstützen weitere Maßnahmen 
zur Emissions-Reduktion in der Seeschifffahrt  
zur Verbesserung des Umwelt- und Gesundheits-
schutzes. 

Für einen möglichst effektiven Umwelt- und Gesund-
heitsschutz sowie zur Vermeidung von signifikanten 
Verkehrsverlagerungen und Wettbewerbsverzerrungen 
streben die Beteiligten möglichst einheitliche Grenz-
werte für alle europäischen Gewässer an. Dem müssen 
verkehrs- und umweltpolitische Folgenabschätzungen 
vorausgehen.

13.	 Die Beteiligten fordern einheitliche Schadstoff-
grenzwerte in allen europäischen Gewässern. 

 
Im Zusammenhang mit der laufenden Diskussion  
um die Auswirkungen der Verschärfung der Schwefel-
grenzwerte für Schiffsbrennstoffe in den Schwefel
emissions-Überwachungsgebieten (SECA) wird im 
Rahmen des sog. Strukturierten Dialogs zwischen der 
Bundesregierung und der Maritimen Wirtschaft weiter 
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nach Möglichkeiten gesucht, unerwünschte Verkehrs-
verlagerungen zu vermeiden. Dabei steht die Förde-
rung der Nachrüstung von Abgasentschwefelungsan
lagen an Bord von Bestandsschiffen sowie die Suche 
nach Reedereien, die bereit sind, frühzeitig Technolo
gien zu installieren, im Vordergrund. Dabei scheint  
weniger die Verfügbarkeit von Technologien, sondern  
eher die Finanzierung der Nachrüstung ein Problem  
zu sein.

14.	 Zur Vermeidung signifikanter Verkehrsverlage-
rungen soll der Strukturierte Dialog zwischen 
Bundesregierung und maritimer Wirtschaft  
ergebnisorientiert fortgesetzt werden. Ein ge-
meinsames Ziel ist die Durchführung von geeig-
neten Projekten zur Nachrüstung bestehender 
Schiffe mit Abgasentschwefelungsanlagen. Die 
Seeverkehrswirtschaft fordert eine flächende-
ckende Förderung solcher Nachrüstungen, deren 
Umsetzung im Rahmen bestehender Programme 
zu prüfen ist. 

VII. �Neue Brennstoffe und innovative 
Motorentechnologien

Bei der Einhaltung bestehender und kommender  
Umweltanforderungen spielen Schiffsbrennstoffe eine 
zentrale Rolle. Erste Anwendungen belegen, dass  
gasförmige Brennstoffe – insbesondere verflüssigtes 
Erdgas (Liquified Natural Gas – LNG) – ein großes Po-
tenzial zur weiteren Reduzierung von Luftschadstoffen 
bieten. Um die Nutzung neuer Brennstoffe zu ermög
lichen, muss der bestehende Rechtsrahmen angepasst 
werden. Die IMO entwickelt Sicherheitsvorschriften 
für den Umgang und die Nutzung gasförmiger Brenn-
stoffe (IGF-Code), die durch eine Änderung des SOLAS-
Übereinkommens verpflichtend gestaltet werden sol-
len. Die Beteiligten betonen, dass die Vorschriften  
den Sicherheitsanforderungen genügen, aber zugleich 
auch Praktikabilität gewährleisten müssen. Sie erken-
nen die Fortschritte in der Motorentechnologie an,  
die zur Verringerung des Methanschlupfs geführt  
haben. Die Verwendung neuer Schiffsbrennstoffe setzt 
die notwendige landseitige Infrastruktur voraus, die 
mit hohem Investitionsbedarf für alle Beteiligten ver-
bunden ist.

15.	 Seeverkehrs- und Hafenwirtschaft sowie Schiff-
bau- und Zulieferindustrie fordern die Bundes
regierung auf, sich für die Schaffung verlässlicher 
Rahmenbedingungen und die Harmonisierung 
der Vorschriften für die Verwendung von LNG 
einzusetzen. 

Mit der Entwicklung innovativer Antriebstechnologien 
wie Abwärmenutzung, Mehrfachaufladung oder Dual-
Fuel-Motoren erschließt die Schiffbau- und Zuliefer
industrie Potenziale für weitere Emissionsreduktionen. 
Die Herausforderung besteht darin, Effizienzverbesse-
rungen zu erreichen und ständig weiter auszubauen. 
Gleichzeitig muss der für den Einsatz innovativer 
Technologien geltende Rechtsrahmen entwickelt,  
angepasst oder erweitert werden. Die Weiterentwick-
lung der Rahmenbedingungen muss nicht nur die  
Belange des Umwelt- und Klimaschutzes berücksich
tigen, sondern auch den Unternehmen der Seever-
kehrswirtschaft, der Schiffbau- und Zulieferindustrie 
erfolgreiches Wirtschaften ermöglichen.

16.	 Die Bundesregierung setzt sich weiter für die 
Schaffung verlässlicher Rahmenbedingungen für 
die Nutzung innovativer Technologien ein. 

VIII. Forschungsförderung

Voraussetzung für innovative Technologien und  
Antriebskonzepte ist eine vitale Forschungslandschaft. 
Das Bundesministerium für Wirtschaft und Technolo-
gie (BMWi) leistet im Rahmen der Forschungsförde-
rung u. a. mit dem Programm „Maritime Technologien 
der nächsten Generation“ einen wichtigen Beitrag zur 
Entwicklung und Verwendung alternativer Antriebe, 
Hilfsantriebe und Brennstoffe. Diverse Projekte zur  
Reduktion von Luftschadstoffemissionen von Seeschif-
fen werden bereits durchgeführt. Die maritime Wirt-
schaft hat ein großes Interesse an der Nutzung der 
BMWi-Innovationsförderung „Innovativer Schiffbau 
sichert wettbewerbsfähige Arbeitsplätze“. Dieses Inst-
rument sollte aufgrund seiner großen Bedeutung für 
die Erreichung von Umwelt- und Klimaschutzzielen 
und die Wettbewerbsfähigkeit der Branche über das 
vorgesehene Auslaufen des sektoralen EU-Schiffbau-
rahmens hinaus in den horizontalen FEI-Rahmen bzw. 
die Allgemeine Gruppenfreistellungsverordnung  
überführt werden. Darüber hinaus sollten Fördermög-
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lichkeiten des Bundesministeriums für Umwelt, Natur-
schutz und Reaktorsicherheit zu Pilotinstallationen in 
einem breiten Schiffstypenspektrum sowie der Einbau 
von Systemen, die geeignet sind, gesetzliche Umwelt-
schutzanforderungen vorfristig oder überzuerfüllen, 
genutzt werden. Die Beteiligten wurden aufgefordert, 
bestehende europäische Förderinstrumente (z. B.  
Transeuropäische Netze – TEN) verstärkt zu nutzen.

17.	 Bundesregierung und die Schiffbau- und Zuliefer-
industrie setzen sich gemeinsam für die Verlän
gerung der Geltung der europäischen Rechts-
grundlagen für die Innovationsförderung ein. 

IX. Ausblick

Politik und maritime Wirtschaft setzen ihre Bemühun-
gen fort, die Seeschifffahrt hinsichtlich des Umwelt- 
und Klimaschutzes nachhaltig zu gestalten. Das Wachs
tum der Branche ist begrüßenswert, verschärft aber 
zugleich den Handlungsdruck. Um die ökologischen 
Folgen der prognostizierten Verkehrszuwächse auszu-
gleichen, bedarf es der ständigen Weiterentwicklung 
der bereits beschlossenen technischen und betriebli-
chen Instrumente ebenso wie zusätzlicher weltweiter 
Instrumente, insbesondere marktbasierter Maßnahmen. 
Politisches Augenmerk muss dabei auch auf die Wech-
selwirkungen von Einzelmaßnahmen gerichtet werden.
Seeverkehrs- und Hafenwirtschaft sowie Schiffbau- 
und Zulieferindustrie werden die Herausforderung 
auch weiterhin als Chance und Anreiz betrachten, die 
innovativen Marktteilnehmern gute wirtschaftliche 
Möglichkeiten bietet. 
Der Workshop ist zuversichtlich, dass die Seeschifffahrt 
ihren Status als klima- und umweltfreundlicher Ver-
kehrsträger erhält, wettbewerbsfähig bleibt und dass 
der Technologie- und Wirtschaftsstandort Deutschland 
dadurch gestärkt wird.
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1 Headlineg
Bericht aus Workshop VII – Maritime Sicherheit

Ingo Gädechens
Mitglied des Deutschen Bundestages und Mitglied 
des Verteidigungsausschusses

Der nachfolgende Workshop-Bericht entspricht  
inhaltlich, aber nicht vollständig wortgleich  
der Rede des Berichterstatters

Der Workshop VII im Rahmen der Achten Nationalen 
Maritimen Konferenz unter der Leitung des Inspek-
teurs der Deutschen Marine, Herrn Vizeadmiral 
Schimpf, befasste sich mit verschiedenen Aspekten des 
Themas „Maritime Sicherheit“. 
Zu Beginn wurde zunächst durch Prof. Dr. Jenisch von 
der Christian-Albrechts-Universität zu Kiel ein Über-
blick zu aktuellen Sicherheitsrisiken auf See gegeben. 
Anschließend beleuchtete der Parlamentarische Staats-
sekretär beim Bundesminister der Verteidigung, Herr 
Thomas Kossendey, MdB, die strategische Perspektive 
aus Sicht des Bundesministeriums der Verteidigung 
(BMVg), bevor der Inspekteur der Marine, Herr Vize
admiral Axel Schimpf, über die Frage referierte, wie die 
Marine den Herausforderungen im Feld Maritimer  
Sicherheit begegnet.

Es folgten weitere Eingangsstatements der auf dem  
Podium mitwirkenden Vertreter der maritimen Wirt-
schaft (Herr Dr. Hans Christoph Atzpodien, Thyssen 
Krupp Industrial Solutions, und Herr Friedrich Lürßen, 
Lürssen Werft, als Vertreter des Verband für Schiffbau 
und Meerestechnik; Herr Dr. Lüder Hogrefe, Raytheon 
Anschütz als Repräsentant der Zulieferindustrie; Herr 
Alfred Hartmann, Hartmann Schiffahrts GmbH als 
Vertreter der Reedereien und Herr Jürgen Kerner, Vor-
standsmitglied der IG Metall, als Vertreter der Gewerk-
schaften), die die Bedeutung Maritimer Sicherheit für 
den Wirtschaftsstandort Deutschland mit ihrer jeweili-
gen Schwerpunktsetzung vorstellten.

In der anschließenden Aussprache mit dem Plenum 
wurden einige der vorgestellten Aspekte vertieft und 
teilweise kontrovers diskutiert. 
Nachfolgende Ausführungen geben die Inhalte der im 
Workshop erarbeiteten Ergebnisse zusammengefasst 
wieder. 

1. �Aktuelle Sicherheitsrisiken auf See und 
Lösungsansätze

Sicherheitspolitische Herausforderungen auf See 
umfassen moderne Sicherheitsaufgaben im Sinne von  
„security“ und „safety“. Dazu zählen der Kampf gegen 
Terror und Piraterie, die Bekämpfung „normaler“  
Kriminalität auf See, die Verhinderung von illegaler 
Migration, die Sicherung des Zugangs zu marinen  
Rohstoffen (z. B. Öl, Gas, Metalle), die Eindämmung 



bzw. Begrenzung von Seegrenzkonflikten und Natur-
katastrophen und der Schutz (sich wandelnder)  
Seewege, von Kabeln, Pipelines und Offshore-Wind-
parks. 

Mit fortschreitender Globalisierung können die Sicher-
heitsrisiken auf See in drei Gruppen unterteilt werden: 
maritime Gewalt, maritimer Nationalismus und 
spontane oder längerfristige Naturereignisse. 
Daraus ergibt sich in der Konsequenz, dass man die  
Risiken erkennen, analysieren, kommunizieren,  
begrenzen, intervenieren und dort bekämpfen muss, 
wo sie auftreten.
 
Damit Optionen zu einer frühzeitigen Risikovorsorge 
entwickelt und eingesetzt werden können, ist eine  
am Bedarf orientierte Sicherheitsdiskussion in 
Deutschland erforderlich.

Die deutsche Position als führende und wettbewerbs-
fähige Exportnation hängt von der ungehinderten Teil-
nahme am globalen Marktgeschehen ab. Piraterie als 
Beispiel ist eine typische asymmetrische Bedrohung 
mit hohem Schaden für die Handel treibenden Volks-
wirtschaften. Sicherheitsaufgaben wie z. B. Seeraum-
überwachung sind eine staatliche Aufgabe und können 
nicht privatisiert werden. Dafür ist ständige Präsenz 
bei hoher Beweglichkeit auf See und in der Luft erfor-
derlich. Somit erhalten die hoheitlichen Dienste eine 
Zweitrolle „from defence to security“. Nachhaltige  
Pirateriebekämpfung sollte eher durch die Schaffung 
erstrebenswerter Lebensoptionen in den betroffenen 
Regionen und das Unterbinden der Existenz rechts
freier Rückzugsräume erfolgen als durch technische 
Aufrüstung von Handels- oder Marineschiffen. Ein 
frühzeitiges Erkennen von Bedrohungssituationen 
setzt ein aktuelles Lagebild voraus, das allen Beteiligten 
zugängig ist.

Die militärisch-zivile Zusammenarbeit mit moder-
nen Küstenwachdiensten auf nationaler und auch  
internationaler Ebene ist durch gesetzliche Schranken 
limitiert und deshalb erst in Ansätzen vorhanden.  
Hier sind neue Organisationsmodelle und Partner-
schaften erforderlich.

Ferner existiert ein Spannungsfeld zwischen Reedern 
und Exekutivorganen, weil Schutz und Sicherheit  
einen hohen finanziellen Aufwand zur Folge haben. 
Auch hierfür werden kurz-, mittel- und langfristige  
Lösungen benötigt.
		
Erfolge am Horn von Afrika sollten die Politik bestär-
ken, die Bekämpfung auf allen Ebenen, insbesondere 
vor Ort, fortzuführen. Schutz von Seeleuten und  
Handelswegen ist unverzichtbarer Bestandteil deut-
scher Außen- und Sicherheitspolitik. Schutz durch  
private Sicherheitsdienste an Bord von Handels
schiffen sollte die Ausnahme, hoheitlicher Schutz  
hingegen die Regel sein.

Die Bundesregierung sollte Maßnahmen zur Terror-
bekämpfung einer aktuellen Risiko- und Notwendig-
keitsüberprüfung unterziehen. Des Weiteren sollten 
in der Diskussion um Maritime Sicherheit auch  
Themen wie „Schutz von Seeleuten und Schiffen bei 
kriegerischen Auseinandersetzungen“, „blinde Passa-
giere“, „schiffbrüchige Flüchtlinge“ und „Drogen-
schmuggel“ erörtert werden.

2. �Die strategische Perspektive aus Sicht  
des Bundesministeriums der Verteidigung 
(BMVg)

Die See hat strategische Bedeutung als Transportme-
dium und Raum für wirtschaftliche Nutzung. Letztere 
wird durch vielfältige Faktoren bedroht oder beein-
trächtigt.

Ihre Bedeutung für die militärische Operations
führung lässt sich in zwei grundsätzliche Kategorien 
einteilen: Einsätze auf See zur Abwehr von Bedrohungen 
wie Piraterie oder maritimen Terrorismus und militä
rische Operationen an Land, die häufig ohne den see-
seitigen Zugang, die Vorbereitung und Unterstützung 
von See aus nicht möglich wären.

Auch im internationalen Kontext wird der Bedeutung 
Maritimer Sicherheit immer mehr Aufmerksamkeit 
gewidmet.

Das Weißbuch 2006 der Bundesregierung ist unver
ändert das zentrale strategische Dokument der  
Bundesregierung. Hier sind die deutschen maritimen 

88 Konferenz – Abschlussplenum



Interessen klar umrissen. Krisenintervention und  
Konfliktregulierung sowie Schutz der Küstengewässer 
und internationalen Seewege gehören an prominenter 
Stelle dazu. Die konzeptionelle Ableitung hieraus für 
die Bundeswehr findet sich in den Verteidigungs
politischen Richtlinien (VPR) 2011 wieder. 

Aus Sicht des BMVg müssen deutsche maritime Inter-
essen sichtbar identifiziert und auf nationaler und  
internationaler Ebene nachhaltig eingebracht werden, 
das heißt: die Entwicklung in der Europäischen Union 
aktiv mitzugestalten und in der Debatte über eine  
Europäische Maritime Sicherheitsstrategie mitzu
wirken. National muss die Kooperation aller zuständi-
gen Bundesressorts gemeinsam mit den Küstenländern  
intensiviert werden. Dazu zählt auch die Betrachtung 
der zum Teil konkurrierenden Nutzung des Seeraums 
(z. B. Offshore-Windparks vs. Schieß-/Übungsgebiete).
 

3. �Die Rolle der Marine im Feld Maritimer 
Sicherheit

Die Marine ist einer unter vielen Akteuren, die sich mit 
„Maritimer Sicherheit“ beschäftigen. Jedoch nur die 
Zusammenschau und das Zusammenwirken aller Be-
teiligten erlauben eine klare Positionierung, ein klares 
Lagebild und sind letztendlich maßgeblich für Erfolg 
im Handeln.

Deutschland als Mittelmacht ist in Bündnisse einge-
bunden, ist abhängig von der See und muss deshalb ein 
stärkeres Maritimes Bewusstsein entwickeln (Stich-
wort „Maritimes Jahrhundert“). Die Marine leistet Bei-
träge zur Konfliktverhütung und Krisenbewältigung, 
andererseits will sie durch Präsenz und vielfältige 
Handlungsoptionen ein stabiles und sicheres Umfeld 
sowie Bedingungen schaffen, unter denen sich der 
Standort Deutschland und die Maritime Wirtschaft 
wertschöpfend und ungestört entfalten können. 

Die Neuausrichtung der Bundeswehr hat auch erheb-
liche Konsequenzen für die Marine: neue Strukturen, 
eine neue Führungsorganisation und ein neuer Zu-
schnitt des Fähigkeitsportfolios. Treiber hierfür sind 
Haushaltsbeschränkungen, Demografie, Wehrform 
und die Neubewertung der sicherheitspolitischen 
Weltlage. 

Neue Aufgaben wie der Schutz kritischer Infrastruktur 
führen die maritimen Exekutivorgane an gesetzliche 
Grenzen. Im Kern gilt es, der politischen Führung mit 
Hilfe eines breiten, flexiblen und skalierbaren Fähig-
keitsportfolios möglichst viele, auch militärische 
Handlungsoptionen zu eröffnen.

Bereits seit mehreren Jahren befindet sich die Marine 
in der Einsatzrealität: zum Beispiel bei UNIFIL, OAE, 
ATALANTA. Die gewonnenen Erfahrungen haben be-
stätigt, dass die Marine all das, was sie hat, auch tat-
sächlich benötigt; dennoch sind weiterhin Fähigkeits-
lücken vorhanden.

Bei begrenzten Ressourcen sind neue, innovative Lö-
sungsansätze erforderlich, um Erstere effizienter zu 
nutzen und der Politik nachhaltig glaubwürdige Hand-
lungsoptionen zu eröffnen: So viel Synergie und Ko-
operation wie möglich! 

Konkrete Lösungsansätze beinhalten: Flachere und ef-
fizientere Strukturen für Einheiten, Konzepte oder 
Technologien. Als Beispiele seien angeführt: Mehrbe-
satzungsmodelle (Fregatte F 125), Missionsmodularität 
(Mehrzweckkampfschiff MKS 180), Einführung unbe-
mannter Systeme (Aufklärungsdrohne), ressortüber-
greifende Kooperation mit Bundespolizei See, Zoll, 
Wasserschutzpolizei sowohl bei der Aufgabenwahr-
nehmung als auch im Beschaffungsprozess. 

Daneben müssen rechtliche Rahmenbedingungen  
geschaffen werden, die schnelleres und flexibleres 
Handeln und Unterstützen ermöglichen. Dies könnte 
z. B. über eine Ergänzung des Grundgesetzes, die 
Streitkräften in einem definierten Rahmen auch die 
Durchsetzung des Völkerrechts zuweist, geregelt werden. 

Der längerfristige Trend geht in Richtung „Pooling & 
Sharing“. Die Bundesregierung sollte hier aus einer 
Position der Stärke handeln können, um mitgestalten 
zu können. Deutschland braucht eine Marine nach 
Größe und Fähigkeit, die einen angemessenen Beitrag 
im europäischen Kontext leisten kann.
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4. Die Rolle der maritimen Wirtschaft

Die deutsche maritime Wirtschaft kann leistungsstarke 
Technik, Ausrüstungen und Dienstleistungen für die 
militärischen und zivilen Nutzer in großer Vielfalt  
anbieten. Aktuell hat die deutsche Marineschiffbau
industrie einen Anteil von 20 Prozent am Gesamtum-
satz der Branche. Die nationale Auftragslage allein  
ist für eine adäquate Auslastung nicht ausreichend. 
Deshalb ist die Branche auf Exporte angewiesen, die 
Exportquote der Werften, Zulieferer und Dienstleis-
tungsunternehmen liegt bei über 70 Prozent. Die nati-
onale Nachfrage nach innovativen Konzepten und 
Technologien stärkt die Branche. Die Systemhäuser  
haben eine Integrationsfunktion und tragen zum 
Marktzugang der Zulieferer im In- und Ausland bei. 
Ein Produktmix von militärischer und ziviler Ferti-
gung wäre hilfreich, um Auslastungsschwankungen 
abzufedern und perspektivisch einseitige Abhängig
keiten durch mehrdimensionale Strategien abzulösen.

Rückläufige Auftragszahlen national und international 
sind u. a. der globalen Wirtschaftskrise geschuldet, 
gleichzeitig wird die Konkurrenz insbesondere aus  
Asien stärker. Die Neuausrichtung der Bundeswehr 
und internationale Initiativen wie „Pooling & Sharing“ 
werden zu weiteren Rückgängen bei der Beschaffung 
führen. Wettbewerbsverzerrungen durch Staatsbeteili
gungen/-subventionen an Marineschiffbauwerften 
verschärfen die Wettbewerbslage.

Eine gemeinsame europäische verteidigungstechno
logische und -industrielle Basis (Defence Technology 
Industrial Base – DTIB) ist zumindest im militärischen 
Schiffbau ein immer noch weit entferntes Ziel. Der 
Druck auf eine europaweite Konsolidierung ist ge-
wachsen. Die Europäische Kommission strebt einen 
Gemeinsamen Markt auch für Verteidigungsgüter an.

Zuerst muss aber national durch Politik, wehrtechni-
sche Industrie und Militär eine gemeinsame Position 
entwickelt werden. Hierzu wird die Etablierung einer 
Plattform für einen industriepolitischen Dialog  
zwischen Industrie, IG Metall und Politik vorgeschlagen 
mit dem Ziel, einen klaren strategischen Plan zur  
sicheren Verfügbarkeit von Marine- und zivilen Tech-
nologien in Deutschland zu entwickeln.
 		   

Um einer weiteren Verschärfung der Situation ent
gegenzuwirken, fordert die deutsche Marineschiff
bauindustrie verlässliche und innovationsfördernde 
nationale Bestellungen und Bauaufträge als Kern  
der industriellen Basis sowie Referenz durch die  
Deutsche Marine als „Parent Navy“.

Exportpolitik von Rüstungsgütern ist jedoch immer 
eine politische Gratwanderung zwischen Unterstüt-
zung der heimischen Industrie und den Risiken bei  
Exporten in instabile Regionen. Die politischen Export
richtlinien sind beizubehalten. Die wehrtechnische 
Forschung ist ein wesentlicher Treiber der Innovations-
kraft, sowohl in den Betrieben als auch den wissen-
schaftlichen Instituten. Gleichwohl bleibt die Perzep
tion in der Gesellschaft aufgrund historischer Belas-
tungen eher kritisch/moralisch bedenklich.

Trotzdem muss die Forschung auch und besonders im 
wehrtechnischen Bereich weiter gefördert und unter-
stützt werden.

Nur eine abgestimmte Unterstützung durch die Poli-
tik bei Export von Produkten und Know-how über 
unterstützende Regierungsabkommen und Finanzie-
rungsinstrumente kann die angesprochenen Risiken 
minimieren. Ausbildungsunterstützung für auslän
dische Marinen durch die Deutsche Marine wird hier-
zu als eine wertvolle Ergänzung gesehen. Im inter
nationalen Kontext ist die Voraussetzung hierfür die 
Verwirklichung einer Gemeinsamen Sicherheits- und 
Verteidigungspolitik der EU.
Flankierend wird eine nationale Vergabepraxis mit 
Augenmaß für absolut erforderlich erachtet.

5. �Zusammenfassung der Diskussionsbeiträge

Vertiefung der Kooperation

Die Vielzahl der in Deutschland vorhandenen mariti-
men Sicherheitsorgane, deren Zuständigkeiten durch 
verschiedene Ressorts der Bundesregierung geregelt 
werden (z. B. BMELV, BMI, BMV, BMVg, BMWi), führt  
zu komplexen Führungs- und Entscheidungsabläufen, 
die einen kooperativen Ansatz erschweren. Eine ein-
heitliche Küstenwachorganisation unter einem Dach 
erscheint deshalb zurzeit politisch nicht realisierbar. 
Daher sollte die begonnene erfolgreiche Zusammen
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arbeit wie z. B. im maritimen Lagebildzentrum fort
gesetzt und im Rahmen der rechtlichen Möglichkeiten 
ausgebaut werden. Ferner wurde die Forderung nach 
Aufstellung einer „Task Force Maritime Cooperation“ 
(Arbeitstitel) artikuliert, in der alle nationalen Akteure 
in der maritimen Domäne am runden Tisch gemein-
sam nach Lösungen suchen. 

Rechtliche Rahmenbedingungen

Der Forderung nach klareren Regelungen der Zustän-
digkeiten der maritimen Sicherheitsorgane (polizeili-
che versus militärische Aufgaben) wurde allgemein zu-
gestimmt. Gleichwohl wurde bezweifelt, dass dies in 
absehbarer Zeit im Bundestag mehrheitsfähig sein 
wird. Als eine Möglichkeit der Klärung der rechtlichen 
Unsicherheiten wurde der Vorschlag unterbreitet, das 
Bundesverfassungsgericht einzuschalten, da namhafte 
Juristen der Meinung sind, das Trennungsgebot von 
Polizei und Bundeswehr gelte nur für das deutsche 
Hoheitsgebiet. Unabhängig davon müsse jedoch deut-
lich mehr Aufklärungsarbeit in der Öffentlichkeit be-
trieben werden. Hilfreich hierzu wäre eine breite poli-
tische und gesellschaftliche Debatte. Von der Achten 
Nationalen Maritimen Konferenz sollte deshalb ein 
deutliches Signal ausgehen, diese Debatte anzustoßen.

Schutz für Handelsschiffe unter deutscher Flagge

80 Prozent der deutschen Schiffe, die das Seegebiet vor  
Somalia passieren, werden mittlerweile durch private 
Sicherheitsunternehmen geschützt. Der Forderung 
nach hoheitlichem Schutz durch Marinesoldaten an 
Bord dieser Schiffe, auch bei etwaiger Kostenübernah-
me durch die Reedereien, musste aber aufgrund der 
nicht verfügbaren Ressourcen eine Absage erteilt  
werden. Bei einer Planungsgröße von ca. 400 deut-
schen Schiffen und ca. 3000 Passagen pro Jahr beliefe 
sich der Personalaufwand auf 4000-5000 Marine
soldaten mit entsprechender Ausbildung und der  
notwendigen Ausrüstung. Beides ist nicht vorhanden 
und auch in Zukunft in den beschlossenen Strukturen 
nicht realisierbar. 
 

6. �Wesentliche Ergebnisse und Forderungen 
an die Politik

Es herrschte Einigkeit darüber, dass auch zukünftig 
Kooperation und Konsultation aller Beteiligten uner-
lässlich ist. Dies soll daher weiter ausgebaut und über 
einen regelmäßigen Dialog zwischen Politik, Unter-
nehmen und Gewerkschaft institutionalisiert werden 
(„Task Force Maritime Cooperation“).

Insgesamt muss die Politik mehr unternehmen, um die 
Sicherheit der Seewege auch zukünftig zu gewährleis-
ten, da diese von existenzieller Bedeutung für den 
Wirtschaftsstandort Deutschland sind. Sie muss Bemü-
hungen intensivieren, um ein neues Bewusstsein in 
der Bevölkerung für die herausragend wichtige Rolle 
der maritimen Dimension der deutschen Außen-,  
Sicherheits- und Handelspolitik zu schaffen.

Die Politik muss auch zukünftig Mittel bereitstellen, 
damit Deutschland weiterhin in der Lage ist, einen an-
gemessenen maritimen Beitrag zur Sicherheit auf See 
leisten zu können. Dafür sind mobile und adaptive 
Streitkräfte zu unterhalten, damit wir selbstständig 
und unter Wahrung unserer Souveränität handeln 
können.

Die Politik muss Bedingungen dafür schaffen, dass  
Arbeitsplätze im Bereich der maritimen Domäne 
weiter attraktiv bleiben und einen hohen gesellschaft-
lichen Stellenwert genießen.

Die Politik muss dafür Sorge tragen, dass aufgrund  
der Vielschichtigkeit der Maritimen Sicherheit und des 
zivil-militärischen Charakters der Aufgabenwahr
nehmung diese Handlungsfelder ressortübergreifend 
und multinational geregelt werden. Hierzu gehört  
auch die Formulierung einer adäquaten Industriepolitik.

Die Politik muss schließlich dafür sorgen, dass recht
liche Rahmenbedingungen geschaffen werden, die 
Aufgaben- und Verantwortungsbereiche klarer zu  
regeln und damit schnelleres und flexibleres Handeln 
und Unterstützen zu ermöglichen. 

Die Bundesregierung wird aufgefordert, Maßnahmen 
zu ergreifen, um die Attraktivität der deutschen Flagge 
im internationalen Wettbewerb zu stärken. Staatliche 
Maßnahmen im Rahmen der Pirateriebekämpfung auf 
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Schiffen unter deutscher Flagge sollten nicht dazu bei-
tragen, die Attraktivität der deutschen Flagge im inter-
nationalen Wettbewerb zu mindern.

Die Bundesregierung sollte die Staaten in der Region 
um den Golf von Guinea darin bestärken, Piraterie 
durch den verstärkten Einsatz hoheitlicher Kräfte zu 
bekämpfen und eine zuverlässige Sicherung von Schif-
fen in den Häfen und auf Reede zu verstärken. Dafür 
sollte die staatliche Zusammenarbeit in der Region 
ausgebaut werden. 

Im Workshop wurde diskutiert, dass hierzu das Grund-
gesetz ergänzt werden könnte, um den Streitkräften in 
einem definierten Rahmen die Durchsetzung des Völ-
kerrechts zu ermöglichen. Auch neue Ausformungen 
der parlamentarischen Beteiligungsrechte könnten zur 
Flexibilisierung und zu effektiverem Nutzen maritimer 
Streitkräfte – z. B. im Rahmen der Vorausstationierung 
und Präsenz auf hoher See – beitragen.

Ingo Gädechens
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1 Headlineg
Rede 

Dr. Peter Ramsauer
Bundesminister für Verkehr, Bau  
und Stadtentwicklung

Der nachfolgende Workshop-Bericht entspricht  
inhaltlich, aber nicht vollständig wortgleich  
der Rede des Berichterstatters

Sehr geehrter, lieber Herr Kollege Otto,
liebe Kolleginnen und Kollegen aus dem Deutschen 
Bundestag und der Deutschen Bundesregierung,
meine sehr geehrten Damen und Herren!

Begrüßung und Einleitung 

Die Einladung der Bundeskanzlerin, des Bundesminis-
teriums für Wirtschaft und Technologie sowie des  
Landes Schleswig-Holstein und der Landeshauptstadt 
Kiel habe ich gerne angenommen! Denn als Bundes-
verkehrsminister betrachte ich leistungsfähige Seehäfen 
und eine wettbewerbsfähige Handelsflotte nicht allein 
als Angelegenheit der Küstenländer. Sie sind von ge-
samtwirtschaftlicher Bedeutung für ganz Deutschland. 
Maritime Politik ist eine nationale Aufgabe. Schließ-
lich profitieren die Binnenländer genauso von leistungs
fähigen Seehäfen und Hinterlandanbindungen wie  
von den Zulaufstrecken für den alpenquerenden Ver-
kehr in Süddeutschland. 

Maritime Wirtschaft 

Tatsache ist auch, dass nach vielen Jahren positiver 
Entwicklung und beständigen Wachstums in der mari-
timen Wirtschaft die weltweite Finanz- und Wirt-
schaftskrise auch die deutsche maritime Branche stark 
getroffen hat. Das gilt vor allem für die in Deutschland 
stark mittelständisch geprägte Schifffahrt. Die Aus
wirkungen sind nach wie vor spürbar und die Lage  
hat sich noch nicht stabilisiert; auch wenn für das 
nächste Jahr Verbesserungen der Marktsituation prog-
nostiziert werden. In diesem schwierigen wirtschaft
lichen Umfeld der letzten vier Jahre war und bleibt  
es eine besondere Herausforderung, die richtigen poli-
tischen Rahmenbedingungen für mehr Wettbewerbs-
fähigkeit zu gestalten. Die Bundesregierung hat sich 
dieser Herausforderung gestellt und sich in hohem 
Maße für die Belange der maritimen Wirtschaft ein
gesetzt – so wie es aktuell auch die IHK Nord in ihrem 
Positionspapier zu Recht fordert. Lassen Sie mich  
einige Beispiele erwähnen, die aus Sicht des Bundes-
verkehrsministers eine bedeutende Rolle spielen:



→→ Die Tonnagesteuer 
Die Tonnagesteuer ist eine wesentliche Rahmen
bedingung für die Wettbewerbsfähigkeit des Schiff-
fahrtsstandortes Deutschland. Damit dies so bleibt, 
wird die Bundesregierung an der deutschen Ton
nagesteuerregelung festhalten. Diese Regelung ist 
aber keine Selbstverständlichkeit. Wir alle wissen, 
dass sie von interessierter Seite mit Argusaugen  
gesehen wird. An die deutschen Reeder möchte ich 
deshalb appellieren, im eigenen Interesse dafür  
zu sorgen, dass die Voraussetzungen für dieses  
wichtige EU-Beihilfeinstrument gewahrt bleiben.  

→→ Das Maritime Bündnis für Ausbildung und  
Beschäftigung und Schifffahrtsförderung 
Die Bundesregierung hat das Maritime Bündnis  
für Ausbildung und Beschäftigung in der Seeschiff-
fahrt weiterentwickelt und auf eine neue Grund
lage gestellt. Wir haben die Forderungen der  
7. Nationalen Maritimen Konferenz umgesetzt und 
im Bundeshaushaltsplan 2013 die Mittel für die 
Seeschifffahrt mit 57,8 Mio. Euro wieder auf dem 
Niveau des Förderjahres 2010 eingestellt. Dies wird 
auch in 2014 so bleiben. Zudem haben wir für mehr 
Planungssicherheit gesorgt: Mein Haus hat die 
Richtlinie zur Lohnnebenkostenförderung erst
malig mit einer Geltungsdauer von fünf Jahren  
erlassen. Darüber hinaus haben wir die Basis für 
eine erfolgreiche öffentlich-private Zusammen
arbeit bei der maritimen Beschäftigung und Aus
bildung in Deutschland geschaffen. Die dafür  
erforderlichen Rechtsänderungen zur Realisierung 
des Eigenbeitrages der deutschen Reeder und zur 
Einrichtung der Stiftung „Schifffahrtsstandort 
Deutschland“ haben wir Ende vergangenen Jahres 
abgeschlossen. Zukünftig könnten für die Schiff-
fahrtsförderung bis zu 90 Mio. Euro jährlich aus 
Haushaltsmitteln und aus einem privaten Fonds 
zur Verfügung stehen. Ich bin sicher, die deutsche 
Reederschaft wird ihr Engagement für Ausbildung 
und Beschäftigung in der Seeschifffahrt noch aus-
bauen. 

→→ Modernisierung Flaggenstaatverwaltung 
Ein weiteres Beispiel ist die Modernisierung der 
Flaggenstaatverwaltung. Hierzu haben wir zahl
reiche Modernisierungsvorschläge auf den Weg  
gebracht. Ich nenne zum Beispiel die Erleichterun-
gen bei den Visa-Regeln. Oder die Vereinfachungen 

durch das Seearbeitsgesetz. Wir wollen diesen  
Prozess weiter voranbringen, um die Flaggenstaat-
verwaltung wettbewerbsfähiger zu machen, und  
arbeiten dabei eng mit der Wirtschaft, den nord-
deutschen Ländern und der Gewerkschaft ver.di 
zusammen. Uns geht es im Ministerium intensiv 
darum, dass wir die deutsche Handelsflotte an der 
Spitze der maritimen, weltweiten Wirtschaft sehen 
möchten und sie wettbewerbsfähig halten wollen – 
und das in einem möglichst großen Maße, natür- 
lich unter deutscher Flagge. Viel ist dafür schon  
getan worden.

Leistungsfähige Häfen und starke Hafenanbindungen

Der Wirtschaftsstandort Deutschland hängt aufs  
Engste mit der Wettbewerbsfähigkeit unseres maritimen 
Standortes zusammen. Den Seehäfen als Verkehrs
drehscheiben kommt dabei eine entscheidende Bedeu-
tung zu. Die Bundesregierung hat durch die Investi
tionsbeschleunigungsprogramme eine Verstärkung der 
Verkehrsinvestitionen erreicht. Der Investitions
rahmenplan sieht vor, den Anteil der Investitionen im 
Norden entsprechend anzuheben. Bei der Neuauf
stellung des Bundesverkehrswegeplans wird die Bun
desregierung auch den bedarfsgerechten Ausbau der 
deutschen Seehäfen-Hinterland-Anbindungen weiter-
verfolgen. Der Ausbau der seewärtigen Zufahrten  
deutscher Seehäfen und leistungsfähiger Hinterland
anbindungen ist deshalb einer unserer investitions
politischen Schwerpunkte. Das gilt auch für den Erhalt 
der Leistungsfähigkeit des Nord-Ostsee-Kanals.

Nord-Ostsee-Kanal: Schleuse Brunsbüttel

Die seit Anfang März durchgeführten Reparaturen  
an den beiden großen Schleusenkammern in Bruns-
büttel verdeutlichen die zwingende Notwendigkeit  
für die Sanierung der Schleusenanlage und den Bau  
einer dritten großen Schleuse. Der Haushaltsausschuss 
des deutschen Bundestages hat dafür „grünes Licht“ 
gegeben. Ich möchte an dieser Stelle kurz darauf  
hinweisen dürfen, dass es diese Bundesregierung war, 
die die Finanzmittel für die 5. Schleusenkammer in 
Brunsbüttel nach langer Zeit der Vernachlässigung  
gesichert hat. Die Ausschreibung wurde am 5. April 
(2013) auf den Weg gebracht. Neben der 5. Kammer 
muss auch noch zusätzlich eine Milliarde für andere 
Maßnahmen finanziert werden. Nur gemeinsam  
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können wir diesen Finanzierungsaufwand stemmen. 
Ich setze hier auf ein starkes Aktionsbündnis für einen 
zukunftsfähigen Nord-Ostsee-Kanal. Den Vorschlag  
dafür aus Schleswig-Holstein habe ich sehr gern auf- 
genommen.

Ein Wort auch zur Fahrrinnenanpassung der Elbe: 
Schließlich braucht der Hamburger Hafen als Deutsches 
Tor zur Welt selbstverständlich auch eine leistungs
fähige seewärtige Anbindung. Es ist schon viel darüber 
gesagt worden. Was Elbvertiefung genannt wird, ist  
im Sinne des Wortes die Fahrrinnenanpassung, denn  
es geht nicht nur um die Tiefe, sondern auch um die 
Breite, um an den Weichen Passierbarkeit zu gewähr-
leisten. Auch hier sei klar gesagt: Wir werden auch  
die Millionen, die die Fahrrinnenanpassung der Elbe 
kosten wird, aufzubringen haben. Ich möchte möglichst 
schnell mit dem Projekt beginnen. Wir haben Mitte 
des letzten Jahres mit dem Planfeststellungsbeschluss 
die Voraussetzungen geschaffen – der übrigens in  
hervorragender Detailarbeit erarbeitet worden ist.  
Vielen Dank dafür an alle Beteiligten. In diesem  
Zusammenhang erlaube ich mir, darauf hinzuweisen, 
wo das Problem liegt: Die Verzögerungen liegen nicht 
an einem fehlenden Planfeststellungsverfahren,  
nicht etwa am Unwillen irgendwelcher Landesregie-
rungen oder Bundespolitiker, sondern daran, dass  
bei Gericht Klage gegen den Planfeststellungsbeschluss 
erhoben wurde. Ich fordere die Beteiligten auf, ihre 
Klagen zurückzuziehen. Dann können wir endlich mit 
den bauvorbereitenden Arbeiten beginnen.

Nationales Hafenkonzept

Wenn wir den Standort Deutschland auch in Zukunft 
im internationalen Wettbewerb hervorragend positio-
nieren wollen, sind wir auf leistungsfähige Seehäfen 
elementar angewiesen. In enger Abstimmung mit den 
Ländern, den Wirtschafts- und Umweltverbänden  
und der Gewerkschaft Ver.di werden wir daher das  
Nationale Hafenkonzept für die See- und Binnenhäfen 
fortschreiben. Denn der Hafensektor hat sich in vielen 
Bereichen weiterentwickelt. Neue Aufgaben und Her-
ausforderungen, wie z. B. im Bereich „Offshore-Wind-
energie“, sind hinzugekommen. Mein Ministerium 
wird daher noch in dieser Legislaturperiode Leitlinien 
für die Fortschreibung des Nationalen Hafenkonzepts  
erarbeiten und mit allen Beteiligten erörtern. Denn wir 
wissen: Die Arbeit zur Stärkung des Maritimen Stand-

ortes Deutschland kann die Bundesregierung nicht  
allein bewältigen. Wir tun dies gemeinsam mit Ihnen, 
meine Damen und Herren, den Vertretern unserer 
nationalen maritimen Wirtschaft, den Bundesländern, 
den Umweltverbänden, den Forschungseinrichtungen 
und vielen weiteren Institutionen. Diese Zusammen
arbeit funktioniert schon seit langem sehr gut. Dafür 
danke ich Ihnen ausdrücklich. Deutschland und die 
Politik dieser Bundesregierung werden auch weiterhin 
alles daransetzen, den Maritimen Standort Deutsch-
land zu sichern und zu stärken!

Vielen Dank!

Dr. Peter Ramsauer
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Ursula Heinen-Esser
Parlamentarische Staatssekretärin beim  
Bundesminister für Umwelt, Naturschutz und Re-
aktorsicherheit
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Sehr geehrter Herr Bundesminister Ramsauer,
sehr geehrter Herr Parlamentarischer Staatssekretär 
Otto,
sehr geehrter Herr Parlamentarischer Staatssekretär 
Kossendey,
liebe Kolleginnen und Kollegen aus den Landes
regierungen, dem Deutschen Bundestag und den 
Landtagen, und die vielen Vertreterinnen und  
Vertreter der maritimen Wirtschaft und Wissen-
schaft!

Herr Bundesumweltminister Peter Altmaier ist heute 
leider verhindert. Er bedauert sehr, dass er heute nicht 
bei Ihnen sein kann. Leider finden heute gleichzeitig 
die Gespräche über das Endlagersuchgesetz statt. 

Kiel ist ein exzellenter Standort für diese Konferenz. 
Nicht nur, weil Kiel eine maritime Metropole unseres 
Landes ist, sondern auch, weil das Land schon 2004 
von hier aus eine große Landesinitiative gestartet hat, 
die „Zukunft Meer“. Schon damals waren viele der Re-
präsentanten aus Wirtschaft, Wissenschaft und Politik 
eingebunden, die auch heute hier sind!
Bei der Initiative „Zukunft Meer“, aber auch hier und 
heute auf der Nationalen Maritimen Konferenz geht es 
um ganz wichtige Themen: Wie kann man die wirt-
schaftliche Meeresnutzung mit der Bewahrung der 
Meere und dem Meeresschutz zusammenbringen – 
und wie kann das wiederum zur Bewahrung der mari-
timen Kultur beitragen?
Die nachhaltige Nutzung der Meere ist für mich und 
das Bundesumweltministerium ein Herzensthema!

1. �Die Meere sind für den Erfolg der  
Energiewende von strategischer Bedeu-
tung. Die Offshore-Windenergie ist  
ein fester Bestandteil unseres zukünf-
tigen Energiemix. 

Das Bundesumweltministerium war immer ein Freund 
der Offshore-Windenergie und wird es weiterhin blei-
ben. Das Signal hatte auch Bundesminister Altmaier 
bei seiner ersten Sommerreise als Umweltminister im 
letzten Jahr ausgesendet. Der Schwerpunkt der Reise 
war im Übrigen Offshore-Windenergie. 
Das Bundesumweltministerium hat sich in dem Zu-
sammenhang intensiv mit Auswirkungen der Off-
shore-Windenergie auf den Naturhaushalt auseinan-



dergesetzt – ein sehr wichtiges Thema, wie ich finde! 
Übrigens auch für die maritime Wirtschaft, zu der 
auch der Tourismus zählt.
Das Bundesumweltministerium fördert eine große An-
zahl an Studien und Forschungsprojekten, um den 
Ausbau natur- und umweltverträglich zu gestalten. Der 
Schallschutz für Schweinswale spielt in dem Zusam-
menhang eine zentrale Rolle. Wir müssen also sehr 
sensibel sein. 

Wir alle wissen: Bei der Windenergie auf dem Meer be-
finden wir uns in keinem leichten Fahrwasser. Off-
shore-Windenergie ist eine junge Technologie und 
technisch schwieriger als anfangs gedacht. Manches 
wird teurer und manches dauert auch länger. Die Ab-
stimmung zwischen Windparkbau und Netzanschluss 
ist seit jeher schwierig. Insofern bin ich mir bewusst, 
dass die Branchenstimmung von Unsicherheiten, gele-
gentlich auch von Pessimismus geprägt ist. 

Lassen Sie mich Ihnen aber Mut machen: Allen Unken-
rufen zum Trotz – Offshore bewährt sich: Die erste 
gute Nachricht lautet: Der Ausbau kommt voran, lang-
sam, aber sicher. Ende 2012 waren in Deutschland 
rund 280 Megawatt Leistung Offshore-Windenergie in-
stalliert, europaweit fast 5.000 Megawatt. Die zweite 
gute Nachricht: Die Erfahrungen mit alpha ventus und 
Baltic I sind überzeugend. Beide Windparks erreichen 
ausgezeichnete Volllaststunden. alpha ventus lief in 
den vergangenen zwei Jahren hintereinander jeweils 
fast 4.500 Stunden unter voller Last. 
Und der Ausbau geht – entgegen gegenteiliger Presse-
meldungen – weiter: Heute sind in Deutschland sechs 
Windparks mit zusammen über 2.000 Megawatt in 
Bau. Weitere Parks werden 2013 und 2014 mit dem Bau 
beginnen. Wir werden dann insgesamt 3.000 Megawatt 
installierte Leistung erreichen. Damit kann so viel 
Strom eingespeist werden, dass der gesamte Strombe-
darf von Schleswig-Holstein oder 2Prozent des gesam-
ten deutschen Bruttostromverbrauchs damit gedeckt 
werden könnte. 

Die Offshore-Windenergie ist für Deutschland längst 
ein Wirtschaftsfaktor geworden, um den uns andere 
beneiden!
Allein die in Deutschland ansässigen Hersteller von 
Offshore-Windenergieanlagen und Komponentenher-
steller haben letztes Jahr 1,6 Milliarden Euro umge-

setzt. Aber das ist ja nur ein kleiner Teil – Offshore ist 
ein Riesenthema, auch für die deutsche Stahlindustrie, 
deutsche Werften und Häfen! 

Die Maritime Wirtschaft und die Windbranche haben 
enorme Aufbauarbeit geleistet. Viele der Pioniere sind 
heute hier: Sie haben Beachtliches erreicht! Meine 
Hochachtung! Auch der Stiftung Offshore-Windener-
gie haben wir viel zu verdanken: Weil sie erstmals alle 
Beteiligten zusammengeholt hat. 
Auch der Tagungsort Kiel ist eine Offshore-Stadt. Hier 
wird die erste Wohnplattform für den Offshore-Einsatz 
in der deutschen Nordsee gebaut. Eine echte Innovati-
on. Die Wohnplattform wird in der Nähe des Offshore-
Windparks Dan Tysk in der Nordsee installiert werden. 

Durch ein Maßnahmenpaket mit fünf Elementen hat 
die Bundesregierung viele Hemmnisse für den Off-
shore-Ausbau beseitigt. Allerdings habe ich manchmal 
das Gefühl, dass so mancher gar nicht sieht, was alles 
schon geschehen ist. Wir haben das Stauchungsmodell 
im EEG mit erhöhter Anfangsvergütung speziell für 
Offshore-Windenergie eingeführt. Wir haben das Son-
derkreditprogramm Offshore-Windenergie der KfW 
auf den Weg gebracht. Die Netzbetreiber wurden zum 
Anschluss der Windparks verpflichtet und Ende letz-
ten Jahres haben wir die Offshore-Haftungsregelung 
beschlossen. Das ist eine Sonderregelung im Energie-
wirtschaftsgesetz, die für Windparkbetreiber eine Ent-
schädigung vorsieht, wenn der Netzanschluss z. B. 
nicht rechtzeitig fertig wird oder wenn der Netzan-
schluss längere Zeit unterbrochen wird. In dem Rah-
men haben wir im Übrigen auch den Systemwechsel 
bei der Netzanbindung eingeleitet. Nun kann auch der 
Netzausbau gesteuert werden.

Zum Thema Finanzierung der Netzanschlüsse Off-
shore: Wir haben uns in den letzten Jahren intensiv 
mit den Schwierigkeiten bei der Finanzierung der Off-
shore-Netze in der Nordsee auseinandergesetzt. Ich 
kann Ihnen versichern: Mein Haus ist offen für die 
Diskussion zur Bildung einer Netz AG. 

Im Workshop V Offshore-Windenergie haben Sie sich 
für einen verlässlichen Ausbaurahmen ausgesprochen. 
Das ist auch das Ziel der Bundesregierung: Wir brau-
chen Transparenz und klare Perspektiven. Das ist ein 
zentrales Anliegen der Anlagenhersteller, Zulieferer, 
Häfen, Logistiker, Netzbetreiber, aber auch der Politik. 
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Die Branche hält im Übrigen einen Ausbau der Wind-
energie auf See von 6 bis 8 GW bis 2020 für ingenieur-
technisch machbar und unter den Rahmenbedingungen 
des bestehenden EEG auch für finanzierbar. Das ent-
spräche vier bis fünf Prozent des deutschen Strom
verbrauchs!

2. �Um den Offshore-Ausbau sturmfest zu 
machen, müssen wir aber die Förder
bedingungen den Realitäten anpassen.

Dies muss nicht bedeuten, dass am Ende alles ganz  
anders wird: Mit dem Auslaufen des Stauchungs
modells Ende 2017 und der 7-prozentigen Degression 
ab 2018 ist bereits ein anspruchsvoller Kostenreduk
tionspfad vorgegeben. 
Es geht um zwei Dinge: Erstens müssen wir die Wett-
bewerbsfähigkeit der Technologie sichern, zweitens 
müssen wir die Kosten für die Stromverbraucher im 
Auge behalten. 
Ich denke, auch in der maritimen Wirtschaft bestehen 
große Bedenken gegenüber einem raschen Strompreis-
anstieg – hier müssen wir etwas machen!

Deshalb: Wir müssen uns auch die Vergütungshöhe für 
Offshore-Wind im EEG anschauen. Hier brauchen  
wir die Industrie: Beteiligen Sie sich weiter aktiv und 
konstruktiv an der Diskussion um die EEG-Reform 
und bringen Sie eigene Vorschläge ein, wie wir die  
Kosten in den Griff bekommen. 
Die Industrie sagt, sie sei in der Lage, erhebliche Kosten-
senkungen im nächsten Jahrzehnt zu realisieren. Vor 
allem durch verstärkte Standardisierung und Indus
trialisierung der Projektabläufe. Insbesondere im  
Bereich Logistik und bei Großkomponenten, z. B. bei 
Fundamenten.
Im Verfahrensvorschlag zur Neuregelung des EEG  
haben wir die Eckpunkte für eine grundlegende  
Reform des EEG skizziert, später dann wurden durch 
Herrn Minister Altmaier die notwendigen Sofortmaß-
nahmen für eine Strompreis-Sicherung vorgeschlagen. 
EEG-Reform und Strompreisbremse – beides wird 
nach meiner vollen Überzeugung helfen, den gesamt-
gesellschaftlichen Konsens für die Energiewende  
aufrechtzuerhalten: Das ist auch für den Erfolg der 
Offshore-Technik entscheidend!

Sie kennen das Ergebnis des Energiegipfels vom 21. 
März: Die Gespräche zwischen Bund und Ländern sind 
dazu noch nicht abgeschlossen. 

Mit der Reform des EEG wollen wir den Ausbau der 
Offshore-Windenergie nicht ausbremsen – im Gegen-
teil. Was wir brauchen, ist ein verlässlicheres, effizien-
teres und breiter akzeptiertes Fördersystem, als wir  
es heute haben. Stabile Strompreise sind auch für die 
maritime Wirtschaft eine Überlebensbedingung.

Lassen Sie mich noch zwei weitere Themen anspre-
chen:

→→ Klimaschutz und 

→→ Luftschadstoffe 

3. �Auch der Seeverkehr muss einen Beitrag 
zum Klimaschutz leisten. 

Wir brauchen den Seeverkehr – ich sehe keine sinnvol-
le Alternative zum Warentransport auf Schiffen. Dies 
heißt aber auch, dass wir nach den Prognosen einen 
starken Anstieg der CO2-Emissionen aus dem Seever-
kehr in den kommenden Jahren erwarten – weil der 
Seeverkehr immer weiter wächst.
Ärgerlich in diesem Zusammenhang ist, dass trotz in-
tensiver Verhandlungen in der Internationalen See-
schifffahrts- Organisation (IMO) es dort bis heute keine 
ausreichenden Maßnahmen zum Klimaschutz im See-
verkehr gibt.
Immerhin: Die IMO hat im Jahr 2011 einen Energieef-
fizienz-Grenzwert für neue Schiffe beschlossen. Dieser 
wird wegen der langen Lebensdauer von Schiffen nur 
langfristig zu einer Emissionsminderung führen.
Aber: Bestehende Schiffe unterliegen keinen wirkungs-
vollen Klimaschutzmaßnahmen!
Alles, was momentan diskutiert wird, kann nur ein 
Zwischenschritt sein: Ich will, dass die Schifffahrt auch 
morgen noch das Verkehrsmittel Nr. 1 für den Waren-
transport ist. Deshalb muss sie ihren Beitrag zum  
Klimaschutz leisten – so effizient wie möglich und so 
wettbewerbsorientiert wie möglich.
Das könnte vor allem durch ein funktionsfähiges 
Emissionshandelssystem mit einem absoluten Minde-
rungsziel für den Seeverkehr erreicht werden.
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International ist viel Zeit verstrichen, ohne hinreichen-
de Erfolge. Da die EU für einen bedeutenden Anteil der 
globalen Emissionen aus dem Seeverkehr verantwort-
lich ist, können EU-Maßnahmen einen wichtigen Bei-
trag zum Klimaschutz im Seeverkehr leisten. 
Aus diesem Grund begrüße ich die Ankündigung der 
Kommission, in diesem Jahr einen Vorschlag für das 
Monitoring der CO2-Emissionen aus dem Seeverkehr 
vorzulegen.

Eng damit verbunden ist das Thema Luftschadstoffe.

4. �Klimaschutz ist die eine Baustelle, die 
Luftschadstoffe sind die andere: Wir  
dürfen nicht zulassen, dass mühsam 
erstrittene Standards wieder aufgeweicht 
werden. 

In Küstenregionen und gerade in den Häfen muss die 
Luft sauberer werden – deshalb ist mit dem BMU kein 
Abrücken von den internationalen Vereinbarungen zur 
Luftreinhaltung zu machen!
Deutschland gehörte zu den Initiatoren einer Über
arbeitung der so wichtigen Anlage VI des MARPOL-
Übereinkommens. Deutschland hat die Vorgaben der 
Internationalen Seeschifffahrts-Organisation (IMO)  
bereits im Jahr 2010 in nationales Recht umgesetzt  
(17. VO Umweltschutz See). 
Die revidierte Anlage VI des MARPOL-Übereinkom-
mens sieht eine stufenweise Reduzierung des Schwefel
gehalts von Schiffskraftstoffen von 4,50 Prozent vor 
dem 01.01.2012 über 3,50 Prozent ab dem 01.01.2012 
auf 0,50 Prozent ab dem 01.01.2020 vor. In den Schwe
felemissions-Überwachungsgebieten (SECA) auf  
Nord- und Ostsee geht die Reduzierung weiter: hier 
galt zunächst ein Grenzwert von 1,5 Prozent, der am 
01.07.2010 weiter auf 1 Prozent gesenkt wurde. 
Ab 2015 wird der Grenzwert in den SECA in einem 
letzten Schritt auf 0,1 Prozent reduziert.

Nun gibt es eine neue Diskussion. Sie geht zurück auf 
einen Vorstoß Frankreichs, das aufgrund der strikteren 
Schwefelgrenzwerte unerwünschte Verkehrsverlage-
rungen befürchtet. 
Es geht dabei darum, mit einer europäischen Initiative 
nachträglich entweder Übergangsregelungen oder 
Ausnahmeregelungen zu schaffen. Das Bundesum
weltministerium kann dies nicht mittragen!

Ein europäischer Positionswechsel innerhalb der IMO 
würde die politische Glaubwürdigkeit der Initiatoren 
schwer beschädigen und die Durchsetzung europäischer 
Interessen für die Zukunft deutlich erschweren. 
Dies würde auch alle Fortschritte im Umwelt- und  
Gesundheitsschutz auf europäischen Gewässern 
(SECA) wieder in Frage stellen.
Außerdem: So können wir mit den Wirtschaftsbeteilig-
ten, die schon angefangen haben, sich darauf einzu-
stellen, nicht umgehen! 

Deshalb sehen wir dies wie die EU-Kommission:  
Wir können maximal über EU-Fördermaßnahmen und 
Unterstützung bei der Umsetzung reden. 

Ich danke Ihnen für Ihre Aufmerksamkeit! 

Ursula Heinen-Esser
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Sehr geehrte Damen und Herren,

1. �Ausgangspunkt geostrategische Lage 
Deutschands: kontinentale Mittelmacht

→→ Deutschland verfügt an Ost- und Nordsee über eine 
beträchtliche Küstenlänge. Die Gewässer vor den 
deutschen Küsten gehören zu den am meisten be-
fahrenen Seewegen der Welt.  

→→ Gemessen an der Gesamtlänge der deutschen 
Grenzen sind diese Küstenlinien allerdings ver-
gleichsweise kurz. Zudem liegt Deutschland an 
zwei Randmeeren. Durch unsere geografische Lage 
und unsere Geschichte unterscheiden wir uns von 
klassischen Seemächten mit historisch gewachse-
nem Selbstverständnis wie z. B. Großbritannien, 
Spanien oder Portugal.  

→→ Vor diesem Hintergrund verwundert es nicht, dass 
sich Deutschland nicht vorrangig als Seefahrernati-
on versteht. Wirtschafts- und sicherheitspolitische 
Diskussionen in Deutschland schenken der See im 
Vergleich zu anderen Nationen ein geringeres Maß 
an Aufmerksamkeit. Das Selbstverständnis 
Deutschlands ist traditionell eher kontinental aus-
gerichtet. 

→→ Deutschland liegt mitten in Europa und ist von be-
freundeten und verbündeten Nationen umgeben. 
Eine militärische Bedrohung unserer Küsten ist 
derzeit sehr unwahrscheinlich. 

→→ Die Versuchung, Maritime Sicherheit in der Priori-
tät nach hinten zu verschieben, ist vor diesem Hin-
tergrund groß. Das wäre bequem, aber falsch.  

→→ Sicherheit auf hoher See ist für Deutschland von 
überragender Bedeutung. Es wird oft nicht aus
reichend wahrgenommenen, welchen Risiken und 
Bedrohungen diese Sicherheit unterliegt. Ich 
möchte deshalb in aller Deutlichkeit sagen: Würde 
Deutschland von den Seeverbindungswegen abge-
schnitten, bräche das geordnete Leben in unserem 
Land innerhalb weniger Tage zusammen. 



2. �Bedeutung der maritimen Dimension für 
die deutsche Wirtschaft

 
→→ Maritimes Denken sollte deshalb – auch über die 

Küstenregionen hinaus – einen höheren Stellen-
wert einnehmen, als dies bisher der Fall ist.  

→→ Ich will einige Beispiele nennen:

a.	 Import/Export, Rohstoffe

→→ Deutschland produziert und exportiert höchst er-
folgreich hochwertige Industriegüter. Dazu benö-
tigt die Industrie erstens Rohstoffe wie Kupfer, 
Zink, Eisenerz, Stahl und viele andere. Ein großer 
Teil dieser Rohstoffe wird über den Seeweg nach 
Deutschland importiert. Zweitens müssen die ferti-
gen Produkte aus Deutschland an ihre Bestim-
mungsorte kommen. Auch das passiert zu einem 
großen Teil über See.  

→→ Rohstoffe benötigt aber nicht nur die Industrie.  
Jeder Einzelne von uns braucht Öl, Gas, oder Kohle, 
um den täglichen Bedarf an Energie zu decken. 

→→ Auch wenn wir auf einem guten Weg sind, uns hier 
unabhängiger zu machen – Minister Altmaier hat 
eben dazu ausgeführt – müssen fossile Energieträger 
zunächst weiterhin nach Deutschland importiert 
werden – auch dies zu einem großen Teil über See. 

→→ Für Deutschland sind sichere und zuverlässige  
Seewege deshalb von höchster Bedeutung. Sichtbar 
wird dies immer wieder an einem ganz einfachen 
Bild: Noch vor wenigen Jahren wurde bei den 
abendlichen Nachrichten ein Bild von den Indust-
rieanlagen im Ruhrgebiet gezeigt, wenn die Kon-
junkturdaten verlesen wurden. Heute sind Hafen-
anlagen als plakatives und für jeden verständliches 
Zeichen dafür zu sehen, dass eigene Konjunktur 
und Export über den Seeweg eng miteinander  
verzahnt sind!

b.	Handelsflotte/Schifffahrtsstandort

→→ Es sind nicht nur die Im- und Exporte, die die mari
time Dimension so wichtig machen. Deutschlands 
große Handelsflotte ist auf dieser Konferenz ein 
zentrales Thema.  

→→ Deutschland profitiert daher auch dann vom Welt-
handel, wenn nicht eigene Im- oder Exporte in 
Rede stehen. Deutschlands Häfen, als leistungsfähi-
ge logistische Dienstleistungszentren, tragen das 
ihre zu unserer Wettbewerbsfähigkeit bei. Die See-
fahrt ist ein selbständiger Wirtschaftsfaktor. 
Deutschland ist mit ihren Entwicklungen verbun-
den, wird mit ihren Problemen und Herausfor
derungen konfrontiert, und profitiert von ihren  
Erfolgen.

c.	 Werftindustrie

→→ Ein weiteres, auch sicherheitspolitisch wichtiges 
Element ist die Spitzenstellung Deutschlands im 
Spezialschiffbau. Wie in anderen Industriezweigen 
überzeugt Deutschland auch hier nicht mit Mas-
sengütern, sondern mit Spitzenprodukten, zu deren 
Erstellung nur wenige Länder weltweit in der Lage 
sind. 

→→ Dazu gehört auch militärischer Schiffbau. In einigen 
Wochen wird wenige hundert Meter von hier das 
neueste U-Boot der Deutschen Marine getauft.  
Dieses Boot ist – das darf man mit Fug und Recht 
sagen, das modernste nicht-nukleare U-Boot der 
Welt und ein Zeichen für die Leistungsfähigkeit  
der deutschen Maritimen Industrie.

d.	Meer als Ressource

→→ Für die deutsche Wirtschaft ist das Meer auch als 
Ressource wichtig. Dies gilt einerseits für die  
traditionellen Reichtümer, die das Meer für den 
Menschen bereithält, aber zunehmend auch für die 
Energiegewinnung wie bspw. durch die von Minis-
ter Altmaier angesprochenen Offshore-Windparks. 

→→ Das ist nicht nur technisch anspruchsvoll. Wir 
müssen auch Sicherheitsfragen beantworten, die 
von der „Rettung aus Offshore-Einrichtungen“  
bis hin zum Schutz dieser bedeutsamen Infrastruk-
tur reichen.  

→→ Ich möchte ein Zwischenfazit ziehen: Die Bedeu-
tung des maritimen Sektors für Deutschland lässt 
sich nicht allein an der Länge der Küstenlinie fest-
machen. Sie hat selbstverständlich eine ausgeprägte 
wirtschafts- und sicherheitspolitische Dimension! 
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→→ Mit der wachsenden Bedeutung des Seeraums für 
Deutschland muss aber auch unsere Sensibilität für 
Risiken und Bedrohungen wachsen, die den freien 
Zugang und die sichere Nutzung der See gefährden  
können.

3. Maritime Risiken und Bedrohungen

→→ Freier Seehandel und die Nutzung der See als Wirt-
schaftsraum sind gegenwärtig nicht unmittelbar 
gefährdet. Es gibt aber keine Garantie, dass das so 
bleibt. Das Funktionieren dieses hochkomplexen 
Systems ist keine Selbstverständlichkeit! 

→→ Wenn wir Bedrohungen erst begegnen, wenn sie 
akut werden, kann es bereits zu spät sein.  

→→ Krisenprävention und eine weitsichtige Politik  
haben deshalb auch im maritimen Kontext eine 
hohe Bedeutung. Es gibt bereits heute Bedrohun-
gen für die freie Nutzung der See, die wir sehr  
ernst nehmen müssen:

a. Piraterie

→→ Das prominenteste, die Schlagzeilen beherrschen-
de, Thema war in den vergangenen Jahren die  
Piraterie, nicht nur am Horn von Afrika, aber dort 
ganz besonders. 

→→ Verschiedene Einsätze, unter anderem die laufende 
EU-Operation ATALANTA, haben dazu beigetragen, 
dass Piraterieaktivitäten derzeit rückläufig sind. 
[2007: 263 Vorfälle weltweit; 2011: 439 Vorfälle 
weltweit, 2012: 297 Vorfälle weltweit, die dem Inter-
national Maritime Bureau gemeldet wurden].  

→→ Das darf allerdings nicht dazu führen, dass wir uns 
zurücklehnen. Das Vorgehen gegen Piraterie auf 
See ist notwendig. Es bleibt aber eine Symptom
bekämpfung. Die Wurzeln des Problems liegen an 
Land. Solange Armut und Nichtexistenz von Staats-
gewalt einen Nährboden für Piraterie bilden, wird 
sie immer wieder aufflammen.  

→→ Am Beispiel Somalia heißt das: Gelingt es nicht, 
dieses Land zu stabilisieren, wird ATALANTA auch 
noch in 30, 40 oder 50 Jahren notwendig sein. 

→→ Dieser Einschätzung trägt die Bundesregierung mit 
einem vielfältigen vernetzten Engagement am 
Horn von Afrika Rechnung. Deutschland ist zusam-
men mit Frankreich und Spanien größter Truppen-
steller der Operation ATALANTA. 

→→ Die Bundeswehr beteiligt sich aber auch an der 
Ausbildungsmission für somalische Sicherheits-
kräfte, EUTM Somalia, in Uganda. Deutschland 
wirkt darüber hinaus an der vorwiegend zivilen 
Mission EUCAP NESTOR mit, die durch Ausbil-
dungs- und Ausrüstungshilfe die Kapazitäten von 
Staaten in der Region zur Kontrolle des Seeraums 
und der Küstengebiete stärkt. Und Deutschland 
hilft den Menschen in Somalia mit zahlreichen 
weiteren Initiativen, zum Beispiel über das Bundes-
ministerium für wirtschaftliche Zusammenarbeit 
und Entwicklung.

b. Terrorismus

→→ Eine weitere Bedrohung für freie Seewege ist der 
Terrorismus. Auf See, an den Küsten und in Häfen 
gab es bereits vereinzelt Terroranschläge. Vor allem 
die Anschläge auf den US-Zerstörer USS Cole 
(2000), den französischen Tanker Limburg (2002), 
Ölanlagen der Firma Shell im Golf von Guinea 
(2008) und den japanischen Tanker Star (2010) sind 
hier anzuführen. 

→→ Auch wenn diese Anschläge bisher keine gravieren-
den Auswirkungen auf die generelle Sicherheit auf 
See bzw. auf die Seehandelsrouten hatten, muss das 
nicht so bleiben. Bei meinen Besuchen des deut-
schen Einsatzkontingentes ATALANTA in Djibouti 
haben die dortigen Regierungsvertreter verschie-
dentlich die Sorge vor einer Destabilisierung des Je-
men geäußert, insbesondere im Hinblick auf eine 
terroristische Bedrohung der Seeschifffahrt vor der 
Küste des Jemen.  

→→ Vor dem Hintergrund unserer wirtschaftlichen Ab-
hängigkeit von freien Seehandelsrouten können 
wir diese Risken nicht ignorieren. Die bereits er-
wähnte und absehbare intensive Nutzung des See-
raums wird den Schutz kritischer Infrastruktur, 
auch in unseren Häfen, zukünftig noch notwendi-
ger machen.
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c. Regionale Entwicklungen / v. a. Stabilität Asien

→→ Weltweite maritime Sicherheit ist auch durch sicher-
heitspolitische Entwicklungen in weit entfernten 
Gebieten beeinflusst. Gestatten Sie mir deshalb einen 
Blick nach Asien.  

→→ Asiens Wirtschaftskraft nimmt zu, es gilt als der 
Wachstumsmarkt des 21. Jahrhunderts. Die See
handelsrouten Asiens sind Lebensadern der lokalen 
und globalen Wirtschaft. 

→→ In dieser auch sicherheitspolitisch sehr komplexen 
Region treffen viele alte und neue Interessen auf
einander: 

→→ Es gibt dort unter anderem alte zwischenstaatliche 
Streitigkeiten, die unverändert starke nationale 
Emotionen hervorrufen. 

→→ Die zunehmende Modernisierung und der Ausbau 
der Seestreitkräfte in einigen asiatischen Ländern 
ist einerseits Resultat der aufgezeigten Entwick-
lung. Andererseits kann maritime Aufrüstung das 
Gleichgewicht und die Stabilität in der Region  
gefährden. 

→→ Auch hier wird deutlich, dass ein funktionierender 
Seetransport nicht eine ungefährdete Selbstver-
ständlichkeit darstellt. Konflikte und Probleme, die 
uns zunächst sehr fern erscheinen, können uns 
durch unsere wirtschaftliche Verflechtung sehr 
schnell zumindest indirekt erreichen. 

4. Zusammenfassung und Ausblick

→→ Angesichts der herausragenden Bedeutung der ma-
ritimen Dimension für die Wirtschaft Deutschlands 
müssen wir mit großer Aufmerksamkeit Risiken 
und Bedrohungen auf Hoher See entgegenwirken. 
Aus sicherheitspolitischer Sicht möchte ich hier  
ergänzen, dass natürlich auch für militärische  
Operationen an Land – auch in Afghanistan oder 
wie erst kürzlich gesehen beim Transport der Patri-
ot-Batterien in die Türkei – der Präsenz auf See  
und dem Seetransport eine hohe Bedeutung bei
zumessen ist. 

→→ Die Verteidigungspolitischen Richtlinien von 2011 
beschreiben den strategischen Rahmen und die 
Aufgaben der Bundeswehr. Sie formulieren darüber 
hinaus die sicherheitspolitischen Zielsetzungen 
und Interessen der Bundesrepublik Deutschland. 

→→ Dieses Grundsatzdokument stellt klar, dass sich  
die Sicherheitsinteressen Deutschlands im mariti-
men Raum darauf konzentrieren, den „freien und 
ungehinderten Welthandel sowie den freien Zu-
gang zur Hohen See und zu natürlichen Ressourcen 
zu ermöglichen“. Unsere maritimen Sicherheits
interessen führen uns demnach nicht nur vor unsere 
Haustür, sondern weiter hinaus in die Welt, als  
vielen Bürgern bewusst ist. 

→→ Die Gewährleistung zuverlässiger und sicherer 
Transportwege zur See ist natürlich keine Aufgabe 
für Deutschland alleine. Fast alle unserer Bündnis-
partner haben ein ähnlich hohes Interesse am 
funktionierenden Seehandel. Wir dürfen uns aber 
nicht darauf verlassen, dass andere für uns die Ver-
antwortung übernehmen. Deutschland profitiert 
als Exportnation und als Betreiber einer großen 
Handelsflotte von Stabilität und Sicherheit auf den 
Weltmeeren und muss deshalb auch einen ange-
messenen Beitrag leisten, Risiken und Gefährdungen 
entgegenzuwirken.  

→→ Die Neuausrichtung der Bundeswehr hat deshalb 
eine wichtige maritime Dimension.  

→→ Es ist kein Zufall, dass die Reduzierung der Marine 
im Vergleich zu allen anderen Teilstreitkräften mit 
Abstand am geringsten ausfällt.  

→→ Es ist kein Zufall, dass die Marine in Teilbereichen, 
zum Beispiel bei den U-Booten und bei den Ein-
satzgruppenversorgern, wieder aufwächst – gegen 
den Trend. 

→→ Es ist kein Zufall, dass eine Marine- und Hafenstadt 
erstmalig in der Geschichte der Bundeswehr ihr 
größter Standort in ganz Deutschland sein wird. 
(zum Leidwesen von Kiel ist das Wilhelmshaven, 
aber dafür sprachen unter anderem strategische 
Gründe).  
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→→ Bei allen Herausforderungen, die in der Zukunft 
noch zu meistern sein werden: Dass die maritime 
Sicherheit eine Achillesferse für den Wohlstand  
unseres Landes ist, bleibt unstrittig. 

→→ Die Bundesregierung hat das erkannt und räumt 
dem Thema eine hohe Priorität ein. 

→→ Konzepte sind notwendig. Sie sind aber nichts wert 
ohne die Männer und Frauen, die sie vor Ort um-
setzen. Schließen möchte ich deshalb mit einem 
Dank an diejenigen, die maritime Sicherheit zu  
einer greifbaren und erfahrbaren Größe machen: 
An die Soldatinnen und Soldaten, an die Polizis
tinnen und Polizisten und an zahlreiche weitere 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Bundes und 
der Länder, die unter herausfordernden Bedingun-
gen, bei Kälte, bei Hitze und bei Seegang, zum  
Teil unter monatelanger Trennung von ihren  
Familien, dafür sorgen, dass die Meere und unser 
Land ein Stück sicherer werden.

Ich danke Ihnen für Ihre Aufmerksamkeit.

Thomas Kossendey
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1 Headlineg
Schlusswort

Hans-Joachim Otto
Parlamentarischer Staatssekretär beim  
Bundesminister für Wirtschaft und Technologie 
und Koordinator der Bundesregierung für die 
maritime Wirtschaft

Meine Damen und Herren, 

wir sind jetzt am Ende der Konferenz. 
Wir gehen mit einem Bündel an Informationen, Anre-
gungen und auch neuen Perspektiven nach Hause. 
Vielleicht haben wir auch den einen oder anderen hilf-
reichen Kontakt hier auf der Konferenz knüpfen kön-
nen. 

Jetzt geht es darum, die Handlungsempfehlungen auch 
umzusetzen. Und dabei bedarf es der Anstrengungen 
aller maritimen Akteure in den Unternehmen, den 
Verbänden, den Gewerkschaften, den Einrichtungen 
von Forschung und Lehre und natürlich auch der Poli-
tik – in den Ländern ebenso wie im Bund. 
In einigen Wochen werden wir allen Teilnehmern auch 
noch die Dokumentation der Konferenzergebnisse 
übermitteln. Da haben wir es dann auch noch einmal 
schwarz auf weiß, was uns in den nächsten zwei Jahren 
in der maritimen Wirtschaft beschäftigen wird. 

Bevor ich nun die Konferenz beschließe, verbleibt mir 
noch, Ihnen allen zu danken für Ihre engagierte Teil-
nahme an dieser Konferenz. Ich will auch nicht versäu-
men, all denen zu danken, die bei der Vorbereitung 
und Durchführung dieser Konferenz mitgewirkt ha-
ben. In den letzten Wochen haben sie wahrlich Großes 
geleistet und ganz wesentlich zum Erfolg dieser Konfe-
renz beigetragen.

Zum Schluss noch etwas Persönliches: Dies war auch 
meine letzte Nationale Maritime Konferenz als Mariti-
mer Koordinator der Bundesregierung. Ich möchte die 
Gelegenheit deshalb nutzen, um allen zu danken, die 
meine Arbeit mit Rat und Tat in den zurückliegenden 
vier Jahren unterstützt haben.
Unsere gemeinsame Bilanz kann sich sehen lassen!

Ich wünsche Ihnen allen einen guten Heimweg! 

Auf Wiedersehen und alles Gute!

Hans-Joachim Otto







www.bmwi.dewww.bmwi.de

http://www.bmwi.de
https://www.facebook.com/bundeswirtschaftsministerium
https://twitter.com/BMWi_Bund
http://www.youtube.com/wirtschaftspolitik
https://plus.google.com/%2Bbundeswirtschaftsministerium/posts
http://www.bmwi.de

	Dokumentation Nr. 598 - Achte Nationale Maritime Konferenz, 8. und 9. April 2013, Kiel
	Impressum
	Inhaltsverzeichnis
	Resümee 
	Programm
	Konferenz – Eröffnungsplenum
	Begrüßung – Hans-Joachim Otto
	Grußwort – Dr. Susanne Gaschke
	Grußwort – Torsten Albig
	Eröffnungsrede – Dr. Angela Merkel

	Konferenz – Abschlussplenum
	Rede – Hans-Joachim Otto
	Rede – Reinhard Meyer
	Bericht aus Workshop I – Schiffbauindust
	Bericht aus Workshop II – Hafenwirtschaf
	Bericht aus Workshop III – Seeschifffahr
	Bericht aus Workshop IV – Meerestechnik
	Bericht aus Workshop V – Offshore-Wi
	Bericht aus Workshop VI – Klima und Umwe
	Bericht aus Workshop VII – Maritime Sich
	Rede – Dr. Peter Ramsauer
	Rede – Ursula Heinen-Esser
	Rede – Thomas Kossendey
	Schlusswort – Hans-Joachim Otto





